32. Beilage im Jahre 2024 zu den Sitzungsberichten des XXXI. Vorarlberger Landtages

Regierungsvorlage Beilage 32/2024 — Teil A: Gesetzestext
Regierungsvorlage
. Gesetz
iiber eine Anderung des Dienstrechtes der Landes- und Gemeindebediensteten
— Sammelnovelle

Der Landtag hat beschlossen:
Artikel I

Das Landesbedienstetengesetz 2000, LGBILNr. 50/2000, in der Fassung LGBILNr. 15/2001,
Nr. 22/2002, Nr. 51/2002, Nr. 25/2003, Nr. 17/2005, Nr. 39/2007, Nr. 24/2009, Nr. 36/2009, Nr. 68/2010,
Nr. 11/2011, Nr. 25/2011, Nr. 36/2011, Nr. 30/2012, Nr. 35/2013, Nr. 44/2013, Nr. 49/2015, Nr. 58/2016,
Nr. 37/2018, Nr. 29/2019, Nr. 65/2019, Nr. 19/2020, Nr. 91/2020, Nr. 50/2021, Nr. 83/2021, Nr. 4/2022,
Nr. 42/2022, Nr. 72/2022, Nr. 5/2023 und Nr. 35/2023, wird wie folgt geédndert:

1. Im § 13 Abs. 7 wird der Ausdruck ,,§ 82 bzw. § 82a 1.V.m. § 82 durch den Ausdruck ,,§ 81b bzw. § 82
1.V.m. § 81b* ersetzt.

2. Im § 38 Abs. 1 wird die Wortfolge ,,die Verlegung des Wohnsitzes, die EheschlieBung, die Begriindung
einer eingetragenen Partnerschaft, der Zuwachs und das Ausscheiden versorgungsberechtigter
Angehoriger sowie bei weiblichen Landesbediensteten die Schwangerschaft, sobald ihnen diese bekannt
ist.“ durch folgende lit. a bis e ersetzt:

,,a) die Verlegung des Wohnsitzes,
b) die EheschlieBung oder die Begriindung einer eingetragenen Partnerschaft,
c¢) das Hinzukommen und das Ausscheiden versorgungsberechtigter Angehoriger,
d) bei weiblichen Landesbediensteten die Schwangerschaft, sobald ihnen diese bekannt ist, sowie

e) der Verlust einer fiir die Ausiibung des Dienstes erforderlichen behordlichen Berechtigung oder
Befdhigung.“

3. Im § 40 Abs. 5 wird nach der Wortfolge ,Pflegekarenz nach § 42b,” die Wortfolge ,,bei einer Karenz
zur Begleitung von Kindern bei einem Rehabilitationsaufenthalt nach § 42d* eingefiigt.

4. Im § 40 Abs. 9 wird der erste Satz durch folgende Siitze ersetzt:

,Der Erholungsurlaub verféllt ohne Anspruch auf Entschddigung, wenn der Landesbedienstete den
Erholungsurlaub nicht bis zum 31. Dezember des dem Urlaubsjahr, in dem der Anspruch entstanden ist,
folgenden Kalenderjahres verbraucht hat. Ist der Verbrauch bis zu diesem Zeitpunkt aufgrund einer
Dienstverhinderung durch Krankheit oder infolge eines Unfalles nicht moglich, so tritt der Verfall erst mit
Ablauf des folgenden Kalenderjahres ein.*

5. Im nunmehrigen § 40 Abs. 9 dritter Satz wird die Wortfolge ,Ist der Verbrauch des Erholungsurlaubes
aus einem der nachfolgend genannten Griinde nicht moglich, verldngert sich die Frist“ durch die
Wortfolge ,,.Dieser Zeitraum verléngert sich in den folgenden Féllen* ersetzt.

6. Der § 40 Abs. 9 lit. a entfdllt; die bisherigen lit. b bis e werden als lit. a bis d bezeichnet.

7. Im nunmehrigen § 40 Abs. 9 lit. ¢ wird der Ausdruck ,42b,* durch die Wortfolge ,,§ 42b, einer Karenz
zur Begleitung von Kindern bei einem Rehabilitationsaufenthalt nach § 42d, ersetzt.



8. Im nunmehrigen § 40 Abs. 9 vierter Satz wird die Wortfolge ,die genannte Frist” durch die Wortfolge
»der genannte Zeitraum® ersetzt.

9. Im nunmehrigen § 40 Abs. 9 fiinfter Satz wird die Wortfolge ,Nicht rechtzeitig verbrauchter* durch die
Wortfolge ,,Der Verfall von nicht rechtzeitig verbrauchtem® und die Wortfolge ,,verfillt ohne Anspruch
auf Entschadigung® durch die Wortfolge ,tritt nur ein‘ ersetzt.

10. Der § 40 Abs. 10 lautet:

,(10) Bei Auflosung des Dienstverhiltnisses oder anldsslich des Ausscheidens aus dem Dienststand
gebiihrt dem Landesbediensteten eine Abfindung fiir den bis zu diesem Zeitpunkt noch nicht verbrauchten
Erholungsurlaub. Sie betrégt fiir jede nicht verbrauchte Urlaubsstunde den 174. Teil des Monatsbezuges
zuziiglich anteiliger Sonderzahlungen und pauschalierter Nebenbeziige, der dem Landesbediensteten fiir
den letzten Monat seines Dienstverhéltnisses bei Vollbeschéftigung gebiihrt hat oder gebiihrt hétte. Im
Falle einer Entlassung, einer Aufldsung aufgrund einer strafgerichtlichen Verurteilung oder wenn der
Landesbedienstete das Dienstverhéltnis unberechtigterweise vorzeitig aufgelost hat, gebiihrt ihm fiir den
Erholungsurlaub des laufenden Kalenderjahres eine Abfindung fiir hochstens 160 Urlaubsstunden. Sofern
das Beschéftigungsausmall des Landesbediensteten herabgesetzt worden ist, verringert sich die Anzahl
der Stunden entsprechend der Herabsetzung.*

11. Nach dem § 42c wird folgender § 42d eingefiigt:

,»$ 42d
Karenz zur Begleitung von Kindern bei einem Rehabilitationsaufenthalt

(1) Einem Landesbediensteten, dessen Kind, Stief-, Wahl- oder Pflegekind oder Kind der Person, mit
der der Landesbedienstete in Lebensgemeinschaft lebt, welches das 14. Lebensjahr noch nicht vollendet
hat und dem vom zustindigen Sozialversicherungstrager ein stationdrer Aufenthalt in einer
Rehabilitationseinrichtung bewilligt wurde, ist auf Antrag zum Zweck der notwendigen Begleitung des
Kindes eine Karenz gegen Entfall der Beziige im Ausmal} von hdchstens vier Wochen pro Kalenderjahr
zu gewiahren.

(2) Eine gleichzeitige Inanspruchnahme der Karenz durch beide Elternteile ist nicht zuldssig, aufler
deren Teilnahme ist therapeutisch notwendig. In diesem Fall darf deren Dauer insgesamt vier Wochen
nicht {iberschreiten. Die Karenz kann zwischen den Elternteilen geteilt werden, wobei ein Teil mindestens
eine Woche zu betragen hat. Die Inanspruchnahme eines Pflegeurlaubes nach § 40a ist fiir den selben
Anlassfall nicht zuléssig.

(3) Der Landesbedienstete hat die Karenz unter Bekanntgabe des Beginns und der Dauer der
Rehabilitation innerhalb einer Woche nach Zugang der Bewilligung durch den Sozialversicherungstrager
zu beantragen und die anspruchsbegriindenden Umstinde nachzuweisen.

12. Im § 44 Abs. 1 wird die Wortfolge ,,von zwei Jahren nach der Geburt durch die Wortfolge ,des
22. Lebensmonats® ersetzt und folgender zweiter Satz eingefiigt:

»Davon abweichend hat ein Landesbediensteter Anspruch auf Karenz bis zur Vollendung des zweiten
Lebensjahres des Kindes, wenn er im Zeitpunkt der Bekanntgabe (Abs. 4) alleinerziehend ist oder der
erwerbstitige andere Elternteil keinen Anspruch auf Karenz hat.*

13. Im § 44 Abs. 2 wird die Wortfolge ,,bis zum Ablauf von zwei Jahren nach der Geburt des Kindes unter
den in Abs. 1 genannten Voraussetzungen durch die Wortfolge ,,nach Mallgabe des Abs. 1 ersetzt.

14. Im § 45 Abs. 1 wird nach dem ersten Satz folgender Satz eingefiigt:

»leilen die Eltern die Karenz, so verldngert sich der Karenzanspruch bis zum Ablauf des zweiten
Lebensjahres des Kindes.*

15. Der § 47 Abs. 1 lautet:

»(1) Drei Monate der Elternkarenz konnen aufgeschoben und bis zum Ablauf des achten
Lebensjahres des Kindes verbraucht werden. Aufgeschobene Karenz kann jedoch nur genommen werden,
wenn eine Karenz spitestens zu folgendem Zeitpunkt geendet hat:

a) eine Karenz nach § 44 Abs. 1 erster Satz spitestens mit Ablauf des 19. Lebensmonats des
Kindes;

b) eine Karenz nach §44 Abs.1 zweiter Satz oder nach § 45 spitestens mit Ablauf des
21. Lebensmonats des Kindes;



¢) eine Karenz nach § 45 spétestens mit Ablauf des 18. Lebensmonats des Kindes, wenn auch der
andere Elternteil aufgeschobene Karenz in Anspruch nimmt.*

16. Der § 62 Abs. 2 lit. a entfdllt,; die bisherigen lit. b bis g werden als lit. a bis f bezeichnet.

17. Der § 63 Abs. 1 letzter Satz lautet:

»Verfligt der Landesbedienstete bei der Einstufung iiber eine hoherwertige Ausbildung als in der
Modellstelle festgelegt, verringert sich die erforderliche praktische Erfahrung; umgekehrt erhoht sich im
Falle einer Ausbildung, welche die in der Modellstelle festgelegten Anforderungen nicht erreicht, die
erforderliche praktische Erfahrung.*

18. Dem § 63 Abs. 2 werden folgende Sdtze angefiigt:

»Verfiigt der Landesbedienstete auch unter Beriicksichtigung des Abs. 1 zweiter Satz nicht iiber die fiir
die einschldgige Modellstelle erforderliche praktische Erfahrung, verringert sich fiir diesen Zeitraum der
Gehalt, sofern bis zu zwei Jahre an praktischer Erfahrung fehlen, um 5 %, ansonsten um 10 %. Verfiigt er
iiber mehr als die erforderliche praktische Erfahrung, ist der Landesbedienstete unter sinngeméfBer
Anwendung des § 66 in die entsprechend hohere Gehaltsstufe der jeweiligen Gehaltsklasse einzustufen.*

19. Der § 63 Abs. 2 letzter Satz wird, beginnend in einer neuen Zeile, als Abs. 4 bezeichnet.

20. Im § 63 wird nach dem nunmehrigen Abs. 2 folgender Abs. 3 eingefiigt:

»(3) Die Landesregierung hat durch Verordnung die ndheren Vorschriften iiber die Anrechnung von
Ausbildung und praktischer Erfahrung und deren wechselseitige Beriicksichtigung (Abs. 1 zweiter Satz
sowie Abs. 2 letzter Satz) festzulegen.*

21. Im nunmehrigen § 63 Abs. 4 wird die Wortfolge ,,Modellstellen gilt Folgendes* durch die Wortfolge
»Modellstelle ist der Landesbedienstete wie folgt einzustufen® ersetzt.

22. Im § 63 werden die bisherigen Abs. 3 und 4 als Abs. 5 und 6 bezeichnet.

23. Der § 65 entfillt.

24. Im § 69 Abs. 4 wird der Ausdruck ,,§ 82 durch den Ausdruck ,,§ 81b* ersetzt.
25. Der § 82 wird als § 81b und der § 82a als § 82 bezeichnet.

26. Im nunmehrigen § 82 Abs. 2 wird im Verweis auf § 62 nach dem Wort ,Monatsbezuges* die
Wortfolge ,.eine allfillige Zulage zur Anrechnung von Berufserfahrung oder besonderer Qualifikation
gemal § 82b sowie* eingefiigt.

27. Im nunmehrigen § 82 Abs. 2 wird im Verweis auf § 63 nach der Wortfolge ,,anzuwenden ist,” die
Wortfolge ,,der Abweichung zu Abs. 2, dass der zweite Satz nicht anzuwenden ist, der Abweichung, dass
Abs. 3 nicht anzuwenden ist“ eingefiigt und der Ausdruck ,,Abs. 3 durch den Ausdruck ,,Abs. 5 ersetzt.

28. Im nunmehrigen § 82 Abs. 2 entfillt der Verweis ,,§ 65 — Anrechnung von Berufserfahrung oder
besonderen Qualifikationen —.

29. Im nunmehrigen § 82 Abs. 2 entfillt der Verweis ,,§ 82 — Uberpriifungskommission — mit der
MaBgabe, dass abweichend von den Abs. 4, 5, 7 und 8 die Aufgaben der Uberpriifungskommission von
der Dienstbeurteilungskommission nach § 121 i.V.m. § 18 des Landesbedienstetengesetzes 1988
wahrgenommen werden; Abs. 6 gilt mit der MaBgabe, dass an Stelle der Personalvertretung der
Betriebsrat der Krankenanstalt, dem der jeweilige Bedienstete angehort, zu héren und diesem
Akteneinsicht zu gewéhren ist.” und wird folgender Verweis angefiigt:
“§ 81b—  Uberpriifungskommission —
mit der MaBgabe, dass abweichend von den Abs. 4, 5, 7 und 8 die Aufgaben der
Uberpriifungskommission von der Dienstbeurteilungskommission nach § 121 i.V.m. § 18
des Landesbedienstetengesetzes 1988 wahrgenommen werden; Abs. 6 gilt mit der Maflgabe,
dass an Stelle der Personalvertretung der Betriebsrat der Krankenanstalt, dem der jeweilige
Bedienstete angehort, zu horen und diesem Akteneinsicht zu gewéhren ist.”

30. Der § 82b wird als § 82a bezeichnet.



31. Nach dem nunmehrigen § 82a wird folgender § 82b eingefiigt:

»§ 82b
Anrechnung von Berufserfahrung oder besonderer Qualifikation

Dem Landesbediensteten, der eine fiir die vorgesehene Verwendung besonders geeignete
Berufserfahrung nachweist, kann eine Zulage bis zur Hohe des Unterschiedes zwischen dem Gehalt
seiner Gehaltsstufe und dem Gehalt jener Gehaltsstufe gewdhrt werden, die er erreicht hitte, wenn er
diese Zeiten nach den Bestimmungen dieses Gesetzes zuriickgelegt hitte; eine entsprechende Zulage kann
auch gewidhrt werden, wenn der Landesbedienstete eine sonstige fiir die vorgesehene Verwendung
besondere Qualifikation nachweist. Die vorgesehene Verwendung bestimmt sich durch die jeweilige
Modellfunktion. Die Zulage ist nach Mafigabe des Aufstiegs in eine hohere Gehaltsstufe oder eine hhere
Gehaltsklasse mit mindestens 50 v.H. des Erhohungsbetrages einziehbar zu gestalten. Anstelle der
Gewihrung einer Zulage kann die Einstufung in eine hohere Gehaltsstufe erfolgen.*

32.Im § 82c Abs. 2 entfillt der Verweis ,,§ 82 — Uberpriifungskommission — mit der Abweichung zu
Abs. 1, dass Abs. 1 lit. ¢ nicht anzuwenden ist und die Uberpriifungskommission auch ein Gutachten
dartiber erstattet, ob die Stelle, die ein Landesbediensteter bekleidet, nach Mallgabe der §§ 127 Abs. 3
iVm 82f Abs. 1 unrichtig bewertet oder in eine unrichtige Gehaltsklasse eingereiht ist sowie dariiber, ob
ein Landesbediensteter in Anwendung des § 82e Abs. 2 zweiter Satz in eine unrichtige Gehaltsklasse
eingestuft wurde; weiters mit der Abweichung zu Abs. 2, dass die Uberpriifungskommission in diesen
Féllen auch tiber Ersuchen des Dienstgebers ein Gutachten erstattet; schlieBlich mit der Abweichung zu
Abs. 3, dass der Dienstgeber in diesen Fallen dem Landesbediensteten mitzuteilen hat, ob dem Gutachten
der Uberpriifungskommission gefolgt wird oder nicht; im zweitgenannten Fall hat die Dienstbehorde bei
den Landesbeamten nach dem Vorliegen des Gutachtens der Uberpriifungskommission einen Bescheid zu
erlassen.” und wird folgender Verweis angefiigt:
»$ 81b —  Uberpriifungskommission —
mit der Abweichung zu Abs. 1, dass Abs. 1 lit. ¢ nicht anzuwenden ist und die
Uberpriifungskommission auch ein Gutachten dariiber erstattet, ob die Stelle, die ein
Landesbediensteter bekleidet, nach Maf3gabe der §§ 127 Abs. 3 iVm 82f Abs. 1 unrichtig
bewertet oder in eine unrichtige Gehaltsklasse eingereiht ist sowie dariiber, ob ein
Landesbediensteter in Anwendung des § 82e Abs. 2 zweiter Satz in eine unrichtige
Gehaltsklasse eingestuft wurde; weiters mit der Abweichung zu Abs. 2, dass die
Uberpriifungskommission in diesen Fillen auch iiber Ersuchen des Dienstgebers ein
Gutachten erstattet; schlieBlich mit der Abweichung zu Abs. 3, dass der Dienstgeber in
diesen Fillen dem Landesbediensteten mitzuteilen hat, ob dem Gutachten der
Uberpriifungskommission gefolgt wird oder nicht; im zweitgenannten Fall hat die
Dienstbehorde bei den Landesbeamten nach dem Vorliegen des Gutachtens der
Uberpriifungskommission einen Bescheid zu erlassen.*

33.Im § 87c Abs. 1 lit. d entfillt der Ausdruck ,,oder Teilpension gemaf} § 27a AIVG*.

34. Im § 87c Abs. 2 lit. b wird nach dem Wort ,entrichten ein Strichpunkt gesetzt sowie die Wortfolge
»dies umfasst auch jenen Anteil am Dienstnehmerbeitrag, der sich aus dem Unterschied der
Beitragsgrundlage vor der Herabsetzung und nach der Herabsetzung der regelméfBigen Arbeitszeit ergibt,*

eingefiigt.

35.Im § 87c Abs. 3 wird das Wort ,Monaten“ durch die Wortfolge ,,vollen Kalendermonaten® ersetzt,
nach der Wortfolge ,durchschnittlich gebiihrenden Entgelt® der Klammerausdruck ,,(Oberwert)®
eingefiigt und die Wortfolge ,,der herabgesetzten regelmafligen Arbeitszeit entsprechenden Entgelt* durch
die Wortfolge ,Entgelt, das im gleichen Zeitraum bei herabgesetzter Arbeitszeit gebiihrt hitte
(Unterwert) ersetzt.

36. Im § 87¢ Abs. 5 entfdllt der Ausdruck ,,oder Teilpension geméal § 27a AIVG*.

37. Im § 88 Abs. 1 lit. b wird nach dem Wort ,,Entlassung* die Wortfolge ,,sowie die Auflésung aufgrund
einer strafgerichtlichen Verurteilung (§ 90)* eingefiigt.

38. Im § 88 Abs. 1 lit. e wird am Ende der Beistrich durch einen Punkt ersetzt; der § 88 Abs. 1 lit.
entfdllt.

39. In der Uberschrift des § 90 wird nach dem Wort ,Dienstverhiltnis® ein Beistrich gesetzt sowie die
Wortfolge ,,Auflosung des Dienstverhdltnisses aufgrund einer strafgerichtlichen Verurteilung* eingefiigt.



40. Der § 90 Abs. 3 letzter Satz entfdllt.

41. Dem § 90 wird folgender Abs. 4 angefiigt:

»(4) Ist gegen den Landesangestellten ein strafgerichtliches Urteil im Sinne des §27 des
Strafgesetzbuches oder des § 3k des Verbotsgesetzes 1947 ergangen, gilt das Dienstverhdltnis mit dem
Zeitpunkt der Rechtskraft des Urteils als im Sinne einer Entlassung aufgelost.*

42. Im § 93 Abs. 3 wird das Wort ,zweijéhriger durch das Wort ,einjahriger sowie das Wort ,,zwei*
durch das Wort ,,drei’ ersetzt und entfillt die Wortfolge ,nach fiinfjdhriger Dienstzeit drei Monate,".

43. Im § 94 Abs. 6 wird nach dem Ausdruck ,,§ 42a* die Wortfolge ,,oder einer Karenz zur Begleitung von
Kindern bei einem Rehabilitationsaufenthalt gemal § 42d* eingefiigt.

44. Im § 95 lit. a wird der Ausdruck ,,§§ 82a 1iVm 62 Abs. 2 durch den Ausdruck ,,§§ 82 iVm 62 Abs. 2
ersetzt.

45. Im § 111c Abs. 1 wird der Ausdruck ,,§§ 82a Abs.2 iVm 64 Abs. 7 durch den Ausdruck ,,§§ 82
Abs. 2 1Vm 64 Abs. 7 ersetzt.

46. Nach dem § 132 wird folgender § 133 angefiigt:

; »$ 133
Inkrafttretens- und Ubergangsbestimmungen zur Novelle LGBL.Nr. ../2024

(1)Art.1 des Gesetzes iiber eine Anderung des Dienstrechtes der Landes- und
Gemeindebediensteten — Sammelnovelle, LGBI.Nr. ../2024, tritt, soweit Abs. 2 nichts anderes bestimmt,
am 1. Juli 2024 in Kraft.

(2) Die Anderung des § 87¢ durch LGBL.NT. ../2024 tritt riickwirkend am 1. Jinner 2024 in Kraft.

(3) Verordnungen auf der Grundlage des Art. I des Gesetzes iiber eine Anderung des Dienstrechtes
der Landes- und Gemeindebediensteten — Sammelnovelle, LGBIL.Nr. ../2024, kdnnen bereits mit dem der
Kundmachung der Novelle LGBIL.Nr. ../2024 folgenden Tag erlassen werden, diirfen jedoch frithestens am
1. Juli 2024 in Kraft treten.

(4) Fiir Elternkarenz und aufgeschobene Karenz von Landesbediensteten, deren Kinder vor dem
Inkrafttreten nach Abs. 1 geboren, an Kindes statt angenommen oder in unentgeltliche Pflege genommen
wurden, gelten die §§ 44, 45 und 47 in der Fassung vor LGBL.Nr. ../2024 weiter.

(5) Sofern vor dem Inkrafttreten nach Abs. 1 bei der Anrechnung von Berufserfahrung oder einer
besonderen Qualifikation geméaf3 § 65 in der Fassung vor LGBLNr. ../2024 anstatt einer Einstufung in die
hohere Gehaltsstufe eine Zulage gewihrt wurde, gebiihrt diese weiterhin.*

47. Die Anlage 3 wird durch die angeschlossene Anlage 3 ersetzt.



Anlage 3
(zu § 64 Abs. 3)

Textbausteine zur Anforderungsart

Wirkungsbereich

Textbausteine X

Anforderungsgrad

Textbausteine Y

Anforderungsgrad

Ausflihrung von gut Gberschaubaren, gleichbleibenden
Wiederholaufgaben innerhalb eines abgegrenzten

Die Tatigkeiten sind rein ausfiihrend. Die unterwiesenen

Aufgabenbereiches. Verstandnis fiir Ursachen und 12 16 Arbeitsablaufe sind exakt einzuhalten. Anderungen davon
Zusammenhange nur in einem geringen AusmaR nur in Absprache mit vorgesetzten Stellen.
erforderlich.
Ausflihrung von 6fters wechselnden Aufgaben innerhalb Die Ausfiihrungen erfordern 6fters Anpassungen und
eines umfassenden Aufgabenbereiches bzw. in einem 27 31 Optimierungen innerhalb des eigenen Arbeitsbereichs.
abgegrenzten Sachbereich, was Verstandnis fur die Diese werden eigenstdndig vorgenommen und haben kaum
Ablauflogik und das Erkennen der Prioritdten erfordert. Folgen flr nachgelagerte Stellen.
Einsatz in mehreren Sachbereichen bzw. in einem breit Die Ausfiihrungen erfordern immer wieder die Planung von
umfassenden Sachbereich mit Resultatsverantwortung, ) 6 Ablaufen nach Richtlinien, Schemata, Gewohnheit oder
was Verstdndnis fiir die Ablauflogik und fiir die Vernetzung Erfahrung. Dies hat Auswirkungen auf benachbarte
der Sachbereiche erfordert. Stellen, Kunden oder Dritte.
Die eigenen Planungs- und Einteilungs-Aktivitaten sind auf
individuelle, wechselnde Situationen auszurichten. Daraus
Umfassender Einsatz in einem Uberschaubaren, entstehen erhebliche kurz- bis mittelfristige Auswirkungen
abgegrenzten Fachbereich. Ursachen und Zusammenhéange 57 61 auf das Ergebnis/die Leistung (Produktivitit) des eigenen
missen durchschaut werden. Organisationsbereichs oder anderer Bereiche der
Organisation, auf Kunden oder externe
Ansprechpartnerinnen.
Die eigenen Aktivitdten haben innovativen,
Flachendeckende Bearbeitung eines breiten, umfassenden konzeptionellen Charakter und damit erhebliche mittel-
Fachbereichs mit starker Vernetzung innerhalb der 68 77 und langerfristige Auswirkungen auf das Ergebnis/die
Organisation. Leistung des eigenen oder anderer Organisationsbereiche,
auf Kunden und externe Ansprechparterinnen.
Die eigenen Aktivitaten fiihren zu grundsatzlichen
Umfassendem flachendeckende Bearbeitung mehrerer Konzeptionen (Unternehmensstrategien) und haben damit
anspruchsvoller Fachbereiche. Erfordert wichtige 81 94 massive langerfristige Auswirkungen auf das
fachbereichsubergreifende Aktivitaten. Leistungsangebot und das Ergebnis des eigenen und
anderer Unternehmensbereiche.
Umfassende Bearbeitung eines weit vernetzten
Unternehmensbereiches mit weitreichender 94

Handlungskompetenz und Gesamtverantwortung.




Textbausteine zur Anforderungsart
Entscheidungskompetenz

Textbausteine X Textbausteine Y

Anforderungsgrad  Anforderungsgrad

Bei der Bearbeitung der zugeteilten Aufgaben wird laufend
16 16 unterstltzt und betreut. Die Ausfiihrungen werden
Uberprift.

Die Aufgaben werden nach detaillierten, genauen kurzen
Anweisungen und Gberwachter Einarbeit ausgefiihrt.

Die Aufgaben werden nach summarischen, pauschalen
Auftragen, oder auch mehrstufigem Arbeitsplan oder nach
eingespielter/eingelibter Routine ausgefiihrt, was eigene
Festlegungen in Details erfordert.

Bekannte Aufgaben werden mehrheitlich selbstandig
31 31 ausgefihrt. Bei neuen Aufgaben wird Unterstiitzung
geboten. Fallweise Uberpriifung der Ausfiihrungen.

Bearbeitung eines Aufgabenbereichs nach klar in Normen, Weitgehend selbstandige Bearbeitung der zugeteilten
Handblchern oder sonstigen Regelungen festgelegten 46 6 Aufgaben. In der Regel SelbstUberprifung der
Rahmenvorgaben, was einfache Ermessensentscheide im Ausfihrungen. Das erfordert auch eigensténdige
bekannten Lésungsspektrum erfordert. Entscheide.

Bearbeitung eines Aufgabenbereichs mit mehreren

verschiedenen Schwerpunkten (z.B. fachliche und Neben der selbstdandigen Ausfiihrung der eigenen Aufgaben
administrative) nach groben Rahmenvorgaben. Das 61 61 werden Andere (Mitarbeiter, Behorden, Kunden, etc.) in
erfordert Ausarbeitung neuer Losungen, abgeleitet aus einem oder mehreren Sachbereichen fachlich betreut.

bekannten, erprobten Fallen.

Bearbeitung anspruchsvoller Probleme nach konkreten
Zielvorgaben mit breitem Handlungsspielraum auch in der 77 77
Wahl der Mittel.

Laufend fachliche Betreuung Anderer im einem
Fachbereich.

Umfassende Bearbeitung anspruchsvoller Probleme nach
generellen, groben Zielvorgaben, die es selbst zu 94 94
prazisieren gilt. Weitreichende Handlungskompetenz.

Weitldufige, vernetzte fachliche Betreuung von
Mitarbeitern in mehreren Themen- oder Fachbereichen.

Textbausteine zur Anforderungsart
Fachkompetenz

Textbausteine X Textbausteine Y

Anforderungsgrad  Anforderungsgrad

Zur Erflllung der Anforderungen bedarf es einer Anlernzeit

10 15 sowie praktischer Erfahrung von etwa 6 Monaten.
von mehreren Monaten.
Zur Erflllung der Anforderungen bedarf es eines . .
Lehrabschlusses ohne Zweckausbildung. 25 30 sowie praktischer Erfahrung von etwa 1 Jahr.
Zur Erfiillung der Anforderungen bedarf es eines 40 45 sowie praktischer Erfahrung von etwa 2 Jahren.

Lehrabschlusses mit Zweckausbildung (kfm. Fachschule)

Zur Erflllung der Anforderungen bedarf es eines

Lehrabschlusses mit Zusatzausbildung im AusmaR von ca.

150 Unterrichtseinheiten (im Rahmen einer 46 59 sowie praktischer Erfahrung von etwa 3 Jahren.
Einzelausbildung bzw. in Form eines individuell auf die

Funktion zugeschnittenen Curriculums).

Zur Erflillung der Anforderungen bedarf es einer

Meisterprifung oder AHS. 55 71 sowie praktischer Erfahrung von etwa 4 Jahren.

Zur Erflllung der Anforderungen bedarf es einer BHS. 65 83 sowie praktischer Erfahrung von etwa 5 Jahren.

Zur Erflllung der Anforderungen bedarf es einer BHS mit

Zusatzausbildung im AusmaR von ca. 300

Unterrichtseinheiten (im Rahmen einer Einzelausbildung 69 94 sowie praktischer Erfahrung von mehr als 5 Jahren.
bzw. in Form eines individuell auf die Funktion

zugeschnittenen Curriculums).

Zur Erflllung der Anforderungen bedarf es einer Ausbildung

zum Bachelor (Uni / FH). 74
Zur Erflllung der Anforderungen bedarf es einer Ausbildung

zum Bachelor mit Zusatzausbildung oder FH 79
Magister alt.

Zur Erflllung der Anforderungen bedarf es einer

Ausbildung zum Master (FH / Uni), FH Magister mit 84

Zusatzausbildung oder Uni Magister.

Zur Erflllung der Anforderungen bedarf es einer
Ausbildung zum Master mit Zusatzausbildung (FH / Uni) 89
oder Uni Magister mit Zusatzausbildung oder Uni Dipl. Ing.

Zur Erflllung der Anforderungen bedarf es eines Doktorats
mit Zusatzausbildung oder einer Ausbildung zum Uni Dipl. 94
Ing. mit Zusatzausbildung.




Textbausteine zur Anforderungsart
Kommunikation/Kundenorientierung

Textbausteine X Textbausteine Y

Anforderungsgrad  Anforderungsgrad

Abgesehen vom Kontakt mit dem eigenen Vorgesetzten
erfordert der Arbeitsablauf das Entgegennehmen von
Informationen und kurzen miindlichen Hinweisen mit evtl.
einfachen Ruckfragen.

Dabei geht es um Kontakte mit Kunden oder
16 16 Arbeitskollegen im eigenen Tatigkeitsablauf. Auskiinfte
ohne tiefere Hinterfragung von Fachaspekten.

Dabei geht es neben Einzelkontakten auch um Kontakte mit
Kunden oder Dritten auf zumeist dhnlichen

Positionsniveau. Fachliche Auskiinfte eingeschrankt auf

den eigenen Arbeitsbereich.

Abgesehen vom Kontakt mit dem eigenen Vorgesetzten
erfordert der Arbeitsablauf Ublicherweise gegenseitigen 31 31
Info-Austausch mit Riickfragen.

Der Schwerpunkt der Beratung liegt in der Empfehlung von Ansprechpartner sind in der Regel externe Personen im
MaRnahmen, Produkten oder Vorgehensweisen in Routine- 46 46 eingespielten Kontakt und/oder fallweise Mitarbeiterlnnen
fallen, was Abklarungen zur speziellen Situation erfordert. der internen mittleren Fihrungsebene.

Der Schwerpunkt der Beratung liegt in der Empfehlung von
Produkten, MaRnahmen und Vorgehensweisen in
individuellen Problemstellungen, was Situationsanalysen
und Optimierungen erfordert.

Ansprechpartner sind in der Regel externe fachlich
61 61 anspruchsvolle Personen und/oder regelmaRig
Mitarbeiterinnen der internen mittleren Fihrungsebene.

Ansprechpartner sind in der Regel externe Vertreter der 2.
Verhandlungen in Vorhaben nach bewdhrtem Ablauf in 77 77 Flhrungsebene, verantwortlich fur ihren
bekannten Geschaftsfillen. Organisationsbereich, oder fallweise Mitarbeiterinnen der
internen oberen Fiihrungsebene.

Ansprechpartner sind in der Regel externe
Verhandlungen in umfassenden variierenden Vorhaben 04 94 Geschéftsleitungen, Entscheidungstrager in Politik /
und grundsatzlichen Geschaftsfallen. offentlicher Verwaltung und/oder intern laufend hohe
Ebene.

Textbausteine zur Anforderungsart
Flihrungskompetenz-Linie

Textbausteine X Textbausteine Y

Anforderungsgrad  Anforderungsgrad

Zur Stelle gehéren Fihrungsaufgaben im Sinne direkter
Fihrung von ausfiihrenden Mitarbeiterinnen, die mit 19 16
Routineaufgaben befasst sind.

Die Personalbetreuung reicht etwa bis zu 3 direkt und
indirekt zugewiesenen Mitarbeitern.

Zur Stelle gehéren Fihrungsaufgaben im Sinne direkter

Flihrung von Mitarbeiterinnen, die in ihrem Sach- Die Personalbetreuung reicht etwa bis zu 6 direkt bzw.

/Fachbereich mit einem breiten Aufgabenspektrum befasst 37 31 indirekt unterstellten Mitarbeitern.
sind.
thr Stelle gehoren Fuhru.ngsf'—,uufgaben im Sinne direkter Die Personalbetreuung reicht etwa bis zu 12 direkt bzw.
Flihrung von Experten, die einen anspruchsvollen 56 46 . R .

. o indirekt unterstellten Mitarbeitern.
Fachbereich selbstdndig wahrnehmen.
Zur Stelle gehéren Fiihrungsaufgaben im Sinne von 75 61 Die Personalbetreuung reicht etwa bis zu 25 direkt bzw.
Flihrung von mehreren unterstellten Filhrungsebenen. indirekt unterstellten Mitarbeitern.
Zur Stelle gehoéren Fiihrungsaufgaben im Sinne von 94 77 Die Personalbetreuung reicht etwa bis zu 50 direkt bzw.
FUhrung ganzer Unternehmensbereiche. indirekt unterstellten Mitarbeitern.

94 Die Personalbetreuung umfasst mehr als 50 direkt oder

indirekt unterstellte Mitarbeiter.




Textbausteine zur Anforderungsart
Fihrungskompetenz Projekt/Fach

Textbausteine X

Anforderungsgrad

Textbausteine Y

Anforderungsgrad

Fachliche Uberpriifung von Arbeitsresultaten von Teams
oder Gruppen. Kontrolle von Arbeitsablaufen. Das

Einsatz und Wirkung beziehen sich auf einen klar

erfordert auch Information und Unterweisung von 16 16 definierten Aufgabenbereich und/oder Ablauf.
Kollegen.
ErtellerT von Auftragen '”? Tea’T" Fortschritts- und. Einsatz und Wirkung beziehen sich auf einen Sachbereich,
Ergebniskontrolle. Organisatorische Auftragsabwicklung. - uop s
. . ) . 31 31 der mehrere verschiedene Aufgaben und Abldufe in
Einarbeit, Unterweisung von Kollegen. Bericht zur . . A L
o . fachtechnischer und organisatorischer Hinsicht umfasst.
Arbeitssituation an Vorgesetzte.
Fachliche Fiihrung Uber klassische Team- oder
Bereichsgrenzen hinweg. Planung, Auftragserteilung, Einsatz und Wirkung beziehen sich auf einen klar
Kontrolle und Resultatabnahme. Koordinationsaufgaben. 46 46 definierten Fachbereich mit vertrauten Technologien und
Durchsetzung von Vorgaben, Richtlinien. Systemen.
Prozessverantwortung im zugeteilten Fachbereich.
Fach!lche Fhrung in konflllfttrachtlge Bel.angen Uber Einsatz und Wirkung beziehen sich auf einen komplexen
klassische Team- oder Bereichsgrenzen hinweg. X . .
o . o . 61 61 Fachbereich mit starker Vernetzung innerhalb der
Koordination von Bereichen mit divergierenden s
. Organisation.
Zielsetzungen.
PI’OJ?k.t|EItUng.In umf.a.ssenden Vorhaben, bei de.zren Einsatz und Wirkung beziehen sich auf mehrere
Realisierung die Beteiligten von weitgehend gleichen . R
) R 77 77 anspruchsvolle Fachbereiche mit starker Vernetzung
akzeptierten Zielsetzungen ausgehen innerhalb der Oreanisation
(Investitionsvorhaben, Einfiihrung von Systemen...). 5 )
Projektleitung in umfassenden Vorhaben, bei deren
Realisierung die Beteiligten zum Teil von erheblich 94 94 Einsatz und Wirkung beziehen sich auf einen gesamten

divergierenden Zielsetzungen ausgehen (konflikttrachtige
Konzeptionen und deren Realisierung).

Unternehmensbereich oder die gesamte Organisation.

Textbausteine zur Anforderungsart
Korperliche Beanspruchung

Textbausteine X

Textbausteine Y

Anforderungsgrad  Anforderungsgrad

Der anstrengende Teil der Ausfiihrungen erfordert im . .
wesentlichen Hand- und Armarbeit im Sitzen. 2 > Diese Beanspruchung erfolgt gelegentlich.
Der anstrengende Teil der Ausfihrungen erfordert im 19 14 Die Dauer dieser Beanspruchung erstreckt sich in der
wesentlichen Hand- und Armarbeit im Stehen. Regel ca. 10% der Arbeitszeit.
Der anstrengende Teil der Ausfiihrungen erfordert im 33 33 Die Dauer dieser Beanspruchung erstreckt sich in der
wesentlichen Hand- und Armarbeit im Gehen. Regel ca. 35% der Arbeitszeit.
Der anst.rengende T.ell der Ausfuhrungeﬂn erforde.rt 'm Die Dauer dieser Beanspruchung erstreckt sich in der
wesentlichen den Einsatz des ganzen Korpers bei gutem 56 56 N

. Regel ca. 70% der Arbeitszeit.
Bewegungsfreiraum.
Der anstrengende Teil der Ausfihrungen erfordert im . . S
wesentlichen den Einsatz des ganzen Korpers bei 94 94 Die Dauer dieser Beanspruchung erstreckt sich in der

eingeschranktem Bewegungsfreiraum.

Regel Uber anndhernd die ganze Arbeitszeit.




Textbausteine zur Anforderungsart
Umwelteinflisse

Textbausteine X Textbausteine Y

Anforderungsgrad  Anforderungsgrad

Die Ausfiihrungen werden behindert durch einen
Umgebungseinfluf schwacher Intensitat (Larm,
Lichtmangel, Blendung, Geruch, Schmutz, Chemie, Hitze,
Kalte, Durchzug, Nasse, Feuchtigkeit, rdumliche Enge,
Unfallgefahr, laufend hohe Aufmerksamkeit/Konzentration
zur Vermeidung von Unfillen/Schiden).

9 5 Diese Beanspruchung erfolgt gelegentlich.

Die Ausflihrungen werden behindert durch einen

Umgebungseinfluf mittlerer Intensitat (Larm, Lichtmangel,

Blendung, Geruch, Schmutz, Chemie, Hitze, Kalte, 19 14 Die Dauer dieser Beanspruchung erstreckt sich in der
Durchzug, Nasse, Feuchtigkeit, raumliche Enge, Regel bis zu ca. 10% der Arbeitszeit.

Unfallgefahr, laufend hohe Aufmerksamkeit/Konzentration

zur Vermeidung von Unfillen/Schaden).

Die Ausflihrungen werden behindert durch einen

UmgebungseinfluR starker Intensitat (Larm, Lichtmangel,

Blendung, Geruch, Schmutz, Chemie, Hitze, Kdlte, 33 33 Die Dauer dieser Beanspruchung erstreckt sich in der
Durchzug, Nasse, Feuchtigkeit, raumliche Enge, Regel bis zu ca. 35% der Arbeitszeit.

Unfallgefahr, laufend hohe Aufmerksamkeit/Konzentration

zur Vermeidung von Unfillen/Schaden).

Die Ausflihrungen werden behindert durch mehrere

Umgebungseinflisse schwacher Intensitat (Larm,

Lichtmangel, Blendung, Geruch, Schmutz, Chemie, Hitze, 6 56 Die Dauer dieser Beanspruchung erstreckt sich in der
Kalte, Durchzug, Nasse, Feuchtigkeit, rdumliche Enge, Regel bis zu ca. 70% der Arbeitszeit.

Unfallgefahr, laufend hohe Aufmerksamkeit/Konzentration

zur Vermeidung von Unfillen/Schaden).

Die Ausfiihrungen werden behindert durch mehrere

Umgebungseinflisse mittlerer Intensitat (Larm,

Lichtmangel, Blendung, Geruch, Schmutz, Chemie, Hitze, 04 94 Die Dauer dieser Beanspruchung erstreckt sich in der
Kalte, Durchzug, Nasse, Feuchtigkeit, rdumliche Enge, Regel Gber anndhernd die ganze Arbeitszeit.
Unfallgefahr, laufend hohe Aufmerksamkeit/Konzentration

zur Vermeidung von Unfillen/Schiden).

Textbausteine zur Anforderungsart
Passive psychische Belastung

Textbausteine X Textbausteine Y

Anforderungsgrad  Anforderungsgrad

Der Einsatz erfolgt in Situationen, die beruflich wenig oder
nur indirekt mit Verhaltensgeschadigten und Gebrechen
anderer zu tun haben. Solche Einflisse sind daher nicht
relevant.

0 0 Die Haufigkeit und Dauer der Belastung ist nicht relevant.

Die Ausilibung der Funktion ist vorranging ausgerichtet auf

an sich gesunde, jedoch schwierige, auch aggressive

Personen, was Konfrontationen und Konflikte mit sich 24 24 Solche Situationen ergeben sich wéchentlich.
bringt. Stelleninhaberlnnen sind in der Regel im Umgang

mit solchen Situationen geschult.

Die Auslibung der Funktion ist vorranging ausgerichtet auf

Pflege- und Betreuungsbedurftige (physisch oder

psychisch Geschadigte). Die damit verbundene 47 47 Solche Situationen ergeben sich taglich.
Konfrontation erfordert von dem / der Stelleninhaberin

besonderes Einflihlungsvermoégen und Festigkeit.

Die Ausilibung der Funktion ist vorranging ausgerichtet auf

Pflege und Betreuung physisch / psychisch massiv

Geschéadigter, Behinderter. Die damit verbundene 70 70 Solche Situationen ergeben sich mehrmals taglich.
Konfrontation erfordert von dem / der Stelleninhaberin

auRerordentliche Geduld und Uberwindung.

Die Auslibung der Funktion ist vorrangig ausgerichtet auf
Pflege und Betreuung Schwerstkranker, Sterbender oder 94 94 Solche Situationen ergeben sich laufend.
erfordert Verrichtungen an Toten.
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Artikel 11

Das Landesbedienstetengesetz 1988, LGBI.Nr. 1/1988, in der Fassung LGBILNr. 28/1991,
Nr. 29/1993, Nr. 40/1993, Nr. 22/1994, Nr. 27/1994, Nr. 49/1995, Nr. 2/1997, Nr. 4/1997, Nr. 58/1997,
Nr. 64/1997, Nr. 5/1998, Nr. 25/1998, Nr. 19/1999, Nr. 49/2000, Nr. 14/2001, Nr. 58/2001, Nr. 21/2002,
Nr. 52/2002, Nr. 26/2003, Nr. 17/2005, Nr. 38/2007, Nr. 1/2008, Nr. 23/2009, Nr. 36/2009, Nr. 67/2010,
Nr. 12/2011, Nr. 25/2011, Nr. 31/2012, Nr. 36/2013, Nr. 44/2013, Nr. 24/2015, Nr. 50/2015, Nr. 35/2017,
Nr. 37/2018, Nr. 66/2019, Nr. 19/2020, Nr. 24/2020, Nr. 91/2020, Nr. 50/2021, Nr. 83/2021, Nr. 4/2022,
Nr. 42/2022, Nr. 72/2022, Nr. 5/2023 und Nr. 36/2023, wird wie folgt gedndert:

I.Im §25 Abs. 1 lit. g wird nach dem Wort ,Strafgesetzbuches™ der Ausdruck ,oder § 3k des
Verbotsgesetzes 1947 eingefiigt.

2. Im § 39 Abs. 1 wird die Wortfolge ,die Verlegung des Wohnsitzes, die EheschlieBung, die Begriindung
einer eingetragenen Partnerschaft, der Zuwachs und das Ausscheiden versorgungsberechtigter
Angehoriger, sowie bei weiblichen Landesbediensteten die Schwangerschaft, sobald ihnen diese bekannt
ist.“ durch folgende lit. a bis e ersetzt:

,»a) die Verlegung des Wohnsitzes,
b) die EheschlieBung oder die Begriindung einer eingetragenen Partnerschaft,
¢) das Hinzukommen und das Ausscheiden versorgungsberechtigter Angehdriger,
d) bei weiblichen Landesbediensteten die Schwangerschaft, sobald ihnen diese bekannt ist, sowie

e) der Verlust einer fiir die Ausiibung des Dienstes erforderlichen behoérdlichen Berechtigung oder
Beféhigung.

3. Im § 41 wird nach dem Verweis ,,§ 42¢ — Pflegeteilzeit — der Verweis ,,§ 42d — Karenz zur Begleitung
von Kindern bei einem Rehabilitationsaufenthalt — eingefiigt.

4. In den §§ 70 Abs. 4, 76 Abs. 7 lit. a, 76 Abs. 8 lit. a und 78 Abs. 1 lit. a wird jeweils nach dem Wort
,Pflegekarenz® ein Beistrich sowie die Wortfolge ,einer Karenz zur Begleitung von Kindern bei einem
Rehabilitationsaufenthalt™ eingefiigt.

5. Im § 120 wird nach dem Verweis ,,§ 42¢c — Pflegeteilzeit — der Verweis ,,§ 42d — Karenz zur
Begleitung von Kindern bei einem Rehabilitationsaufenthalt — eingefiigt.
6. Nach dem § 161 wird folgender § 162 angefiigt:

. 5 162
Inkrafttretens- und Ubergangsbestimmung zur Novelle LGBLNr. ../2024

(1) Art. II des Gesetzes iiber eine Anderung des Dienstrechtes der Landes- und
Gemeindebediensteten — Sammelnovelle, LGBIL.Nr. ../2024, tritt am 1. Juli 2024 in Kraft.

(2) Fir Elternkarenz und aufgeschobene Karenz von Landesbediensteten, deren Kinder vor dem
Inkrafttreten nach Abs. 1 geboren, an Kindes statt angenommen oder in unentgeltliche Pflege genommen
wurden, gelten die §§ 41 und 120 in Verbindung mit §§ 44, 45 und 47 des Landesbedienstetengesetzes
2000 in der Fassung vor LGBIL.Nr. ../2024 weiter.

Artikel 11T

Das Gemeindeangestelltengesetz 2005, LGBLNr. 19/2005, in der Fassung LGBILNr. 43/2006,
Nr. 1/2008, Nr. 21/2009, Nr. 69/2010, Nr. 25/2011, Nr. 37/2011, Nr. 32/2012, Nr. 37/2013, Nr. 44/2013,
Nr. 51/2015, Nr. 58/2016, Nr. 34/2018, Nr. 37/2018, Nr. 7/2019, Nr. 29/2019, Nr. 19/2020, Nr. 91/2020,
Nr. 36/2021, Nr.50/2021, Nr. 83/2021, Nr. 4/2022, Nr.42/2022, Nr.72/2022, Nr.5/2023 und
Nr. 37/2023, wird wie folgt gedndert:

1. Im § 10 Abs. 1 wird das Wort ,,sollen” durch das Wort ,haben* ersetzt.
2. Der § 10 Abs. 4 entfdllt.
3. Im § 29 Abs. 1 entfillt die Wortfolge ,,au3erhalb des Dienstortes.
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4. Im § 33 Abs. 1 wird die Wortfolge ,,die Verlegung des Wohnsitzes, die EheschlieBung, dic Begriindung
einer eingetragenen Partnerschaft, das Hinzukommen und das Ausscheiden versorgungsberechtigter
Angehoriger sowie bei weiblichen Gemeindeangestellten die Schwangerschaft, sobald ihnen diese
bekannt ist.” durch folgende lit. a bis f ersetzt:
,»a) die Verlegung des Wohnsitzes,
b) die EheschlieSung oder die Begriindung einer eingetragenen Partnerschaft,
c¢) das Hinzukommen und das Ausscheiden versorgungsberechtigter Angehdriger,
d) bei weiblichen Gemeindeangestellten die Schwangerschaft, sobald ihnen diese bekannt ist,
e) der Verlust einer fiir die Ausiibung des Dienstes erforderlichen behordlichen Berechtigung oder
Befdhigung, sowie
f) die Aussprache eines vorldufigen oder die Verhdngung eines behdrdlichen Waffenverbotes,
sofern es sich um einen Gemeindeangestellten des Sicherheitswachdienstes handelt.*

5. Im § 35 Abs. 5 wird nach dem Ausdruck ,,§ 38a,* die Wortfolge ,bei einer Karenz zur Begleitung von
Kindern bei einem Rehabilitationsaufenthalt nach § 38¢,* eingefiigt.

6. Im § 35 Abs. 9 wird der erste Satz durch folgende Scitze ersetzt:

»Der Erholungsurlaub verfdllt ohne Anspruch auf Entschddigung, wenn der Gemeindeangestellte den
Erholungsurlaub nicht bis zum 31. Dezember des dem Urlaubsjahr, in dem der Anspruch entstanden ist,
folgenden Kalenderjahres verbraucht hat. Ist der Verbrauch bis zu diesem Zeitpunkt aufgrund einer
Dienstverhinderung durch Krankheit oder infolge eines Unfalles nicht moglich, so tritt der Verfall erst mit
Ablauf des folgenden Kalenderjahres ein.*

7. Im nunmehrigen § 35 Abs. 9 dritter Satz wird die Wortfolge ,,Diese Frist verldngert sich® durch die
Wortfolge ,,Dieser Zeitraum verldngert sich in den folgenden Féllen® ersetzt.

8. Der § 35 Abs. 9 lit. a entfillt; die bisherigen lit. b bis e werden als lit. a bis d bezeichnet.

9. Im nunmehrigen § 35 Abs. 9 lit. ¢ wird nach dem Ausdruck ,,§ 38a“ ein Beistrich gesetzt sowie die
Wortfolge ,einer Karenz zur Begleitung von Kindern bei einem Rehabilitationsaufenthalt nach § 38¢*

eingefiigt.

10. Im nunmehrigen § 35 Abs. 9 vierter Satz wird die Wortfolge ,,die genannte Frist™ durch die Wortfolge
»der genannte Zeitraum® ersetzt.

11. Im nunmehrigen § 35 Abs. 9 fiinfter Satz wird die Wortfolge ,Nicht rechtzeitig verbrauchter” durch
die Wortfolge ,Der Verfall von nicht rechtzeitig verbrauchtem* und die Wortfolge ,verfdllt ohne
Anspruch auf Entschidigung® durch die Wortfolge ,.tritt nur ein® ersetzt.

12. Der § 35 Abs. 10 lautet:

,»(10) Bei Auflosung des Dienstverhéltnisses gebiihrt dem Gemeindeangestellten eine Abfindung fiir
den bis zu diesem Zeitpunkt noch nicht verbrauchten Erholungsurlaub. Sie betrdgt fiir jede nicht
verbrauchte Urlaubsstunde den 174. Teil des Monatsbezuges zuziiglich anteiliger Sonderzahlungen und
pauschalierter Nebenbeziige, welcher dem Gemeindeangestellten fiir den letzten Monat seines
Dienstverhiltnisses bei Vollbeschiftigung gebiihrt hat oder gebiihrt hétte. Im Falle einer Entlassung, einer
Auflosung aufgrund einer strafgerichtlichen Verurteilung oder wenn der Gemeindeangestellte das
Dienstverhiltnis ohne wichtigen Grund vorzeitig aufgeldst hat, gebiihrt ihm fiir den Erholungsurlaub des
laufenden Kalenderjahres eine Abfindung fiir hochstens 160 Urlaubsstunden. Sofern das
Beschiftigungsausmall des Gemeindeangestellten herabgesetzt worden ist, verringert sich die Anzahl der
Stunden entsprechend der Herabsetzung.*

13. Nach dem § 38b wird folgender § 38c¢ eingefiigt:

»§ 38¢
Karenz zur Begleitung von Kindern bei einem Rehabilitationsaufenthalt

(1) Einem Gemeindeangestellten, dessen Kind, Stief-, Wahl- oder Pflegekind oder Kind der Person,
mit der der Gemeindeangestellte in Lebensgemeinschaft lebt, welches das 14. Lebensjahr noch nicht
vollendet hat und dem vom zustindigen Sozialversicherungstriager ein stationdrer Aufenthalt in einer
Rehabilitationseinrichtung bewilligt wurde, ist auf Antrag zum Zweck der notwendigen Begleitung des
Kindes eine Karenz gegen Entfall der Beziige im Ausmal} von hdochstens vier Wochen pro Kalenderjahr
zu gewéhren.
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(2) Eine gleichzeitige Inanspruchnahme der Karenz durch beide Elternteile ist nicht zuldssig, aufler
deren Teilnahme ist therapeutisch notwendig. In diesem Fall darf deren Dauer insgesamt vier Wochen
nicht iiberschreiten. Die Karenz kann zwischen den Elternteilen geteilt werden, wobei ein Teil mindestens
eine Woche zu betragen hat. Die Inanspruchnahme eines Pflegeurlaubes nach § 35a ist fiir den selben
Anlassfall nicht zuldssig.

(3) Der Gemeindeangestellte hat die Karenz unter Bekanntgabe des Beginns und der Dauer der
Rehabilitation innerhalb einer Woche nach Zugang der Bewilligung durch den Sozialversicherungstriger
zu beantragen und die anspruchsbegriindenden Umstédnde nachzuweisen.*

14. Im § 40 Abs. 1 wird die Wortfolge ,,von zwei Jahren nach der Geburt durch die Wortfolge ,,des
22. Lebensmonats* ersetzt und nach dem ersten Satz folgender Satz eingefiigt:

»Davon abweichend hat ein Gemeindeangestellter Anspruch auf Karenz bis zur Vollendung des zweiten
Lebensjahres des Kindes, wenn er im Zeitpunkt der Bekanntgabe (Abs. 4) alleinerziehend ist oder der
erwerbstétige andere Elternteil keinen Anspruch auf Karenz hat.*

15. Im § 40 Abs. 2 wird die Wortfolge ,,bis zum Ablauf von zwei Jahren nach der Geburt des Kindes unter
den in Abs. 1 genannten Voraussetzungen durch die Wortfolge ,,nach Mallgabe des Abs. 1 ersetzt.

16. Im § 41 wird nach dem ersten Satz folgender Satz eingefiigt:

»Teilen die Eltern die Karenz, so verldngert sich der Karenzanspruch bis zum Ablauf des zweiten
Lebensjahres des Kindes.*

17. Der § 43 Abs. 1 lautet:

»(1) Drei Monate der Elternkarenz konnen aufgeschoben und bis zum Ablauf des achten
Lebensjahres des Kindes verbraucht werden. Aufgeschobene Karenz kann jedoch nur genommen werden,
wenn eine Karenz spitestens zu folgendem Zeitpunkt geendet hat:

a) eine Karenz nach § 40 Abs. 1 erster Satz spitestens mit Ablauf des 19. Lebensmonats des
Kindes;

b) eine Karenz nach § 40 Abs. 1 zweiter Satz oder nach § 41 spitestens mit Ablauf des
21. Lebensmonats des Kindes;

¢) eine Karenz nach § 41 spdtestens mit Ablauf des 18. Lebensmonats des Kindes, wenn auch der
andere Elternteil aufgeschobene Karenz in Anspruch nimmt.*

18. Im § 49b Abs. 1 lit. d entfillt der Ausdruck ,,oder Teilpension gemif} § 27a AIVG™.

19. Im § 49b Abs. 2 lit. b wird nach dem Wort ,entrichten ein Strichpunkt gesetzt sowie die Wortfolge
»dies umfasst auch jenen Anteil am Dienstnehmerbeitrag, der sich aus dem Unterschied der
Beitragsgrundlage vor der Herabsetzung und nach der Herabsetzung der regelmifBigen Arbeitszeit ergibt,*

eingefiigt.

20. Im § 49b Abs. 3 wird das Wort ,Monaten® durch die Wortfolge ,,vollen Kalendermonaten ersetzt,
nach der Wortfolge ,geblihrenden Entgelt” der Klammerausdruck ,(Oberwert) eingefiigt und die
Wortfolge ,der herabgesetzten regelmdBigen Arbeitszeit entsprechenden Entgelt” durch die Wortfolge
»~Entgelt, das im gleichen Zeitraum bei herabgesetzter Arbeitszeit gebiihrt hétte (Unterwert)™ ersetzt.

21. Im § 49b Abs. 5 entfillt der Ausdruck ,,oder Teilpension gemiB § 27a AIVG*.

22.In der Uberschrift des 4. Abschnitts wird nach dem Wort ,Dienstbeziige die Wortfolge ,im
,»Gehaltssystem neu* “ eingefiigt.

23. Die Uberschrift des 1. Unterabschnittes entfillt.
24. Der § 56 Abs. 2 lit. a entfdllt; die bisherigen lit. b bis e werden als lit. a bis d bezeichnet.

25. Dem § 57 Abs. 1 wird folgender Satz angefiigt:

»Verfiigt der Gemeindeangestellte bei der Einstufung iiber eine hoherwertige Ausbildung als in der
Modellstelle festgelegt, verringert sich die erforderliche praktische Erfahrung; umgekehrt erhoht sich im
Falle einer Ausbildung, welche die in der Modellstelle festgelegten Anforderungen nicht erreicht, die
erforderliche praktische Erfahrung.*
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26. Dem § 57 Abs. 2 werden folgende Scitze angefiigt:

,Verfligt der Gemeindeangestellte auch unter Beriicksichtigung des Abs. 1 zweiter Satz nicht {iber die fiir
die einschldgige Modellstelle erforderliche praktische Erfahrung, verringert sich fiir diesen Zeitraum der
Gehalt, sofern bis zu zwei Jahre an praktischer Erfahrung fehlen, um 5 %, ansonsten um 10 %. Verfiigt er
iiber mehr als die erforderliche praktische Erfahrung, ist der Gemeindeangestellte unter sinngeméfer
Anwendung des § 60 in die entsprechend hohere Gehaltsstufe der jeweiligen Gehaltsklasse einzustufen.*

27. Der § 57 Abs. 2 letzter Satz wird, beginnend in einer neuen Zeile, als Abs. 4 bezeichnet.

28. Im § 57 wird nach dem nunmehrigen Abs. 2 folgender Abs. 3 eingefiigt:

»(3) Die Landesregierung hat durch Verordnung die nidheren Vorschriften iiber die Anrechnung von
Ausbildung und praktischer Erfahrung und deren wechselseitige Beriicksichtigung (Abs. 1 zweiter Satz
sowie Abs. 2 letzter Satz) festzulegen.*

29. Im nunmehrigen § 57 Abs. 4 wird die Wortfolge ,,Modellstellen gilt Folgendes* durch die Wortfolge
,Modelstelle ist der Gemeindeangestellte wie folgt einzustufen* ersetzt.

30. Im § 57 werden die bisherigen Abs. 3 und 4 als Abs. 5 und 6 bezeichnet.

31. Im nunmehrigen § 57 Abs. 5 wird der Klammerausdruck ,,(Allgemeines Gehaltsschema)“ durch den
Klammerausdruck ,,(,,Allgemeines Gehaltsschema neu)* ersetzt.
32. Im § 58 Abs. 6 wird nach dem ersten Satz folgender Satz eingefiigt:

,EBrgibt sich aufgrund unterschiedlicher Verwendungen die Notwendigkeit der Zuordnung zu mehr als
einer Modellstelle, ist der Gemeindeangestellte den entsprechenden Modellstellen im Ausmal} der
jeweiligen Verwendung zuzuordnen.“

33. Dem § 58 wird folgender Abs. 7 angefiigt:

,(7) Die Zuordnung zu einer Modellstelle gilt fiir ein Jahr als Probezeit, wenn die neue Modellstelle
zumindest um zwei Gehaltsklassen hoher eingereiht ist als jene Modellstelle, der der Gemeindeangestellte
bisher zugeordnet war.*

34. Der § 59 entfdllt.
35. Der § 60 Abs. 1 zweiter Satz entfillt.
36. Dem § 60 Abs. 1 wird folgender Satz angefiigt:

,Verfiigt ein Gemeindeangestellter nicht iiber die fiir die einschligige Modellstelle erforderliche
praktische Erfahrung, riickt er erst nach Ablauf von zwei Jahren nach jenem Zeitpunkt, an dem die
erforderliche praktische Erfahrung nachgewiesen wird, in die ndchsthohere Gehaltsstufe seiner
Gehaltsklasse vor.*

37. Dem § 60 wird folgender Abs. 3 angefiigt:
»(3) Die Zeit der Hemmung ist fiir den Lauf der zweijdhrigen Vorriickungsfrist nicht zu
beriicksichtigen.*

38. Im § 61 Abs. 1 wird die Wortfolge ,Einstufung in eine niedrigere Gehaltsklasse als die bisherige
aufgrund einer Verwendungsianderung™ durch die Wortfolge ,,Zuordnung des Gemeindeangestellten zu
einer Modellstelle, die einer niedrigeren Gehaltsklasse als die bisherige Modellstelle zugeordnet ist
ersetzt und folgender Satz angefiigt:

,Davon ausgenommen ist eine entsprechende Anderung der Zuordnung im Anschluss an die Probezeit
(§ 58 Abs. 7).

39.Im § 61 Abs. 2 lit. a wird nach dem Wort ,auf* die Wortfolge ,,seiner bisher bekleideten Stelle auf™
eingefiigt.

40. Im § 61 Abs. 2 lit. b wird die Wortfolge ,,der bisherigen Verwendung* durch die Wortfolge ,,der bisher
bekleideten Stelle® ersetzt.

41. Der § 63 Abs. 3 lautet:

»(3) Sofern ein Gemeindeangestellter bei der zuletzt durchgefiihrten Leistungsbeurteilung den zu
erwartenden Arbeitserfolg aufgewiesen hat (Abs. 1 lit. b erster Fall), kann der Dienstgeber von einer

14



neuerlichen Beurteilung absehen; diesfalls bleibt die bisherige Beurteilung aufrecht. Eine
Leistungsbeurteilung ist jedoch vorzunehmen, wenn der Gemeindeangestellte dies verlangt.*

42. Im § 63 wird nach dem nunmehrigen Abs. 3 folgender Abs. 4 eingefiigt:

,(4) Die Leistungsbeurteilung hat durch Bewertung der Arbeit nach Verhaltensmerkmalen, die fiir
den Arbeitserfolg innerhalb der Modellfunktion oder der Modellstelle von Bedeutung sind, zu erfolgen.
Die Beurteilung des Arbeitserfolges schlieft auch das allgemeine dienstliche Verhalten des
Gemeindeangestellten mit ein.*

43. Im § 63 werden die bisherigen Abs. 4 bis 6 als Abs. 5 bis 7 bezeichnet.

44. Im nunmehrigen § 63 Abs. 5 wird der Ausdruck ,,Abs. 3* durch den Ausdruck ,,Abs. 4 ersetzt.
45. Im nunmehrigen § 63 Abs. 7 wird der Ausdruck ,,Abs. 5 durch den Ausdruck ,,Abs. 6 ersetzt.
46. Der § 64 Abs. 6 entfdllt; der bisherige Abs. 7 wird als Abs. 6 bezeichnet.

47. Im § 64 wird nach dem nunmehrigen Abs. 6 folgender Abs. 7 eingefiigt:

»(7) Abweichend von Abs.1 bis 6 kann Gemeindeangestellten auch schon vor der ersten
Leistungsbeurteilung und dem Beginn des Anspruchs nach Abs. 1 letzter Satz eine Leistungsprimie in
Hohe von bis zu 5 % des Monatsbezuges abziiglich der Kinderzulage und der Leistungspramie gewdhrt
werden.

48. Im § 65 Abs. 6 wird der Ausdruck ,betrigt 65,66“ durch die Wortfolge ,besteht aus einem
Sockelbetrag in Hohe von 86,21 Euro und erhdht sich um 98,26 und die Ausdriicke ,,66,40%, ,,70,12° und
212,64 durch die Ausdriicke ,,99,34%, ,,104,93“ und ,,108,69° ersetzt.

49. Nach dem § 71 wird folgender 5. Abschnitt eingefiigt:

,»5. Abschnitt
Dienstbeziige im ,,Gehaltssystem alt“

1. Unterabschnitt
Dienstbeziige, Allgemeine Bestimmungen

§71a
Sinngeméfie Anwendung von Bestimmungen des 4. Abschnittes

(1) Fir Gemeindeangestellte, auf deren Dienstverhiltnis dieses Gesetz bereits vor dem 1. Juli 2024
anzuwenden war und die nicht in Krankenanstalten oder Pflegeeinrichtungen tétig sind, richtet sich der
Anspruch auf Dienstbeziige nach den Bestimmungen dieses Unterabschnittes.

(2) Folgende Bestimmungen des 4. Abschnittes sind sinngeméf3 anzuwenden:
§ 51—  Anfall, Auszahlung und Einstellung der Beziige —

§ 52—  Ubergang von Schadenersatzanspriichen —
§ 53—  Ersatz von Ubergeniissen —

§ 54—  Verjdhrung —

§ 55—  Verzicht auf Ersatzforderungen —

§ 61 —  Riickstufung —
mit der Abweichung zu Abs. 1, dass der letzte Satz nicht anzuwenden ist.
§ 62—  Sonderzahlung —
§ 63—  Leistungsbeurteilung —
§ 64—  Leistungspramie —
§ 65—  Kinderzulage —
§ 66 —  Nebenbeziige —
§ 67—  Reisegebiihren —
§ 68 —  Sachleistungen —

§ 69—  Bezugsvorschuss —

§ 70—  Dienstverhéltnis mit Sonderregelungen —
§ 70a— Pensionskassenvorsorge —

§ 71— Anspruch bei Dienstverhinderung.
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§71b
Dienstbeziige

(1) Dem Gemeindeangestellten gebiihren als Dienstbeziige Monatsbeziige, Sonderzahlungen sowie
allfallige Nebenbeziige und einmalige Zuwendungen.

(2) Die Monatsbeziige bestehen aus dem Gehalt (§ 71c) und nachstehend angefiihrten, allfilligen
Bestandteilen:

a) Leistungspriamie (§ 71aiVm § 64);

b) Kinderzulage (§ 71aiVm § 65);

¢) Zulage im Zuge der Anrechnung von Berufserfahrung oder besonderer Qualifikation (§ 71e);

d) Teuerungszulage sowie besondere Zulage gemif3 Abs. 3.

Als Monatsbezug gilt auch ein aufgrund eines Dienstverhéltnisses mit Sonderregelung gemill § 70
gebiihrendes Entgelt, sofern in einer Verordnung nach § 70 Abs.2 nicht anderes geregelt wird.
Teilzeitbeschiftigten gebiihrt ein dem Beschiftigungsausmall entsprechend herabgesetzter Monatsbezug.

(3) Die Bestimmungen iiber die Teuerungszulage gemill § 56 Abs. 3, iiber diec besondere Zulage
gemill § 56 Abs. 4 sowie Uber die einmalige Zuwendung zum Zwecke der sozialen Ausgewogenheit
gemil § 56 Abs. 5 gelten sinngemél.

§71c
Gehalt

(1) Das Gehalt des Gemeindeangestellten wird durch die Gehaltsklasse, der die nach § 71d Abs. 6
maBgebliche Modellstelle zugeordnet ist, und durch die Gehaltsstufe bestimmt (Einstufung).

(2) Das Gehalt beginnt, soweit im Folgenden nicht anderes bestimmt ist, mit der Gehaltsstufe 1 der
jeweiligen Gehaltsklasse.

(3) Das Gehaltsschema umfasst 23 Gehaltsklassen. Die Gehaltsklasse 1 reicht bis zu einem
Stellenwert von 15,0 Punkten. Jede Gehaltsklasse umfasst eine Spanne von drei Punkten. Das
Gehaltsschema mit dem Gehalt je Gehaltsklasse und Gehaltsstufe ist in der Anlage 1a dieses Gesetzes
dargestellt (,,Allgemeines Gehaltsschema alt*).

(4) Die Bestimmungen iiber den Wechsel der Modellstellen gemédfl § 57 Abs. 4 sowie iiber die
Gewdhrung eines niedrigeren Gehaltes geméB § 57 Abs. 6 gelten sinngemal.

§71d
Modellstellen

(1) Samtliche Aufgabenbereiche der Gemeinde sind nach den folgenden Bestimmungen als
Modellfunktionen festzulegen; jede Modellfunktion besteht aus mehreren Modellstellen. Modellstellen
sind abstrakte Stellen.

(2) Fir die Festlegung der Modellstellen sind die in der Anlage 2 angefiihrten Anforderungsarten
heranzuziehen. Jede Anforderungsart ist gewichtet (Merkmalsgewicht) und gliedert sich in zwei —
ebenfalls gewichtete — Bewertungsaspekte (Aspektgewicht).

(3) Die Bewertungsaspekte sind in Stufen unterteilt, die iiber Textbausteine definiert sind und denen
je nach Anforderungsgrad ein Stufenwert zugeordnet ist. Die Textbausteine samt Anforderungsgrad sind
in der Anlage 3 dieses Gesetzes dargestellt.

(4) Die Landesregierung hat durch Verordnung die einzelnen Modellstellen festzulegen
(Modellstellen-Verordnung). Dazu sind die Modellstellen innerhalb einer Modellfunktion den
zutreffenden Stufen nach Abs. 3 zuzuordnen. Die Summe der gewichteten Stufenwerte innerhalb einer
Anforderungsart ergibt den Anforderungswert, die Summe der gewichteten Anforderungswerte ergibt den
Stellenwert einer Modellstelle.

(5) Die Darstellung der Modellfunktionen und die Zuordnung der Modellstellen zu den ihrem
Stellenwert entsprechenden Gehaltsklassen hat durch Verordnung der Landesregierung zu erfolgen
(Einreihungsplan).

(6) Der Dienstgeber hat jeden Gemeindeangestellten entsprechend seiner Verwendung einer
Modellstelle zuzuordnen. Die Zuordnung erfolgt im Dienstvertrag oder mit einer allfilligen Verfligung
iiber die Verwendungsénderung.
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§ 7le
Anrechnung von Berufserfahrung oder besonderer Qualifikation

Dem Gemeindeangestellten, der eine fiir die vorgesehene Verwendung besonders geeignete
Berufserfahrung nachweist, kann eine Zulage bis zur Hohe des Unterschiedes zwischen dem Gehalt
seiner Gehaltsstufe und dem Gehalt jener Gehaltsstufe gewédhrt werden, die er erreicht hitte, wenn er
diese Zeiten nach den Bestimmungen dieses Gesetzes zuriickgelegt hétte; eine entsprechende Zulage kann
auch gewdhrt werden, wenn der Gemeindeangestellte eine sonstige fiir die vorgesehene Verwendung
besondere Qualifikation nachweist. Die Zulage ist nach Maligabe des Aufstiegs in eine hohere
Gehaltsstufe oder eine hohere Gehaltsklasse mit mindestens 50 v.H. des Erh6hungsbetrages einziehbar zu
gestalten. Anstelle der Gewdhrung einer Zulage kann die Einstufung in eine hohere Gehaltsstufe erfolgen.

§ 71f
Erfahrungsanstieg

(1) Der Gemeindeangestellte riickt nach jeweils zwei Jahren in die nidchst hohere Gehaltsstufe seiner
Gehaltsklasse vor. In jeder Gehaltsklasse ist ein Erfahrungsanstieg tiber mehrere Gehaltsstufen moglich.
Fiir die Vorriickung ist der Zeitpunkt des Eintrittes in den Gemeindedienst mafigebend; ist dies nicht der
Erste des Kalendermonates, ist der nachstfolgende Monatserste mafgebend.

(2) Die Vorriickung wird, soweit in diesem Gesetz nicht anderes bestimmt ist, gechemmt

a) wihrend eines Sonderurlaubes, wenn dieser unter der Bedingung gewihrt wurde, dass fiir die
Dauer des Urlaubes die Vorriickung in hohere Beziige gehemmt ist (§ 36 Abs. 2);

b) wihrend einer Bildungskarenz (§ 49); oder

¢) solange die Leistungsbeurteilung auf nicht aufgewiesenen Arbeitserfolg (§ 71a iVm § 63 Abs. 1
lit. a) lautet. “

50. In der Uberschrift des 2. Unterabschnittes des nunmehrigen 5. Abschnittes wird nach dem Wort
~Krankenanstalten* die Wortfolge ,jund Pflegeeinrichtungen® eingefiigt.

51. Die bisherigen §§ 71a und 71b werden als §§ 71g und 71h bezeichnet.

52. Die Uberschrift des nunmehrigen § 71g lautet:

»§ 71g
Sinngeméifie Anwendung von

Bestimmungen des 4. Abschnittes und des 1. Unterabschnittes*

53. Im nunmehrigen §71g Abs. 1 wird nach dem Wort ,Krankenanstalten die Wortfolge ,und
Pflegeeinrichtungen® eingefiigt.

54. Im nunmehrigen §71g Abs.2 wird der Ausdruck ,1.Unterabschnittes” durch den Ausdruck
,,4. Abschnittes® ersetzt.

55. Im nunmehrigen § 71g Abs. 2 entfallen die Verweise auf' § 56 bis § 60.

56. Im nunmehrigen § 71g Abs. 2 wird der Verweis ,,§ 61 — Riickstufung — durch den Verweis ,,§ 61 —
Riickstufung — mit der Abweichung zu Abs. 1, dass der letzte Satz nicht anzuwenden ist.* ersetzt.

57. Im nunmehrigen § 71g Abs. 2 entfdllt im Verweis auf § 70a die Wortfolge ,,der Krankenanstalten®.

58. Dem nunmehrigen § 71g wird folgender Abs. 3 angefiigt:
,»(3) Folgende Bestimmungen des 1. Unterabschnittes sind sinngeméf anzuwenden:

§ 71b — Dienstbeziige — mit Ausnahme des Abs. 2 lit. a (Leistungsprdamie) und der Abweichung, dass dem
Gemeindeangestellten als Bestandteil des Monatsbezuges eine allgemeine Verwendungszulage zum
Gehalt in Hohe von 8 % des Gehaltes eines Gemeindeangestellten der Gehaltsklasse 11, Gehaltsstufe 6,
gebiihrt; sofern Anspruch auf eine Zulage nach § 66 Abs. 1 lit. j bis 1 besteht, verringert sich die Hohe der
allgemeinen Verwendungszulage um sechs Siebtel der Zulage nach § 66 Abs. 1 lit. j bis 1. Arztehonorare
gemif § 86 des Spitalgesetzes zdhlen nicht zu den Dienstbeziigen.

§ 71c — Gehalt — mit der Abweichung, dass das Gehaltsschema 29 Gehaltsklassen umfasst und in
Anlage 5 dieses Gesetzes dargestellt ist (,,Gehaltsschema fiir Krankenanstalten und
Pflegeeinrichtungen®).

§ 71d — Modellstellen — mit der Abweichung, dass sémtliche Aufgabenbereiche in Krankenanstalten und
Pflegeeinrichtungen als Modellfunktionen festzulegen sind (Abs. 1), fiir die Festlegung der Modellstellen
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die in der Anlage 6 dieses Gesetzes angefiihrten Anforderungsarten heranzuziehen sind (Abs. 2), die
Textbausteine samt Anforderungsgrad in der Anlage 7 dieses Gesetzes dargestellt sind (Abs. 3), die
»Modellstellen-Verordnung* als ,Modellstellen-Verordnung fiir Krankenanstalten und
Pflegeeinrichtungen (Abs. 4) und der ,,Einreihungsplan® als ,,Einreihungsplan fiir Krankenanstalten und
Pflegeeinrichtungen® (Abs. 5) zu bezeichnen ist.

§ 71e — Anrechnung von Berufserfahrung oder besonderer Qualifikation —
§ 71f — Erfahrungsanstieg.*

59. Im nunmehrigen § 71h wird der Ausdruck ,,§§ 71a Abs. 2 in Verbindung mit 57 und 60 Abs. 1 erster
Satz*“ durch den Ausdruck ,§§71g Abs.3 iVm 71c und 71f Abs.1 erster Satz“ und der
Klammerausdruck ,(Gehaltsschema  fiir  Ausbildungsirzte) durch den  Klammerausdruck
»(»,;Gehaltsschema fiir Ausbildungsirzte™)” ersetzt.

60. Die bisherigen Abschnitte 5. bis 7. werden als Abschnitte 6. bis 8. bezeichnet.

61.Im § 74 Abs. 1 lit. b wird das Wort ,und“ durch das Wort ,sowie* ersetzt und nach dem Wort
Lverurteilung der Klammerausdruck ,,(§ 76)* eingefiigt.

62. In der Uberschrift des § 76 entfiillt das Wort ,,vorzeitige™.

63. Im § 76 Abs. 4 wird der Ausdruck ,,StGB* durch die Wortfolge ,,des Strafgesetzbuches oder des § 3k
des Verbotsgesetzes 1947 ersetzt und vor dem Wort ,aufgelost die Wortfolge ,im Sinne einer
Entlassung* eingefiigt.

64. Im § 79 Abs. 1 entfdllt die Wortfolge ,,auf unbestimmte Zeit begriindete*.
65. Der § 79 Abs. 2 entfillt; die bisherigen Abs. 3 bis 6 werden als Abs. 2 bis 5 bezeichnet.

66. Im nunmehrigen § 79 Abs. 3 wird das Wort ,,zweijéhriger* durch das Wort ,einjahriger” sowie das
Wort ,.zwei* durch das Wort ,drei ersetzt und entfillt die Wortfolge ,,nach fiinfjdhriger Dienstzeit drei
Monate;*.

67. Im § 80 Abs. 6 wird nach dem Ausdruck ,,§ 38 die Wortfolge ,,oder einer Karenz zur Begleitung von
Kindern bei einem Rehabilitationsaufenthalt gemal § 38c* eingefiigt.

68. Im § 81 lit. a wird nach dem Ausdruck ,,§ 56 Abs. 2* ein Beistrich gesetzt und der Ausdruck ,,§ 71b
Abs. 2 sowie §§ 71giVm 71b Abs. 2% eingefiigt.

69. Im § 83 Abs. 1 wird nach dem Ausdruck ,,§ 57 der Ausdruck ,jbzw. § 71c* eingefiigt.

70. Im § 83 Abs. 2 wird nach dem Ausdruck ,,§ 56 Abs. 2° der Ausdruck ,,ozw. § 71b Abs. 2 eingefiigt.
71.Im § 84 Abs. 5 wird nach dem Wort ,,zweiter die Wortfolge ,,und dritter* eingefiigt.

72. Dem § 85 Abs. 2 wird folgender Satz angefiigt:

»Davon nicht umfasst sind die nach dem Kinderbildungs- und -betreuungsgesetz verpflichtend zu
absolvierenden Fortbildungen.

73. Im § 85 Abs. 8 wird nach dem Ausdruck ,,.§ 56 Abs. 2% der Ausdruck ,bzw. § 71b Abs. 2 eingefiigt.

74.Im § 85 Abs. 10 wird der Klammerausdruck ,(Gehaltsschema flir padagogische Fachkrifte in
Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen) durch den Klammerausdruck ,,(,,Gehaltsschema neu fiir
padagogische Fachkrifte in Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen) ersetzt und folgender Satz
angefiigt:

»Davon abweichend bemisst sich das Gehalt von piddagogischen Fachkréften, auf deren Dienstverhéltnis
dieses Gesetz bereits vor dem 1. Juli 2024 anzuwenden war, nach dem in der Anlage 9a dargestellten
Gehaltsschema  (,,Gehaltsschema alt fiir péadagogische Fachkrifte in Kinderbildungs- und
-betreuungseinrichtungen®).*

75. Im § 87 Abs. 1 wird nach dem Ausdruck ,,§ 57 der Ausdruck ,,ozw. § 71c* eingefiigt.

76. Im § 87 Abs. 4 wird das Wort ,,Landesregierung® durch das Wort ,,Bildungsdirektion* ersetzt.
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77.Im § 87 Abs. 5 wird nach der Wortfolge ,,Anzahl von Tagen,” die Wortfolge ,,die nach dem Abs. 4
unterrichtsfrei sind, als verbraucht, und nach dem Wort ,zweiter” die Wortfolge ,;und dritter eingefiigt.

78.Im § 87 Abs. 6 wird der Klammerausdruck ,(Gehaltsschema fiir Musikschullehrer) durch den
Klammerausdruck ,,(,,Gehaltsschema neu fiir Musikschullehrer)* ersetzt und folgender Satz angefiigt:

,Davon abweichend bemisst sich das Gehalt fiir Musikschullehrer, auf deren Dienstverhiltnis dieses
Gesetz bereits vor dem 1.Juli 2024 anzuwenden war, nach dem in der Anlage 4a dargestellten
Gehaltsschema (,,Gehaltsschema alt fiir Musikschullehrer®).

79. Im § 94 Abs. 3 wird nach dem ersten Satz folgender Satz eingefiigt:

»Der Anspruch auf Dienstbeziige bestimmt sich nach den Regelungen des 5. Abschnittes des
I. Hauptstiickes (,,Gehaltssystem alt*).*

80. Im § 95 Abs. 1 wird der Ausdruck ,,§ 58 Abs. 6* durch den Ausdruck ,,§ 71d Abs. 6 ersetzt.

81. Im § 95b wird der Ausdruck ,§§ 7la Abs.2 in Verbindung mit 58 Abs. 7 durch den Ausdruck
»38 71g Abs. 31Vm 71d Abs. 6% ersetzt.

82. Nach dem § 95b wird folgender § 95¢ eingefiigt:

. 3 95¢
Uberfiihrung von Gemeindeangestellten in Pflegeeinrichtungen
(Novelle LGBIL.Nr. ../2024)

(1) Der Anspruch auf Dienstbeziige von Gemeindeangestellten, die in Pflegeeinrichtungen tétig sind
und auf deren Dienstverhéltnis dieses Gesetz bereits vor dem 1. Juli 2024 anzuwenden war, bestimmt sich
ab diesem Zeitpunkt nach dem 2. Unterabschnitt des 5. Abschnittes des I. Hauptstiickes (Uberfiihrung).

(2) Die Gemeindeangestellten sind ihrer Verwendung entsprechend unter Anwendung der §§ 71g
Abs. 3 iVm 71d Abs. 6 der zutreffenden Modellstelle zuzuordnen. Die Gehaltsstufe sowie der bisherige
Zeitpunkt der Vorriickung bleiben unverandert.

(3) Mit der Uberfiihrung verfallen sdmtliche Anspriiche des Gemeindeangestellten gegeniiber dem
Dienstgeber aufgrund vertraglicher Sonderregelungen (§ 70).

(4) Ist der Monatsbezug, der dem Gemeindeangestellten unmittelbar nach seiner Uberfiihrung
zusteht, niedriger als sein bisheriger Monatsbezug, so gebiihrt ihm eine Ergdnzungszulage in Hohe des
Unterschiedsbetrages. Die Ergdnzungszulage teilt das rechtliche Schicksal des Monatsbezuges.*

83.Im § 96 Abs. 2 lit. a und f wird jeweils der Ausdruck ,der Gehaltsklassen 15 bis 23 durch den
Ausdruck ,,ab der Gehaltsklasse 15 ersetzt.

84. Im § 96 Abs. 2 lit. h wird nach dem Ausdruck ,,64 Stunden® ein Strichpunkt gesetzt und die Wortfolge
»sofern die Gewidhrung unter der Bedingung des § 36 Abs. 2 zweiter Satz erfolgt jedoch erst bei mehr als
128 Stunden* eingefiigt.

85. Im § 115 Abs. 2 wird der Ausdruck ,,§§ 58 Abs. 4 und 63 Abs. 4° durch den Ausdruck ,,§§ 58 Abs. 4
und 63 Abs. 5 ersetzt.

86. Im § 116 entfillt der Abs. 2; beim verbleibenden Absatz entfillt die Bezeichnung als Abs. 1.

87. Nach dem § 118 wird folgender § 119 angefiigt:

) »$ 119
Inkrafttretens- und Ubergangsbestimmungen zur Novelle LGBL.Nr. ../2024

(1) Art. TI  des Gesetzes iiber eine Anderung des Dienstrechtes der Landes- und
Gemeindebediensteten — Sammelnovelle, LGBI.Nr. ../2024, tritt, soweit Abs. 2 nicht anderes bestimmt,
am 1. Juli 2024 in Kraft.

(2) Die Anderung des § 49b durch LGBILNr. ../2024 tritt riickwirkend am 1. Janner 2024 in Kraft.

(3) Verordnungen auf der Grundlage des Art. III des Gesetzes iiber eine Anderung des Dienstrechtes
der Landes- und Gemeindebediensteten — Sammelnovelle, LGB1.Nr. ../2024, konnen bereits mit dem der
Kundmachung der Novelle LGBI.Nr. ../2024 folgenden Tag erlassen werden, diirfen jedoch frithestens am
1. Juli 2024 in Kraft treten.

(4) Die allfilligen in Verordnungen iiber die Gewidhrung einer Teuerungszulage oder iiber die
Gewihrung einer besonderen Zulage festgelegten Zulagen finden auf Gemeindeangestellte insoweit keine
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Anwendung, als diese in § 65 und in den Gehaltsansitzen der Anlagen 1, la, 4, 4a, 5, 8, 9 und 9a in der
Fassung LGBLNT. ../2024 bereits beriicksichtigt wurden.

(5) Fir Elternkarenz und aufgeschobene Karenz von Gemeindeangestellten, deren Kinder vor dem
Inkrafttreten nach Abs. 1 geboren, an Kindes statt angenommen oder in unentgeltliche Pflege genommen
wurden, gelten die §§ 40, 41 und 43 in der Fassung vor LGBL.Nr. ../2024 weiter.

(6) Mit Betreuungspersonen in Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen, die bis spétestens
1. Oktober 2025 in einem Dienstverhiltnis stehen, fir das Jahresarbeitszeit vereinbart ist, kann
abweichend von § 83 Abs. 2 erster Satz auch fiir den Fall der ganzjihrigen Offnung der Kinderbildungs-
und -betreuungseinrichtung vereinbart werden, dass die Bestimmungen iiber die Arbeitszeit (§ 20), den
Erholungsurlaub (§ 35) und den Monatsbezug (§ 56 Abs. 2 bzw. § 71b Abs. 2) nur insoweit gelten, als
sich aus dem II. Hauptstiick nicht anderes ergibt.*

88. Die Anlagen 1 bis 9 werden durch die angeschlossenen Anlagen 1 bis 9a ersetzt.
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Anlage 1
(zu § 57 Abs. 5)

Allgemeines Gehaltsschema neu (2024)

Gehaltsstufe 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12
Stellenwert
Gehaltsklasse bis

1 15 2.202,64 2.356,84 2.447,04 2.511,04 2.560,69 2.601,24 2.601,24 2.601,24 2.601,24 2.601,24 2.601,24 2.601,24
2 18 2.263,37 2.430,19 2.527,77 2.597,01 2.650,71 2.694,59 2.694,59 2.694,59 2.694,59 2.694,59 2.694,59 2.694,59
3 21 2.343,96 2.527,46 2.634,79 2.710,94 2.770,02 2.818,29 2.818,29 2.818,29 2.818,29 2.818,29 2.818,29 2.818,29
4 24 2.431,21 2.632,73 2.750,61 2.834,25 2.899,12 2.952,13 2.952,13 2.952,13 2.952,13 2.952,13 2.952,13 2.952,13
5 27 2.543,83 2.749,46 2.869,74 2.955,10 3.021,29 3.075,38 3.121,10 3.121,10 3.121,10 3.121,10 3.121,10 3.121,10
6 30 2.685,43 2.914,09 3.047,85 3.142,74 3.216,35 3.276,50 3.327,35 3.327,35 3.327,35 3.327,35 3.327,35 3.327,35
7 33 2.848,69 3.099,89 3.246,82 3.351,08 3.431,93 3.498,01 3.553,88 3.553,88 3.553,88 3.553,88 3.553,88 3.553,88
8 36 3.046,30 3.324,13 3.486,67 3.601,98 3.691,43 3.764,51 3.826,30 3.826,30 3.826,30 3.826,30 3.826,30 3.826,30
9 39 3.292,37 3.582,75 3.752,61 3.873,13 3.966,61 4.042,99 4.107,57 4.163,51 4.163,51 4.163,51 4.163,51 4.163,51
10 42 3.590,52 3.917,43 4.108,66 4.244,33 4.349,58 4.435,56 4.508,27 4.571,25 4.571,25 4.571,25 4.571,25 4.571,25
11 45 3.881,58 4.246,02 4.459,21 4.610,46 4.727,78 4.823,65 4.904,70 4.974,90 4.974,90 4.974,90 4.974,90 4.974,90
12 48 4.157,24 4.537,81 4.760,43 4.918,38 5.040,90 5.141,00 5.225,64 5.298,95 5.363,62 5.363,62 5.363,62 5.363,62
13 51 4.453,02 4.872,63 5.118,08 5.292,23 5.427,31 5.537,69 5.631,00 5.711,84 5.783,14 5.783,14 5.783,14 5.783,14
14 54 4.770,10 5.232,39 5.502,81 5.694,69 5.843,50 5.965,10 6.067,91 6.156,98 6.235,53 6.235,53 6.235,53 6.235,53
15 57 5.110,84 5.596,58 5.880,72 6.082,32 6.238,70 6.366,47 6.474,50 6.568,07 6.650,61 6.724,44 6.724,44 6.724,44
16 60 5.475,25 6.009,65 6.322,25 6.544,05 6.716,09 6.856,65 6.975,50 7.078,45 7.169,25 7.250,49 7.250,49 7.250,49
17 63 5.866,86 6.454,50 6.798,25 7.042,14 7.231,32 7.385,90 7.516,58 7.629,79 7.729,64 7.818,96 7.818,96 7.818,96
18 66 6.288,05 6.908,31 7.271,14 7.528,58 7.728,26 7.891,41 8.029,35 8.148,85 8.254,24 8.348,52 8.433,81 8.433,81
19 69 6.738,83 7.420,12 7.818,66 8.101,42 8.320,74 8.499,95 8.651,47 8.782,71 8.898,48 9.002,04 9.095,71 9.095,71
20 72 7.221,53 7.969,37 8.406,84 8.717,22 8.957,97 9.154,68 9.320,99 9.465,07 9.592,14 9.705,81 9.808,65 9.808,65
21 75 7.739,74 8.560,27 9.040,25 9.380,80 9.644,94 9.860,77 10.043,25 10.201,32 10.340,75 10.465,48 10.578,30 10.578,30
22 78 8.295,82 9.195,68 9.722,06 10.095,53 10.385,22 10.621,91 10.822,04 10.995,39 11.148,30 11.285,09 11.408,82 11.408,82
23 81 8.893,30 9.879,81 10.456,89 10.866,31 11.183,90 11.443,39 11.662,78 11.852,83 12.020,46 12.170,41 12.306,06 12.306,06

21



Anlage 1a
(zu § 71c Abs. 3)

Allgemeines Gehaltsschema alt (2024)

Gehaltsstufe 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12
Stellenwert
Gehaltsklasse bis

1 15 2.202,64 2.345,77 2.429,50 2.488,90 2.534,98 2.572,63 2.572,63 2.572,63 2.572,63 2.572,63 2.572,63 2.572,63
2 18 2.263,37 2.418,72 2.509,60 2.574,08 2.624,09 2.664,95 2.664,95 2.664,95 2.664,95 2.664,95 2.664,95 2.664,95
3 21 2.343,96 2.515,46 2.615,78 2.686,96 2.742,17 2.787,29 2.787,29 2.787,29 2.787,29 2.787,29 2.787,29 2.787,29
4 24 2.431,21 2.620,16 2.730,70 2.809,12 2.869,95 2.919,66 2.919,66 2.919,66 2.919,66 2.919,66 2.919,66 2.919,66
5 27 2.543,83 2.737,23 2.850,36 2.930,63 2.992,90 3.043,76 3.086,77 3.086,77 3.086,77 3.086,77 3.086,77 3.086,77
6 30 2.685,43 2.901,05 3.027,18 3.116,67 3.186,09 3.242,80 3.290,75 3.290,75 3.290,75 3.290,75 3.290,75 3.290,75
7 33 2.887,61 3.114,05 3.246,50 3.340,49 3.413,39 3.472,95 3.523,30 3.523,30 3.523,30 3.523,30 3.523,30 3.523,30
8 36 3.085,61 3.337,72 3.485,21 3.589,85 3.671,01 3.737,32 3.793,39 3.793,39 3.793,39 3.793,39 3.793,39 3.793,39
9 39 3.324,70 3.592,37 3.748,95 3.860,04 3.946,21 4.016,61 4.076,14 4.127,70 4.127,70 4.127,70 4.127,70 4.127,70
10 42 3.590,52 3.886,95 4.060,36 4.183,39 4.278,82 4.356,79 4.422,71 4.479,82 4.479,82 4.479,82 4.479,82 4.479,82
11 45 3.881,58 4.212,86 4.406,64 4.544,13 4.650,77 4.737,91 4.811,58 4.875,40 4.875,40 4.875,40 4.875,40 4.875,40
12 48 4.157,24 4.505,67 4.709,48 4.854,09 4.966,25 5.057,90 5.135,38 5.202,50 5.261,71 5.261,71 5.261,71 5.261,71
13 51 4.453,02 4.845,69 5.075,38 5.238,35 5.364,76 5.468,05 5.555,37 5.631,02 5.697,74 5.697,74 5.697,74 5.697,74
14 54 4.770,10 5.201,38 5.453,67 5.632,67 5.771,51 5.884,95 5.980,87 6.063,95 6.137,24 6.137,24 6.137,24 6.137,24
15 57 5.110,84 5.569,02 5.837,03 6.027,19 6.174,70 6.295,21 6.397,10 6.485,37 6.563,23 6.632,87 6.632,87 6.632,87
16 60 5.356,43 5.905,82 6.227,19 6.455,21 6.632,07 6.776,58 6.898,76 7.004,60 7.097,95 7.181,46 7.181,46 7.181,46
17 63 5.596,97 6.256,49 6.642,29 6.916,01 7.128,32 7.301,80 7.448,48 7.575,52 7.687,59 7.787,84 7.787,84 7.787,84
18 66 6.026,55 6.726,71 7.136,29 7.426,89 7.652,29 7.836,45 7.992,16 8.127,05 8.246,02 8.352,45 8.448,72 8.448,72
19 69 6.533,80 7.294,14 7.738,92 8.054,50 8.299,28 8.499,28 8.668,37 8.814,85 8.944,06 9.059,63 9.164,18 9.164,18
20 72 7.031,11 7.870,75 8.361,90 8.710,38 8.980,69 9.201,53 9.388,27 9.550,02 9.692,70 9.820,32 9.935,77 9.935,77
21 75 7.561,49 8.454,23 8.976,44 9.346,96 9.634,36 9.869,18 10.067,71 10.239,70 10.391,40 10.527,10 10.649,85 10.761,91
22 78 8.098,48 9.055,28 9.614,96 10.012,08 10.320,10 10.571,76 10.784,55 10.968,88 11.131,46 11.276,90 11.408,46 11.528,56
23 81 8.600,76 9.641,90 10.250,93 10.683,05 11.018,22 11.292,08 11.523,62 11.724,19 11.901,10 12.059,36 12.202,52 12.333,22
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Anlage 2

(zu § 58 Abs. 2 und § 71d Abs. 2)

Anforderungsarten
Merkmals- Aspekt-
Anforderungsart Bewertungsaspekte
gewicht in % gewicht in %

Fachkompetenz 20 a) Ausbildung 70

b) Erfahrung in Funktion 30
Entscheidungskompetenz 18 a) Handlungsspielraum 50

b) Selbstindigkeit 50
Wirkungsbereich 18 a) Wirkungsbreite 50

b) Wirkungsart 50
Fiihrungskompetenz — Team 16 a) Art der Fach-/ 50
/Fach Teamfiihrung

b) Wirkungsreichweite 50
alternativ:
Fiihrungskompetenz — Linie a) Fiihrungsbereich 60

b) Fiihrungsspanne 40
Kundenorientierung 16 a) Sachniveau 50

b) Kundenebene 50
Arbeitszeitflexibilitit 4 a) Ereignischarakter 60

b) Ereignishaufigkeit 40
alternativ:
Passive psychische Belastung a) Konfrontationsanfall 60

b) Hiufigkeit 40
Korperliche Beanspruchung 4 a) Art der Beanspruchung 60

b) Dauer der 40

Beanspruchung
Umgebungseinfliisse 4 a) Gleichzeitig auftretende 60
Umgebungseinfliisse
b) Dauer der Einfliisse 40
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Anlage 3
(zu § 58 Abs. 3 und § 71d Abs. 3)

Textbausteine zur Anforderungsart

Fachkompetenz

Ausbildung

Anforderungsgrad

Erfahrung in Funktion

Anforderungsgrad

Zur Erflllung der Anforderungen bedarf es Ublicherweise

einer kurzen Einweisung von einigen Tagen, Wochen. Oder:

kurze Anlehre, bis 6 Monate am Arbeitsplatz.

10

15

sowie praktischer Erfahrung —in komprimierter Form —von
etwa 6 Monaten.

Zur Erflllung der Anforderungen bedarf es tblicherweise
einer etwa 1-jahrigen Anlehre am Arbeitsplatz.

15

30

sowie praktischer Erfahrung — in komprimierter Form —von
etwa 1 Jahr.

Zur Erflllung der Anforderungen bedarf es Ublicherweise
einer etwa 2-jdhrigen Anlehre an mehreren Arbeitsplatzen.
Oder: 2-jahrige Berufsausbildung oder Kurzlehre. Oder:
3-jdhrige Lehre, die jedoch nicht auf den Arbeitsplatz
zweckgerichtet sein muss.

20

45

sowie praktischer Erfahrung —in komprimierter Form —von
etwa 2 Jahren.

Zur Erflllung der Anforderungen bedarf es Ublicherweise
einer 3-jahrigen handwerklich orientierten Berufslehre.

25

60

sowie praktischer Erfahrung — in komprimierter Form —von
etwa 3 Jahren.

Zur Erflllung der Anforderungen bedarf es Ublicherweise
einer 3-jdhrigen technisch, kaufménnisch orientierten
Berufslehre.

35

75

sowie praktischer Erfahrung — in komprimierter Form —von
etwa 4 Jahren.

Zur Erflllung der Anforderungen bedarf es Ublicherweise
einer 3-4-jahrigen technisch, kaufmannisch orientierten
Berufslehre (zB Handelsschule).

40

90

sowie praktischer Erfahrung — in komprimierter Form —von
etwa 5 Jahren.

Zur Erflllung der Anforderungen bedarf es Ublicherweise
den Abschluss einer mittleren Schulausbildung (ohne
Matura), erganzt mit einem oder mehreren
Zusatzdiplomen, die berufsbegleitend in Lehrgédngen tber
mehrere Semester erworben werden —z.B.: Controller-
Lehrgang, Bilanzbuchhalter.

50

100

sowie praktischer Erfahrung —in komprimierter Form —von
mehr als 5 Jahren.

Zur Erflllung der Anforderungen bedarf es tblicherweise
des Abschlusses einer allgemein bildenden héheren Schule
(4 Jahre — ohne Fachvertiefung, Matura).

60

Zur Erflllung der Anforderungen bedarf es Ublicherweise
des Abschlusses einer 4-5-jahrigen berufsbildenden
héheren Schule (Matura).

65

Zur Erflllung der Anforderungen bedarf es tUblicherweise
des Abschlusses einer berufsbildenden héheren Schule und
einer Spezialisierung, in etwa 1-jdhriger Weiterbildung.

70

Zur Erflllung der Anforderungen bedarf es Ublicherweise
des Abschlusses einer Fachhochschule.

80

Zur Erflllung der Anforderungen bedarf es Ublicherweise
des Abschlusses einer Fachhochschule und einer
Spezialisierung, in etwa 1-jahriger Weiterbildung. Oder:
Uni-Abschluss.

90

Zur Erflllung der Anforderungen bedarf es tblicherweise
des Abschlusses einer Uni oder einer Spezialisierung, in
etwa 1-jdhriger Weiterbildung oder Dissertation.

95

Zur Erflllung der Anforderungen bedarf es Ublicherweise
eines mehrfachen Uni-Abschlusses oder einer Habilitation.

100
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Textbausteine zur Anforderungsart
Entscheidungskompetenz

Handlungsspielraum

Anforderungsgrad

Selbstandigkeit

Anforderungsgrad

Die Aufgaben werden nach detaillierten, genauen Vorgaben

Bei der Bearbeitung der zugeteilten Aufgaben wird laufend

ausgefihrt. 15 15 unterstltzt und betreut. Die Ausfiihrungen werden
regelmaRig Gberpriift.

Die grqb ertellteI\ .Auftvrage erfordern die Ausfu.hrung Bekannte Aufgaben werden mehrheitlich selbstandig
verschiedener Tatigkeiten, evtl. nach mehrstufigem . X . .

. . . L . 30 30 ausgefiihrt. Bei neuen Aufgaben wird Unterstiitzung
Arbeitsplan oder nach eingespielter/eingelibter Routine, e . N

) ) X geboten. Fallweise Uberpriifung der Ausfiihrungen.
was eigene Festlegungen in Details erfordert.
B?arbeltung mehrerer im Ablauf logisch Zus?mmen— Weitgehend selbstdndige Bearbeitung der zugeteilten
hangender Aufgaben nach Ausfiihrungsbestimmungen oder . .

. e . . Aufgaben. In der Regel Selbstiiberpriifung der
sonstigen Richtlinien (Gesetzen, Betriebsvorschriften, 45 45 . . -

e . . Ausfiihrungen. Das erfordert auch eigenstandige
Qualitatsrichtlinien, Arbeitsanweisungen), was Ermessens- .

L . Entscheide.
entscheide im bekannten Lésungsspektrum erfordert.
Bearbeitung eines umfassenden Aufgabenbereichs mit Neben der selbstdandigen Ausfiihrung der eigenen Aufgaben
mehreren verschiedenen Schwerpunkten (z.B. fachlich/ wird auch fallweise die fachliche Betreuung von
technisch und administrativ) nach groben Richtlinien oder 60 60 Mitarbeiterinnen oder Organisationsbereichen bzw. von
Rahmenvorgaben. Das erfordert Ausarbeitung neuer Parteien oder externen Ansprechpartnern (Behérden,
Losungen, abgeleitet aus bekannten, erprobten Fallen. Verbanden, etc.) Ubernommen.
Bearbeitung anspruchsvoller Auftrage nach konkreten La.ufend.fachllche Betreuung .und. Beratung von
. X . . . Mitarbeiterlnnen oder Organisationsbereichen bzw. von
Zielen mit breitem Handlungsspielraum auch in der Wahl 80 80 . .
der Mittel Parteien oder externen Ansprechpartnern (Behorden,
) Verbanden etc.) im eigenen angestammten Fachgebiet.
Umfassende Bearbeitung anspruchsvoller Probleme nach Weltlauflge., ve.rnetzte B.etreuung von M|tarb.e|terlnnen
. . - . oder Organisationsbereichen bzw. von Parteien oder

generellen Zielen, die es selbst zu prazisieren gilt. 100 100

Weitreichende Handlungskompetenz.

externen Ansprechpartnern (Behorden, Verbanden, etc.) in
mehreren Themen- und Fachgebieten.

Textbausteine zur Anforderungsart

Wirkungsbereich

Wirkungsbreite

Anforderungsgrad

Wirkungsart

Anforderungsgrad

Ausflihrung von gut Gberschaubaren, gleichbleibenden
Wiederholungsaufgaben innerhalb eines klar abgegrenzten

Die Tatigkeiten sind rein ausfiihrend. Die unterwiesenen

Aufgabenbereichs. Kein Verstandnis far Ursachen und 15 15 Arbgltsablaufe smd.exakt einzuhalten. Anderungen davon
» . nur in Absprache mit vorgesetzten Stellen.

Zusammenhange erforderlich.

Ausfuihrung von 6fters wechselnden, gleichartigen Die Ausfiihrungen erfordern 6fters Anpassungen und

Aufgaben innerhalb eines Aufgabenbereichs bzw. Optimierungen innerhalb des eigenen Arbeitsbereichs.

) - o e . 30 30 . ) - .
Sachbereichs, wofir Verstandnis fiir die Ablauflogik und Diese werden eigenstdndig vorgenommen und haben keine
das Erkennen der Prioritdten erforderlich ist. Folgen flr nachgelagerte Stellen.

Vielseitiger Einsatz i h Sachbereich d
1eseltiger |n.sa z |n.me. reren af ereichen oder Die Ausfiihrungen erfordern immer wieder die Planung von
umfassender Einsatz in einem gut tiberschaubaren, klar . T .
. R Abldufen nach Richtlinien, Schemata, Gewohnheit oder
abgegrenzten Fachbereich mit Resultatsverantwortung. 45 45 . . .
. Erfahrung. Dies hat kurzfristige Auswirkungen auf
Ursachen und Zusammenhang missen durchschaut .
benachbarte Stellen, Kunden oder Dritte.
werden.
Die eigenen Planungs- und Einteilungs-Aktivitaten sind auf
. . individuelle, wechselnde Situationen auszurichten. Daraus
Bearbeitung eines komplexen, umfassend vernetzten . . L )

. R entstehen erhebliche kurz- bis mittelfristige Auswirkungen

Fachbereichs mit mehreren Aufgabenschwerpunkten, z.B. 60 60 . . . o .
) . . . auf das Ergebnis / die Leistung (Produktivitat) des eigenen
fachlich/technisch und administrativ. - . X
Organisationsbereiches und anderer Stellen der Gemeinde-
verwaltung, auf Parteien oder externe Ansprechpartner.
Umfassende flachendeckende Bearbeitung mehrerer Die eigenen AktIVItéten habfen |nnc?vat|ven, k?nzeptl.on.ellen
R ) . Charakter und damit erhebliche mittel- und langerfristige
anspruchsvoller Fachbereiche — in der Regel mit genereller R A . . .
. . . . 80 80 Auswirkungen auf das Ergebnis / die Leistung des eigenen
Wirkung bis zu externen Leistungsempfangern. Erfordert - . R
o o . L Organisationsbereiches und anderer Stellen der Gemeinde-
wichtige fachbereichstbergreifende Aktivitaten. K
verwaltung, auf Parteien oder externe Ansprechpartner.
Die eigenen Aktivitaten fiihren zu grundsatzlichen
. . . Konzeptionen (Strategien der Gemeindeverwaltung) und
Umfassende Bearbeitung eines weit vernetzten haben damit massive langerfristige Auswirkungen auf das
Organisationsbereiches mit weitreichender 100 100 5 5 &

Handlungskompetenz und Gesamtverantwortung.

Leistungsangebot und das Ergebnis des eigenen
Organisationsbereiches und anderer Organisationsbereiche
der Gemeindeverwaltung.
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Textbausteine zur Anforderungsart
Fihrungskompetenz — Team/Fach

Art der Fach-/Teamfiihrung Wirkungsreichweite

Anforderungsgrad  Anforderungsgrad

Fachliche Uberprifung von Arbeitsresultaten von Teams Einsatz und Wirkung beziehen sich auf einen klar

oder Gruppen.l Kontrolle von Ar'beltsablaufen. Das erfordert 15 15 definierten Aufgabenbereich und/oder Ablauf.

auch Information und Unterweisung von Kollegen.

Erteilen von Auftrdgen im Team, Fortschritts- und Einsatz und Wirkung beziehen sich auf einen Sachbereich,
Ergebniskontrolle. 30 30 der mehrere verschiedene Aufgaben und Ablaufe in

fachtechnischer und organisatorischer Hinsicht umfasst.

Fachliche Fiihrung Uber klassische Team- oder

Bereichsgrenzen hinweg. Planung, Auftragserteilung, Einsatz und Wirkung beziehen sich auf einen klar
Kontrolle und Resultatabnahme. Koordinationsaufgaben. 45 45 definierten Fachbereich mit vertrauten Technologien und
Durchsetzung von Vorhaben, Richtlinien. Systemen.

Prozessverantwortung im zugeteilten Fachbereich.

Fachliche Fiihrung in konflikttrdchtigen Belangen tber

Klassische Team- oder Bereichsgrenzen hinweg. Einsatz und Wirkung beziehen sich auf einen komplexen,

s . o . 60 60 vernetzten Fachbereich mit vertrauten Technologien und
Koordination von Bereichen mit divergierenden
. Systemen.
Zielsetzungen.
Projektleitung in umfassenden Vorhaben, bei deren
Realisierung die Beteiligten von weitgehend gleichen 30 30 Einsatz und Wirkung beziehen sich auf einen gesamten

akzeptierten Zielsetzungen ausgehen (Investitionsvorhaben, Verwaltungsbereich der Gemeinde.
Einfuhrung von Systemen).

Projektleitung in umfassenden Vorhaben, bei deren

Realisierung die Beteiligten von erheblich divergierenden Einsatz und Wirkung beziehen sich auf mehrere
- - . 100 100 - .

Zielsetzungen ausgehen (konflikttrachtige Konzeptionen und Verwaltungsbereiche der Gemeinde.

deren Realisierung).

Textbausteine zur Anforderungsart
Flihrungskompetenz — Linie

Fiihrungsbereich Fiihrungsspanne

Anforderungsgrad  Anforderungsgrad

Es werden fachliche Fiihrungsaufgaben wahrgenommen

wie zum Beispiel Einsatz und Betreuung von

Mitarbeiterinnen; organisatorisches und administratives. 15 15
Weisungsbefugnis, aber keine disziplindre Fiihrung (z.B.

Entlassungsandrohung, Versetzungen etc.).

Die Personalbetreuung reicht etwa bis zu 3 direkt und
indirekt zugewiesenen Mitarbeiterinnen.

Zur Stelle gehéren Fuhrungsaufgaben im Sinne direkter
Flihrung von ausfiihrenden Bediensteten, die mit 30 30
Routineaufgaben befasst sind. Auch disziplindre Fiihrung.

Die Personalbetreuung reicht etwa bis zu 6 direkt bzw.
indirekt unterstellten Mitarbeiterinnen.

Zur Stelle gehéren Fuhrungsaufgaben im Sinne direkter
Flhrung von Bediensteten, die in ihrem Sach-/Fachbereich 45 45
mit einem breiten Aufgabenspektrum befasst sind.

Die Personalbetreuung reicht etwa bis zu 12 direkt bzw.
indirekt unterstellten Mitarbeiterinnen.

Zur Stelle gehéren Fihrungsaufgaben im Sinne direkter

FUhrung von Experten oder Bediensteten, die einen Die Personalbetreuung reicht etwa bis zu 25 direkt bzw.

60 60

anspruchsvollen Aufgabenbereich selbstdndig indirekt unterstellten Mitarbeiterinnen.

wahrnehmen.

Zur Stelle gehéren Fiihrungsaufgaben im Sinne von Fuhrung 0 80 Die Personalbetreuung reicht etwa bis zu 50 direkt bzw.

von mehreren unterstellten Fihrungsebenen. indirekt unterstellten Mitarbeiterinnen.

Zur Stelle gehéren Fiihrungsaufgaben im Sinne von Fihrung Die Personalbetreuung umfasst mehr als 50 direkt oder
. ) 100 100 o . .

ganzer Verwaltungsbereiche der Gemeinde. indirekt unterstellte Mitarbeiterinnen.
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Textbausteine zur Anforderungsart
Kundenorientierung

Sachniveau Kundenebene

Anforderungsgrad  Anforderungsgrad

Erteilung von Routineauskiinften aus Verzeichnissen, L . )
Ansprechpartner sind in der Regel einzelne interne

Listen, Arbeitspapieren, Handbiichern usw., was 15 15 L

Grundverstandnis der Organisation erfordert. personlich gut bekannte Kolleginnen.

Erteilung von individuell zugeschnittenen Auskinften, was Ansprechpartner sind in der Regel mehrere interne

Sach- und Organisationsverstandnis Gber den 30 30 Kontaktpersonen von zumeist dhnlichem Positionsniveau

zugewiesenen Aufgabenbereich erfordert. aus verschiedenen Bereichen, nur zum Teil kollegial
bekannt. Gelegentlich auch externe Routinekontakte.

Empfehlung von MaRRnahmen, Vorgehensweisen in Ansprechpartner sind in der Regel externe Personen wie

Routinefallen, was Abklarungen zur speziellen Situation 45 45 Kunden, Birger im eingespielten Kontakt und/oder &fters

erfordert. Mitarbeiterinnen der internen mittleren Fiihrungsebene.

Ansprechpartner sind in der Regel externe fachlich
anspruchsvolle Personen wie Kunden, Birger und/oder
regelmaRig Mitarbeiterlnnen der internen mittleren
FUhrungsebene.

Empfehlung von Losungsansatzen, MaRnahmen und
Vorgehensweisen in individuellen Problemstellungen, was 60 60
Abkldrungen zur Situation und Optimierungen erfordert.

Ansprechpartner sind in der Regel externe Vertreter der 2.
FUhrungsebene, verantwortlich fir ihren
Organisationsbereich oder fallweise Mitarbeiterinnen der
internen oberen Fiihrungsebene.

Verhandlungen in Vorhaben nach bewdhrten
Ablaufschemata (spezialisierte Projektabwicklung = 80 80
Projektierung).

Festlegung von Positionen und Wahrnehmung von

Verhandlungen bei komplexen variierenden Vorhaben oder Ansprechpartner sind in der Regel Entscheidungstrager mit
P - . 100 100

grundsatzlichen Organisationsangelegenheiten bzw. hoher Gestaltungskompetenz.

Geschéftsfallen.

Textbausteine zur Anforderungsart
Arbeitszeitflexibilitat

Ereignischarakter Ereignishaufigkeit

Anforderungsgrad  Anforderungsgrad

Der Einsatz erfolgt planmaRig zu wechselnden Beginn-, 10 10 Solche Ereignisse ergeben sich gelegentlich und sind daher
Schluss- und Pausenzeiten. kaum relevant.

Der Einsatz erfolgt planmaRig zu wechselnden Beginn-,

Schluss- und P it d erfordert erheblich
Chluss- Und Fausenzelten und ertordert ernenliche Solche Ereignisse ergeben sich durchschnittlich bis zu 5 mal

Bereitschaft zur Arbeitszeitkompensation. AuRerdem 20 20 im Monat

werden dadurch Erschwernisse durch Nachtarbeit ’

abgedeckt.

Der Einsatz erfolgt spontan, Gberraschend zu wechselnden 35 35 Solche Ereignisse ergeben sich durchschnittlich bis zu 8 mal
Beginn-, Schluss- und Pausenzeiten. im Monat.
gz;iil:_slastzhehrjfszl_gltj;Zopnatjgé:Zt;?:erislj:(ejnedrfzour(\j/\:erthselnden 60 60 Solche Ereignisse ergeben sich durchschnittlich bis zu 12

. . o ) Iim Monat.
erhebliche Bereitschaft zur Arbeitszeitkompensation. malim vona

Der Einsatz kann spontan, liberraschend auch an
Wochenenden und Feiertagen erfolgen und erfordert 100 100
erhebliche Bereitschaft zur Zeitkompensation.

Solche Ereignisse ergeben sich durchschnittlich mehr als 12
mal im Monat.
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Textbausteine zur Anforderungsart
Passive psychische Belastung

Konfrontationsanfall

Anforderungsgrad

Haufigkeit

Anforderungsgrad

Der Einsatz erfolgt in Situationen, die beruflich wenig oder
nur indirekt mit Verhaltensgeschadigten und Gebrechen
anderer zu tun haben. Solche Einflisse sind daher nicht
relevant.

Die Haufigkeit und Dauer der Belastung ist nicht relevant.

Die Auslibung der Funktion ist vorrangig ausgerichtet auf
an sich gesunde, jedoch schwierige, auch aggressive
Personen, was Konfrontationen und Konflikte mit sich
bringt. Stelleninhaberlnnen sind in der Regel im Umgang
mit solchen Situationen geschult.

25

25

Solche Situationen ergeben sich wéchentlich.

Die Auslibung der Funktion ist vorrangig ausgerichtet auf
Pflege- und Betreuungsbediirftige (physisch oder psychisch
Geschadigte). Die damit verbundene Konfrontation
erfordert von der Stelleninhaberln besonderes
Einfihlungsvermogen und Festigkeit.

50

50

Solche Situationen ergeben sich taglich.

Die Auslibung der Funktion ist vorrangig ausgerichtet auf
Pflege und Betreuung physisch/psychisch massiv
Geschéadigter, Behinderter. Die damit verbundene
Konfrontation erfordert von der Stelleninhaberin
auBerordentliche Geduld und Uberwindung.

75

75

Solche Situationen ergeben sich mehrmals taglich.

Die Auslibung der Funktion ist vorrangig ausgerichtet auf
Pflege und Betreuung Schwerstkranker, Sterbender oder
erfordert Verrichtungen an Toten.

100

100

Solche Situationen ergeben sich laufend.

Textbausteine zur Anforderungsart
Korperliche Beanspruchung

Art der Beanspruchung

Dauer der Beanspruchung

Anforderungsgrad  Anforderungsgrad
Der anstrengende Teil der Ausfiihrungen erfordert im 10 5 Diese Beanspruchung erfolgt gelegentlich und erstreckt sich
wesentlichen Hand- und Armarbeit im Sitzen. in der Regel bis max. 10 % der Arbeitszeit.
Der anstrengende Teil der Ausfiihrungen erfordert im 20 15 Die Dauer dieser Beanspruchung erstreckt sich in der Regel
wesentlichen Hand- und Armarbeit im Stehen. Uber ca. 10 % der Arbeitszeit.
Der anstrengende Teil der Ausfiihrungen erfordert im Die Dauer dieser Beanspruchung erstreckt sich in der Regel
. . S . 35 35 - NI
wesentlichen Kérperarbeit bei freiem Bewegungsspielraum. iber ca. 35 % der Arbeitszeit.
Der anstrengende Teil der Ausfihrungen erfordert im
wesentlichen .Korperarb.elt bei eingeschranktem . Die Dauer dieser Beanspruchung erstreckt sich in der Regel
Bewegungsspielraum — infolge Balancehaltung, Armarbeit 60 60 ib 2/3 der Arbeitszeit
,Uber Kopf” usw. ODER: Freie Haltung, aber schwere uber ca. er Arbeitszeit.
Lasten.
Der anstrengende Teil der Ausfiihrungen erfordert im
wesentlichen Kérperarbeit bei Extrembelastung — durch
beengende, schwere Schutzkleidung oder einseitig 100 100 Die Dauer dieser Beanspruchung erstreckt sich in der Regel

erzwungene Korperhaltung (geblckt in Kandlen, Schachten)
oder besonders schwierige Balancehaltung und
erforderliche Schwindelfreiheit

liber anndhernd die ganze Arbeitszeit.

28




Textbausteine zur Anforderungsart
Umgebungseinflisse

Gleichzeitig auftretende Umgebungseinfliisse

Anforderungsgrad

Dauer der Einfliisse

Anforderungsgrad

Die Ausfiihrungen werden behindert durch einen
Umgebungseinfluf schwacher Intensitat (Larm,
Lichtmangel, Blendung, Geruch, Schmutz, Chemie, Hitze,
Kalte, Durchzug, Nasse, Feuchtigkeit, rdumliche Enge,
Unfallgefahr).

10

Diese Beanspruchung erfolgt gelegentlich und erstreckt sich
in der Regel bis max. 10 % der Arbeitszeit.

Die Ausflihrungen werden behindert durch einen
Umgebungseinflul mittlerer Intensitat (Larm, Lichtmangel,
Blendung, Geruch, Schmutz, Chemie, Hitze, Kdlte,
Durchzug, Nasse, Feuchtigkeit, rdumliche Enge,
Unfallgefahr).

20

15

Die Dauer dieser Beanspruchung erstreckt sich in der Regel
Uber ca. 10 % der Arbeitszeit.

Die Ausfiihrungen werden behindert durch einen
UmgebungseinfluR starker Intensitat (Larm, Lichtmangel,
Blendung, Geruch, Schmutz, Chemie, Hitze, Kalte,
Durchzug, Nasse, Feuchtigkeit, rdumliche Enge,
Unfallgefahr).

35

35

Die Dauer dieser Beanspruchung erstreckt sich in der Regel
Uber ca. 35 % der Arbeitszeit.

Die Ausflihrungen werden behindert durch mehrere
Umgebungseinflisse mittlerer Intensitat (Larm,
Lichtmangel, Blendung, Geruch, Schmutz, Chemie, Hitze,
Kalte, Durchzug, Nasse, Feuchtigkeit, raumliche Enge,
Unfallgefahr).

60

60

Die Dauer dieser Beanspruchung erstreckt sich in der Regel
Uber ca. 2/3 der Arbeitszeit.

Die Ausfiihrungen werden behindert durch mehrere
Umgebungseinflusse starker Intensitat (Larm, Lichtmangel,
Blendung, Geruch, Schmutz, Chemie, Hitze, Kalte,
Durchzug, Nasse, Feuchtigkeit, rdumliche Enge,
Unfallgefahr).

100

100

Die Dauer dieser Beanspruchung erstreckt sich in der Regel
liber anndhernd die ganze Arbeitszeit.
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Gehaltsschema neu fiir Musikschullehrer (2024)

Anlage 4

(zu § 87 Abs. 6)

Gehaltsstufe 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12
Stellenwert
Gehaltsklasse bis

7 33 2.592,30 2.820,90 2.954,61 3.049,48 3.123,06 3.183,19 3.234,03 3.234,03 3.234,03 3.234,03 3.234,03 3.234,03
8 36 2.772,13 3.024,96 3.172,87 3.277,80 3.359,20 3.425,71 3.481,94 3.481,94 3.481,94 3.481,94 3.481,94 3.481,94
9 39 2.996,06 3.260,30 3.414,87 3.524,55 3.609,61 3.679,12 3.737,89 3.788,80 3.788,80 3.788,80 3.788,80 3.788,80
10 42 3.267,38 3.564,86 3.738,88 3.862,34 3.958,12 4.036,36 4.102,52 4.159,84 4.159,84 4.,159,84 4.159,84 4.159,84
11 45 3.532,24 3.863,88 4.057,88 4.195,52 4.302,28 4.389,52 4.463,27 4.527,16 4.527,16 4.527,16 4.527,16 4.527,16
12 48 3.783,09 4.129,41 4.331,99 4.475,73 4.587,21 4.678,31 4.755,33 4.822,05 4.880,89 4.880,89 4.880,89 4.880,89
13 51 4.052,25 4.434,09 4.657,45 4.815,93 4.938,86 5.039,29 5.124,21 5.197,77 5.262,66 5.262,66 5.262,66 5.262,66
14 54 4.340,79 4.761,48 5.007,56 5.182,16 5.317,59 5.428,25 5.521,80 5.602,85 5.674,34 5.674,34 5.674,34 5.674,34
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Anlage 4a

(zu § 87 Abs. 6)
Gehaltsschema alt fiir Musikschullehrer (2024)
Gehaltsstufe 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12
Stellenwert
Gehaltsklasse bis
7 33 2.662,27|  2.860,96] 2.98194| 3.067,86]  3.13454| 3.188,95|  3.23494|  3.23494|  3.23494| 3.23494] 3.23494]  3.234,94
8 36 2.83468]  3.06534] 3.20006] 3.20571] 3.36996] 3.43054] 3.48152] 3.48152] 3.481,52] 3.48152] 3.48152] 3.481,52
9 39 3.053,07|  3.297,95] 3.44095] 3.54252] 3.621,31] 3.68565] 3.74000] 3.78682] 3.78682] 3.786,82] 3.786,82]  3.786,82
10 42 3.29605|  3.567,23] 3.72560] 3.83806] 3.92536| 3.99663] 4.056,76] 4.10836]  4.10836] 4.10836]  4.10836]  4.10836
11 45 3.562,19]  3.86507| 4.042,09] 4.16764] 4.26517| 434479 4.412,12] 446971 446971  4.469,71|  4.469,71]  4.469,71
12 48 3.8149] 413260 4.31861] 4.45067] 4.553,09] 4.63673] 4.70747] 4.768,76]  4.82257] 4.82257] 4.82257] 4.822,57
13 51 4.08455]  4.44310] 465284 480171 4.91716] 501160 5.09138] 5.16043] 5.22087] 5.22087] 5.22087]  5.220,87
14 54 4.37449]  4.76836] 499871 516220 5.28892] 5.39252| 5.48008] 555596] 5.62233]  5.62233] 5.62233]  5.622,33
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Gehaltsschema fiir Krankenanstalten und Pflegeeinrichtungen (2024)

Anlage 5
(zu § 71g Abs. 31Vm § 71c¢)

GKL GSt 01 GSt 02 GSt 03 GSt 04 GSt 05 GSt 06 GSt 07 GSt 08 GSt 09 GSt 10 GKL
1 1.903,26 1.994,21 2.071,96 2.129,96 2.168,20 2.206,43 2.244,67 2.284,20 2.302,66 2.32243 1
2 1.979,70 2.081,21 2.161,61 2.220,93 2.261,81 2.301,33 2.342,21 2.381,75 2.402,83 2.422,61 2
3 2.057,48 2.182,71 2.267,05 2.329,01 2.371,21 2.413,37 2.455,88 2.499,64 2.522,23 2.544,84 3
4 2.166,88 2.298,69 2.387,01 2.453,04 2.501,05 2.547,67 2.594,28 2.642,29 2.664,90 2.688,93 4
5 2.271,01 2.431,84 2.553,31 2.628,16 2.677,59 2.727,05 2.776,46 2.800,49 2.825,93 2.849,93 5
6 2.406,79 2.587,19 2.717,16 2.796,24 2.848,50 2.900,77 2.953,03 2.978,44 3.005,31 3.030,70 6
7 2.540,61 2.734,09 2.897,92 2.981,25 3.036,35 3.091,44 3.146,51 3.173,37 3.201,59 3.228,43 7
8 2.715,74 2.920,54 3.095,67 3.184,66 3.242,56 3.300,49 3.359,81 3.389,48 3.417,69 3.447,35 8
9 2.895,09 3.112,61 3.299,07 3.392,29 3.485,52 3.547,66 3.609,81 3.640,86 3.671,93 3.703,00 9
10 3.119,69 3.352,74 3.553,28 3.652,15 3.752,47 3.818,85 3.885,22 3.919,10 3.951,60 3.985,49 10
11 3.334,39 3.618,27 3.831,55 3.93747 4.078,72 4.115,44 4.186,06 4.221,35 4.256,69 4.291,99 11
12 3.549,07 3.849,93 4.075,88 4.188,89 4.301,90 4.376,75 4.451,61 4.489,74 4.526,47 4.564,60 12
13 3.777,88 4.097,09 4.335,77 4.455,84 4.574,50 4.654,96 4.734,09 4.775,03 4.814,58 4.854,13 13
14 4.016,57 4.354,15 4.608,37 4.735,48 4.862,61 4.945,94 5.030,70 5.073,05 5.115,42 5.157,80 14
15 4.289,17 4.649,34 4.919,10 5.053,26 5.188,88 5.279,27 5.368,26 5.413,43 5.458,64 5.503,85 15
16 4.585,77 4.969,98 5.258,08 5.400,73 5.544,82 5.640,85 5.736,88 5.784,91 5.832,93 5.880,97 16
17 4.882,37 5.289,15 5.594,24 5.746,78 5.900,74 6.053,26 6.154,99 6.205,82 6.256,64 6.307,52 17
18 5.173,33 5.604,14 5.926,16 6.088,56 6.249,60 6.410,60 6.519,37 6.626,69 6.680,39 6.734,06 18
19 5.482,65 5.937,45 6.279,25 6.506,64 6.677,55 6.848,47 6.962,85 7.075,85 7.133,79 7.190,27 19
20 5.813,17 6.294,79 6.656,37 6.957,22 7.198,75 7.318,79 7.438,83 7.560,31 7.619,64 7.680,37 20
21 6.173,32 6.683,21 7.067,40 7.386,57 7.640,82 7.832,92 7.960,01 8.088,55 8.152,12 8.215,68 21
22 6.558,91 7.099,86 7.506,65 7.844,22 8.115,39 8.318,77 8.452,95 8.588,54 8.724,13 8.791,95 22
23 6.969,92 7.543,36 8.046,18 8.404,91 8.693,07 8.907,75 9.123,85 9.266,52 9.338,54 9.410,59 23
24 7.380,93 7.988,27 8.519,32 8.975,52 9.279,25 9.506,62 9.734,00 9.886,52 9.961,41 10.037,67 24
25 7.807,50 8.450,14 9.010,87 9.492,50 9.892,21 10.133,70 10.373,82 10.533,44 10.613,93 10.694,46 25
26 8.265,11 9.027,80 9.621,04 10.129,50 10.553,21 10.807,45 11.061,69 11.231,19 11.315,93 11.400,66 26
27 8.746,74 9.551,85 10.178,91 10.717,05 11.164,78 11.522,14 11.790,50 11.969,86 12.060,26 12.149,24 27
28 9.250,98 10.102,66 10.858,29 11.426,06 11.899,25 12.277,77 12.561,68 12.750,92 12.845,57 12.940,20 28
29 9.777,81 10.677,50 11.476,94 12.075,80 12.574,40 13.074,37 13.373,81 13.574,36 13.673,23 13.773,50 29

allgemeine Verwendungszulage: 329,24

GKL = Gehaltsklasse / GSt = Gehaltsstufe
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Anlage 6

(zu § 71g Abs. 3iVm § 71d)

Anforderungsarten
Merkmals- Aspekt-
Anforderungsart gewicht in |Bewertungsaspekte gewicht
% in %
X) Ausbildun 65
Fachkompetenz 18 ) S g .
Y) Erfahrung in Funktion 35
) X) Handlungsspielraum 50
Entscheidungskompetenz 18
& P ¥) Selbststandigkeit 50
: ; X) Wirkungsbreite 50
Wirkungsbereich 18
g Y) Wirkungsart 50
Kommunikation 17 X) Kommunikationszweck 50
Kundenorientierung Y) Kundenebene 50
Fihrungskompetenz Linie X) Fihrungsbereich 60
Y) Fihrungsspanne 40
alternativ: 17
Fiihrungskompetenz X) Art der Fach- / TeamfUhrung 50
Projekt/Fach Y) Wirkungsreichweite 50
physische Anforderungen 5 X) Art der Beanspruchung 60
kérperliche Beanspruchung Y) Dauer der Beanspruchung 40
X) gleichzeitig auftretende 60
physische Anforderungen )e e o
e 4 Umgebungseinfliisse
Umwelteinfliisse o
Y) Dauer der Einflisse 40
. . X) Art der Konfrontation 60
passiv psychische Belastung 4 L .
Y) Haufigkeit 40
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Anlage 7
(zu § 71g Abs. 31Vm § 71d)

Textbausteine zur Anforderungsart

Fachkompetenz
Textbausteine X Textbausteine Y
Anforderungsgrad  Anforderungsgrad
Zur Erflllung der Anforderungen bedarf es einer Anlernzeit 1 16 sowie praktischer Erfahrung von etwa 6 Monaten.

von mehreren Monaten.

Zur Erflllung der Anforderungen bedarf es eines
Lehrabschlusses ohne Zweckausbildung.

28

32

sowie praktischer Erfahrung von etwa 1 Jahr.

Zur Erflllung der Anforderungen bedarf es eines
Lehrabschlusses (3 Jahre) mit Zweckausbildung oder einer
kfm. Fachschule.

40

48

sowie praktischer Erfahrung von etwa 2 Jahren.

Zur Erflllung der Anforderungen bedarf es eines
Lehrabschlusses (3 Jahre) mit Zweckausbildung (kfm.
Fachschule) und mit Zusatzausbildung im Ausmal von ca.
150 Unterrichtseinheiten (im Rahmen einer
Einzelausbildung bzw. in Form eines individuell auf die
Funktion zugeschnittenen Curriculums).

45

64

sowie praktischer Erfahrung von etwa 3 Jahren.

Zur Erflllung der Anforderungen bedarf es eines
Lehrabschlusses (>3 Jahre) ohne Zusatzausbildung.

50

80

sowie praktischer Erfahrung von etwa 4 Jahren.

Zur Erflllung der Anforderungen bedarf es eines
Lehrabschlusses (>3 Jahre) mit Zusatzausbildung im
AusmaR von ca. 150 Unterrichtseinheiten (im Rahmen einer
Einzelausbildung bzw. in Form eines individuell auf die
Funktion zugeschnittenen Curriculums).

55

96

sowie praktischer Erfahrung von etwa 5 Jahren.

Zur Erflllung der Anforderungen bedarf es einer
Meisterprifung oder AHS.

65

112

sowie praktischer Erfahrung von mehr als 5 Jahren.

Zur Erflllung der Anforderungen bedarf es einer BHS/Kfm.
oder einer AHS mit Zusatzausbildung oder einer
Meisterprifung mit Zusatzausbildung im AusmaR von ca.
300 Unterrichtseinheiten (im Rahmen einer
Einzelausbildung bzw. in Form eines individuell auf die
Funktion zugeschnittenen Curriculums).

70

Zur Erflllung der Anforderungen bedarf es einer
BHS/techn. oder einer BHS/Kfm. mit Zusatzausbildung im
AusmaR von ca. 300 Unterrichtseinheiten (im Rahmen einer
Einzelausbildung bzw. in Form eines individuell auf die
Funktion zugeschnittenen Curriculums).

76

Zur Erflllung der Anforderungen bedarf es einer
BHS/techn. mit Zusatzausbildung im AusmaR von ca. 300
Unterrichtseinheiten (im Rahmen einer Einzelausbildung
bzw. in Form eines individuell auf die Funktion
zugeschnittenen Curriculums).

82

Zur Erflllung der Anforderungen bedarf es einer Ausbildung
zum Bachelor (Uni/FH).

88

Zur Erflllung der Anforderungen bedarf es einer Ausbildung
zum Bachelor mit Zusatzausbildung oder FH Magister alt.

94

Zur Erflllung der Anforderungen bedarf es einer Ausbildung
zum Master (Uni/FH), FH Magister mit Zusatzausbildung
oder Uni Magister.

100

Zur Erflllung der Anforderungen bedarf es einer Ausbildung
zum Master mit Zusatzausbildung (FH/Uni) oder Uni
Magister mit Zusatzausbildung oder Uni Dipl. Ing.

106

Zur Erflllung der Anforderungen bedarf es einer Ausbildung
zum Uni Dipl. Ing. mit Zusatzausbildung.

112
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Textbausteine zur Anforderungsart
Entscheidungskompetenz

Textbausteine X Textbausteine Y

Anforderungsgrad  Anforderungsgrad

Die Aufgaben werden nach detaillierten, genauen kurzen Bei der Bearbeitung der zugeteilten Aufgaben wird laufend
Anweisungen und Gberwachter Einarbeit ausgefiihrt. 17 17 unterstltzt und betreut. Die Ausfiihrungen werden
Uberprift.

Die Aufgaben werden nach summarischen, pauschalen
Auftragen, oder auch mehrstufigem Arbeitsplan oder nach
eingespielter/eingelibter Routine ausgefiihrt, was eigene
Festlegungen in Details erfordert.

Bekannte Aufgaben werden mehrheitlich selbstandig
34 34 ausgefihrt. Bei neuen Aufgaben wird Unterstiitzung
geboten. Fallweise Uberpriifung der Ausfiihrungen.

Bearbeitung eines Aufgabenbereichs nach klar in Normen, Weitgehend selbstandige Bearbeitung der zugeteilten
Handblchern oder sonstigen Regelungen festgelegten 51 51 Aufgaben. In der Regel SelbstUberprifung der
Rahmenvorgaben, was einfache Ermessensentscheide im Ausfihrungen. Das erfordert auch eigensténdige

bekannten Lésungsspektrum erfordert. Entscheide.

Bearbeitung eines Aufgabenbereichs mit mehreren

verschiedenen Schwerpunkten (z.B. fachliche und Neben der selbstdandigen Ausfiihrung der eigenen Aufgaben
administrative) nach groben Rahmenvorgaben. Das 68 68 werden Andere (Mitarbeiter, Behorden, Kunden, etc.) in
erfordert Ausarbeitung neuer Losungen, abgeleitet aus einem oder mehreren Sachbereichen fachlich betreut.

bekannten, erprobten Fallen.

Bearbeitung anspruchsvoller Probleme nach konkreten
Zielvorgaben mit breitem Handlungsspielraum auch in der 90 90
Wahl der Mittel.

Laufend fachliche Betreuung Anderer in einem
Fachbereich.

Umfassende Bearbeitung anspruchsvoller Probleme nach
generellen groben Zielvorgaben, die es selbst zu prazisieren 112 112
gilt. Weitreichende Handlungskompetenz.

Weitldufige, vernetzte fachliche Betreuung von
Mitarbeitern in mehreren Themen- oder Fachbereichen.

Textbausteine zur Anforderungsart
Wirkungsbereich

Textbausteine X Textbausteine Y

Anforderungsgrad  Anforderungsgrad

Ausflihrung von gut Gberschaubaren, gleichbleibenden

Wiederholungsaufgaben innerhalb eines abgegrenzten Die Tatigkeiten sind rein ausfiihrend. Die unterwiesenen
Aufgabenbereichs. Verstandnis flr Ursachen und 13 17 Arbeitsablaufe sind exakt einzuhalten. Anderungen davon
Zusammenhange nur in einem geringen AusmaR nur in Absprache mit vorgesetzten Stellen.
erforderlich.
Ausflihrung von 6fters wechselnden Aufgaben innerhalb Die Ausfiihrungen erfordern 6fters Anpassungen und
eines umfassenden Aufgabenbereichs bzw. in einem 27 1 Optimierungen innerhalb des eigenen Arbeitsbereichs.
abgegrenzten Sachbereich, was Verstandnis fur die Diese werden eigenstdndig vorgenommen und haben kaum
Ablauflogik und das Erkennen der Prioritdten erfordert. Folgen flr nachgelagerte Stellen.
Einsatz in mehreren Sachbereichen bzw. in einem breit Die Ausfiihrungen erfordern immer wieder die Planung von
umfassenden Sachbereich mit Resultatsverantwortung, was Abladufen nach Richtlinien, Schemata, Gewohnheit oder
u P . L 44 51 . )
Verstandnis fur die Ablauflogik und fur die Vernetzung der Erfahrung. Dies hat Auswirkungen auf benachbarte Stellen,
Sachbereiche erfordert. Kunden oder Dritte.
Die eigenen Planungs- und Einteilungs-Aktivitaten sind auf
individuelle, wechselnde Situationen auszurichten. Daraus
Umfassender Einsatz in einem Uberschaubaren, entstehen erhebliche kurz- bis mittelfristige Auswirkungen
abgegrenzten Fachbereich. Ursachen und Zusammenhéange 61 68 auf das Ergebnis/die Leistung (Produktivitat) des eigenen
missen durchschaut werden. Organisationsbereiches oder anderer Bereiche der
Organisation, auf Kunden oder externe
Ansprechpartnerinnen.
Die eigenen Aktivitdten haben innovativen, konzeptionellen
Flachendeckende Bearbeitung eines breiten, umfassenden Charakter und damit erhebliche mittel- und langerfristige
Fachbereichs mit starker Vernetzung innerhalb der 78 90 Auswirkungen auf das Ergebnis/die Leistung des eigenen
Organisation. oder anderer Organisationsbereiche, auf Kunden und
externe Ansprechpartnerinnen.
Die eigenen Aktivitaten fihren zu grundsatzlichen
Umfassendem flachendeckende Bearbeitung mehrerer Konzeptionen (Unternehmensstrategien) und haben damit
anspruchsvoller Fachbereiche. Erfordert wichtige 95 112 massive langerfristige Auswirkungen auf das
fachbereichsuibergreifende Aktivitaten. Leistungsangebot und das Ergebnis des eigenen und

anderer Unternehmensbereiche.

Umfassende Bearbeitung eines weit vernetzten
Unternehmensbereiches mit weitreichender 112
Handlungskompetenz und Gesamtverantwortung.
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Textbausteine zur Anforderungsart
Kommunikation/Kundenorientierung

Textbausteine X

Anforderungsgrad

Textbausteine Y

Anforderungsgrad

Abgesehen vom Kontakt mit dem eigenen Vorgesetzten
erfordert der Arbeitsablauf das Entgegennehmen von

Dabei geht es um Kontakte mit Kunden oder Arbeitskollegen

. N . . . 17 17 im eigenen Tatigkeitsablauf. Auskiinfte ohne tiefere
Informationen und kurzen mindlichen Hinweisen mit evtl. )
. . Hinterfragung von Fachaspekten.
einfachen Rickfragen.
Abgesehen vom Kontakt mit dem eigenen Vorgesetzten Dabei geht es neben Einzelkontakten auch um Kontakte mit
erfordert der Arbeitsablauf Ublicherweise gegenseitigen 34 34 Kunden oder Dritten auf zumeist dhnlichen Positionsniveau.
Info-Austausch mit Riickfragen. Fachliche Auskiinfte eingeschrankt auf den eigenen
Arbeitsbereich.
Der Sch kt der Berat liegt in der Empfehl
er schwerpunit der Beratung liegt in aer .mp Pﬁ ung von Ansprechpartner sind in der Regel externe Personen im
MaRnahmen, Produkten oder Vorgehensweisen in R R R R .
s . . . . 51 51 eingespielten Kontakt und/oder fallweise Mitarbeiterinnen
Routinefallen, was Abklarungen zur speziellen Situation . R .
der internen mittleren Fiihrungsebene.
erfordert.
Der Schwerpunkt der Beratung liegt in der Empfehlung von
P glieg . p' J Ansprechpartner sind in der Regel externe fachlich
Produkten, MaRnahmen und Vorgehensweisen in .
s ) ) 68 68 anspruchsvolle Personen und/oder regelméaRig
individuellen Problemstellungen, was Situationsanalysen R . . . .
- Mitarbeiterlnnen der internen mittlernen Fiihrungsebene.
und Optimierungen erfordert.
Ansprechpartner sind in der Regel externe Vertreter der 2.
Verhandlungen in Vorhaben nach bewahrtem Ablauf in %0 %0 Flihrungsebene, verantwortlich fiir ihren
bekannten Geschaftsfallen. Organisationsbereich, oder fallweise Mitarbeiterinnen der
internen oberen Flihrungsebene.
Ansprechpartner sind in der Regel externe
Verhandlungen in umfassenden variierenden Vorhaben und 112 112 Geschéftsleitungen, Entscheidungstréager in Politik /

grundsatzlichen Geschaftsfallen.

offentlicher Verwaltung und/oder intern laufend hohe
Ebene.

Textbausteine zur Anforderungsart
Flihrungskompetenz — Linie

Textbausteine X

Textbausteine Y

Anforderungsgrad  Anforderungsgrad
Zgr Stelle gehorerl Fuhrungsal.Jfgabe.n im Sinne <.:l|rek.ter Die Personalbetreuung reicht etwa bis zu 3 direkt und
Fiihrung von ausfiihrenden Mitarbeiterinnen, die mit 22 17 . R . X
) . indirekt zugewiesenen Mitarbeitern.

Routineaufgaben befasst sind.
Zur Stelle gehéren Fuhrungsaufgaben im Sinne direkter
Flihrung von Mitarbeiterinnen, die in ihrem Sach- 4 1 Die Personalbetreuung reicht etwa bis zu 6 direkt bzw.
/Fachbereich mit einem breiten Aufgabenspektrum befasst indirekt unterstellten Mitarbeitern.
sind.
Zgr stelle gehoren Fuhru.ngsfaufgaben im Sinne direkter Die Personalbetreuung reicht etwa bis zu 12 direkt bzw.
Flihrung von Experten, die einen anspruchsvollen 66 51 L R )

. o indirekt unterstellten Mitarbeitern.
Fachbereich selbstdndig wahrnehmen.
Zur Stelle gehoéren Fiihrungsaufgaben im Sinne von Fuhrung 89 68 Die Personalbetreuung reicht etwa bis zu 25 direkt bzw.
von mehreren unterstellten Fiihrungsebenen. indirekt unterstellten Mitarbeitern.
Zur Stelle gehéren Fiihrungsaufgaben im Sinne von Fihrung 112 %0 Die Personalbetreuung reicht etwa bis zu 50 direkt bzw.
ganzer Unternehmensbereiche. indirekt unterstellten Mitarbeitern.

112 Die Personalbetreuung umfasst mehr als 50 direkt oder

indirekt unterstellte Mitarbeiter.
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Textbausteine zur Anforderungsart
Fihrungskompetenz Projekt/Fach

Textbausteine X Textbausteine Y
Anforderungsgrad  Anforderungsgrad

Fachliche Uberpriifung von Arbeitsresultaten von Teams
oder Gruppen. Kontrolle von Arbeitsablaufen. Das erfordert 17 17
auch Information und Unterweisung von Kollegen.

Einsatz und Wirkung beziehen sich auf einen klar
definierten Aufgabenbereich und/oder Ablauf.

Erteilen von Auftrdgen im Team. Fortschritts- und
Ergebniskontrolle. Organisatorische Auftragsabwicklung.
Einarbeit, Unterweisung von Kollegen. Bericht zur
Arbeitssituation an Vorgesetzte.

Einsatz und Wirkung beziehen sich auf einen Sachbereich,
34 34 der mehrere verschiedene Aufgaben und Abldufe in
fachtechnischer und organisatorischer Hinsicht umfasst.

Fachliche Fiihrung tber klassische Team- oder

Bereichsgrenzen hinweg. Planung, Auftragserteilung, Einsatz und Wirkung beziehen sich auf einen klar
Kontrolle und Resultatabnahme. Koordinationsaufgaben. 51 51 definierten Fachbereich mit vertrauten Technologien und
Durchsetzung von Vorgaben, Richtlinien. Systemen.

Prozessverantwortung im zugeteilten Fachbereich.

Fachliche Fiihrung in konflikttrachtigen Belangen tGber
klassische Team- oder Bereichsgrenzen hinweg.
Koordination von Bereichen mit divergierenden
Zielsetzungen.

Einsatz und Wirkung beziehen sich auf einen komplexen
68 68 Fachbereich mit starker Vernetzung innerhalb der
Organisation.

Projektleitung in umfassenden Vorhaben, bei deren
Realisierung die Beteiligten von weitgehend gleichen
akzeptierten Zielsetzungen ausgehen
(Investitionsvorhaben, Einfiihrung von Systemen...).

Einsatz und Wirkung beziehen sich auf mehrere
90 90 anspruchsvolle Fachbereiche mit starker Vernetzung
innerhalb der Organisation.

Projektleitung in umfassenden Vorhaben, bei deren

Realisierung die Beteiligten zum Teil von erheblich Einsatz und Wirkung beziehen sich auf einen gesamten
. . - R 112 112 - : -

divergierenden Zielsetzungen ausgehen (konflikttrachtige Unternehmensbereich oder die gesamte Organisation.

Konzeptionen und deren Realisierung).

Textbausteine zur Anforderungsart
Korperliche Beanspruchung

Textbausteine X Textbausteine Y
Anforderungsgrad  Anforderungsgrad

Der anstrengende Teil der Ausfihrungen erfordert im

wesentlichen Hand- und Armarbeit im Sitzen. 1 6 Diese Beanspruchung erfolgt gelegentlich.

Der anstrengende Teil der Ausfihrungen erfordert im Die Dauer dieser Beanspruchung erstreckt sich in der Regel

22 16

wesentlichen Hand- und Armarbeit im Stehen. ca. 10 % der Arbeitszeit.

Der anstrengende Teil der Ausfiihrungen erfordert im 0 20 Die Dauer dieser Beanspruchung erstreckt sich in der Regel
wesentlichen Hand- und Armarbeit im Gehen. ca. 35 % der Arbeitszeit.

Der anstrengende Teil der Ausfihrungen erfordert im

Die Dauer dieser Beanspruchung erstreckt sich in der Regel

wesentlichen den Einsatz des ganzen Korpers bei gutem 70 70 ca. 70 % der Arbeitszeit.

Bewegungsfreiraum.

Der anstrengende Teil der Ausfiihrungen erfordert im
wesentlichen den Einsatz des ganzen Korpers bei 112 112
eingeschranktem Bewegungsfreiraum.

Die Dauer dieser Beanspruchung erstreckt sich in der Regel
liber anndhernd die ganze Arbeitszeit.

37




Textbausteine zur Anforderungsart

Umwelteinflisse

Textbausteine X

Anforderungsgrad

Textbausteine Y

Anforderungsgrad

Die Ausfiihrungen werden behindert durch einen
Umgebungseinfluf schwacher Intensitat (Larm,
Lichtmangel, Blendung, Geruch, Schmutz, Chemie, Hitze,
Kalte, Durchzug, Nasse, Feuchtigkeit, rdumliche Enge,
Unfallgefahr, laufend hohe Aufmerksamkeit/Konzentration
zur Vermeidung von Unfillen/Schiden).

11

Diese Beanspruchung erfolgt gelegentlich.

Die Ausflihrungen werden behindert durch einen
Umgebungseinfluf mittlerer Intensitat (Larm, Lichtmangel,
Blendung, Geruch, Schmutz, Chemie, Hitze, Kalte,
Durchzug, Nasse, Feuchtigkeit, rdumliche Enge,
Unfallgefahr, laufend hohe Aufmerksamkeit/Konzentration
zur Vermeidung von Unfillen/Schaden).

22

16

Die Dauer dieser Beanspruchung erstreckt sich in der Regel
bis zu ca. 10 % der Arbeitszeit.

Die Ausflihrungen werden behindert durch einen
UmgebungseinfluR starker Intensitat (Larm, Lichtmangel,
Blendung, Geruch, Schmutz, Chemie, Hitze, Kdlte,
Durchzug, Nasse, Feuchtigkeit, rdumliche Enge,
Unfallgefahr, laufend hohe Aufmerksamkeit/Konzentration
zur Vermeidung von Unfillen/Schaden).

40

40

Die Dauer dieser Beanspruchung erstreckt sich in der Regel
bis zu ca. 35 % der Arbeitszeit.

Die Ausflihrungen werden behindert durch mehrere
Umgebungseinflisse schwacher Intensitét (Larm,
Lichtmangel, Blendung, Geruch, Schmutz, Chemie, Hitze,
Kalte, Durchzug, Nasse, Feuchtigkeit, rdumliche Enge,
Unfallgefahr, laufend hohe Aufmerksamkeit/Konzentration
zur Vermeidung von Unfillen/Schaden).

70

70

Die Dauer dieser Beanspruchung erstreckt sich in der Regel
bis zu ca. 70 % der Arbeitszeit.

Die Ausfiihrungen werden behindert durch mehrere
Umgebungseinflisse mittlerer Intensitat (Larm,
Lichtmangel, Blendung, Geruch, Schmutz, Chemie, Hitze,
Kalte, Durchzug, Nasse, Feuchtigkeit, rdumliche Enge,
Unfallgefahr, laufend hohe Aufmerksamkeit/Konzentration
zur Vermeidung von Unfillen/Schiden).

112

112

Die Dauer dieser Beanspruchung erstreckt sich in der Regel
liber anndhernd die ganze Arbeitszeit.

Textbausteine zur Anforderungsart
Passive psychische Belastung

Textbausteine X

Anforderungsgrad

Textbausteine Y

Anforderungsgrad

Der Einsatz erfolgt in Situationen, die beruflich wenig oder
nur indirekt mit Verhaltensgeschadigten und Gebrechen
anderer zu tun haben. Solche Einflisse sind daher nicht
relevant.

Die Haufigkeit und Dauer der Belastung ist nicht relevant.

Die Auslibung der Funktion ist vorrangig ausgerichtet auf
an sich gesunde, jedoch schwierige, auch aggressive
Personen, was Konfrontationen und Konflikte mit sich
bringt. Stelleninhaberlnnen sind in der Regel im Umgang
mit solchen Situationen geschult.

28

28

Solche Situationen ergeben sich wéchentlich.

Die Auslibung der Funktion ist vorrangig ausgerichtet auf
Pflege- und Betreuungsbedurftige (physisch oder psychisch
Geschadigte). Die damit verbundene Konfrontation
erfordert von dem / der Stelleninhaberln besonderes
Einfuhlungsvermogen und Festigkeit.

56

56

Solche Situationen ergeben sich taglich.

Die Auslibung der Funktion ist vorrangig ausgerichtet auf
Pflege und Betreuung physisch/psychisch massiv
Geschéadigter, Behinderter. Die damit verbundene
Konfrontation erfordert von dem / der Stelleninhaberin
auRerordentliche Geduld und Uberwindung.

84

84

Solche Situationen ergeben sich mehrmals taglich.

Die Auslibung der Funktion ist vorrangig ausgerichtet auf
Pflege und Betreuung Schwerstkranker, Sterbender oder
erfordert Verrichtungen an Toten.

112

112

Solche Situationen ergeben sich laufend.
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Anlage 8
(zu § 71h Abs. 1)

Gehaltsschema fiir Ausbildungsarzte 2024 in EURO

Jahr 1. Jahr 2.0abr | 3.Jahr | 4.gahr | s.gahr | 6.0ahr | 8.Jahr | 10.Jahr 12. Jahr 14. Jahr

4.508,08 4.734,09 5.016,57 5.299,05 5.581,53 5.864,02 5.926,16 6.088,56 6.249,60 6.410,60

allgemeine Verwendungszulage: 329,24
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Gehaltsschema neu fiir padagogische Fachkréfte in Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen (2024)

Anlage 9
(zu § 85 Abs. 10)

Gehaltsstufe 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12
Gehaltsklasse |Stellenwert bis

7 33 2.848,69 3.201,29 3.407,53 3.553,88 3.553,88 3.553,88 3.553,88 3.553,88 3.553,88 3.553,88 3.553,88 3.553,88
8 36 3.046,30 3.382,23 3.578,73 3.718,15 3.826,30 3.826,30 3.826,30 3.826,30 3.826,30 3.826,30 3.826,30 3.826,30
9 39 3.292,37 3.667,55 3.887,02 4.042,73 4.163,51 4.163,51 4.163,51 4.163,51 4.163,51 4.163,51 4.163,51 4.163,51
10 42 3.590,52 4.012,90 4.259,97 4.435,27 4.571,25 4.571,25 4.571,25 4.571,25 4.571,25 4.571,25 4.571,25 4.571,25
11 45 3.881,58 4.352,45 4.627,89 4.823,31 4.974,90 4.974,90 4.974,90 4.974,90 4.974,90 4.974,90 4.974,90 4.974,90
12 48 4.157,24 4.676,80 4.980,72 5.196,36 5.363,62 5.363,62 5.363,62 5.363,62 5.363,62 5.363,62 5.363,62 5.363,62
13 51 4.453,02 5.025,87 5.360,97 5.598,72 5.783,14 5.783,14 5.783,14 5.783,14 5.783,14 5.783,14 5.783,14 5.783,14
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Gehaltsschema alt fiir pddagogische Fachkréfte in Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen (2024)

Anlage 9a
(zu § 85 Abs. 10)

Gehaltsstufe 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12
Gehaltsklasse |Stellenwert bis

7 33 2.887,61 3.205,46 3.391,39 3.523,30 3.523,30 3.523,30 3.523,30 3.523,30 3.523,30 3.523,30 3.523,30 3.523,30
8 36 3.085,61 3.411,89 3.583,16 3.700,72 3.793,39 3.793,39 3.793,39 3.793,39 3.793,39 3.793,39 3.793,39 3.793,39
9 39 3.324,70 3.694,89 3.889,20 4.022,57 4.127,70 4.127,70 4.127,70 4.127,70 4.127,70 4.127,70 4.127,70 4.127,70
10 42 3.590,52 3.973,52 4.197,56 4.356,52 4.479,82 4.479,82 4.479,82 4.479,82 4.479,82 4.479,82 4.479,82 4.479,82
11 45 3.881,58 4.309,60 4,559,97 4.737,61 4.875,40 4.875,40 4.875,40 4.875,40 4.875,40 4.875,40 4.875,40 4.875,40
12 48 4.157,24 4.632,91 4.911,16 5.108,58 5.261,71 5.261,71 5.261,71 5.261,71 5.261,71 5.261,71 5.261,71 5.261,71
13 51 4.453,02 4.989,10 5.302,68 5.525,16 5.697,74 5.697,74 5.697,74 5.697,74 5.697,74 5.697,74 5.697,74 5.697,74
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Artikel IV

Das Gemeindebedienstetengesetz 1988, LGBIL.Nr. 49/1988, in der Fassung LGBILNr. 29/1991,
Nr. 30/1993, Nr. 41/1993, Nr. 28/1994, Nr. 5/1995, Nr. 50/1995, Nr. 5/1997, Nr. 61/1997, Nr. 64/1997,
Nr. 6/1998, Nr. 26/1998, Nr. 20/1999, Nr. 24/2001, Nr. 58/2001, Nr. 23/2002, Nr. 53/2002, Nr. 27/2003,
Nr. 20/2005, Nr. 44/2006, Nr. 40/2007, Nr. 22/2009, Nr. 36/2009, Nr. 66/2010, Nr. 25/2011, Nr. 33/2012,
Nr. 38/2013, Nr. 44/2013, Nr. 24/2015, Nr. 52/2015, Nr. 36/2017, Nr. 34/2018, Nr. 37/2018, Nr. 6/2019,
Nr. 19/2020, Nr. 24/2020, Nr. 91/2020, Nr. 50/2021, Nr. 83/2021, Nr. 4/2022, Nr. 42/2022, Nr. 72/2022,
Nr. 5/2023 und Nr. 38/2023, wird wie folgt geéndert:

1.Im §24 Abs. 1 lit. g wird nach dem Wort ,Strafgesetzbuches” die Wortfolge ,joder § 3k des
Verbotsgesetzes 1947 eingefiigt.

2. Im § 40 wird nach dem Verweis ,,§ 38b — Pflegeteilzeit —* folgender Verweis eingefiigt:

,»$ 38c — Karenz zur Begleitung von Kindern bei einem Rehabilitationsaufenthalt —

3. Im § 49 entfdllt im Verweis auf § 65 die Wortfolge ,,mit der MalB3gabe, dass als Kinderzulage fiir das
erste Kind iiberdies ein Sockelbetrag in Hohe von 57,61 Euro gebiihrt.*

4. Im §73 Abs. 4 wird nach der Wortfolge ,einer Pflegekarenz,” die Wortfolge ,einer Karenz zur
Begleitung von Kindern bei einem Rehabilitationsaufenthalt,” eingefiigt.

5. In den §§79 Abs. 7 lit. a und Abs. 8 lit. a sowie 81 Abs. 1 lit. a wird jeweils nach dem Wort
»~Pflegekarenz® ein Beistrich gesetzt und die Wortfolge ,einer Karenz zur Begleitung von Kindern bei
einem Rehabilitationsaufenthalt” eingefiigt.

6. Im § 123 wird nach dem Verweis ,,§ 38b — Pflegeteilzeit — folgender Verweis eingefiigt:
,»$ 38¢c — Karenz zur Begleitung von Kindern bei einem Rehabilitationsaufenthalt —

7. Im § 123 entfdllt im Verweis auf § 65 die Wortfolge ,,mit der Mal3gabe, dass als Kinderzulage fiir das
erste Kind iiberdies ein Sockelbetrag in Hohe von 57,61 Euro gebiihrt.*

8. Im § 142 Abs. 2 lit. i wird nach dem Ausdruck ,,64 Stunden* ein Strichpunkt gesetzt und die Wortfolge
wsofern  die  Gewdhrung wunter der Bedingung des §36 Abs. 2 zweiter Satz des
Gemeindeangestelltengesetzes 2005 erfolgt jedoch erst bei mehr als 128 Stunden® eingefiigt.

9. Im § 155 Abs. 12 wird der Ausdruck ,,§ 49 bzw. § 123 dieses Gesetzes* durch den Ausdruck ,,§ 65 des
Gemeindeangestelltengesetzes 2005 ersetzt.

10. Nach dem § 167 wird folgender § 168 angefiigt:

. 4 168
Inkrafttretens- und Ubergangsbestimmungen zur Novelle LGBL.Nr. ../2024

(1) Art. IV des Gesetzes iber eine Anderung des Dienstrechtes der Landes- und
Gemeindebediensteten — Sammelnovelle, LGBLNr. ../2024, tritt am 1. Juli 2024 in Kraft.

(2) Die allfilligen in Verordnungen iiber die Gewidhrung einer Teuerungszulage oder iiber die
Gewidhrung einer besonderen Zulage festgelegten Zulagen zur Kinderzulage (§§49 und 123 in
Verbindung mit § 65 des Gemeindeangestelltengesetzes 2005) finden auf Gemeindebedienstete insoweit
keine Anwendung, als diese in § 65 des Gemeindeangestelltengesetzes 2005 in der Fassung
LGBINTr. ../2024 bereits beriicksichtigt wurden.

(3) Fiir Elternkarenz und aufgeschobene Karenz von Gemeindebediensteten, deren Kinder vor dem
Inkrafttreten nach Abs. 1 geboren, an Kindes statt angenommen oder in unentgeltliche Pflege genommen
wurden, gelten die §§ 40 und 123 in Verbindung mit §§ 40, 41 und 43 des Gemeindeangestelltengesetzes
2005 in der Fassung vor LGBI.Nr. ../2024 weiter."

4



Artikel V

Das Landesverwaltungsgerichtsgesetz, LGBILNr. 19/2013, in der Fassung LGBI.Nr. 53/2015,
Nr. 69/2019, Nr. 19/2020, Nr.91/2020, Nr. 50/2021, Nr. 83/2021, Nr.4/2022, Nr.42/2022 und
Nr. 39/2023, wird wie folgt gedndert:

1.Im §5 Abs. 2 lit. f und Abs. 6 wird jeweils nach dem Wort ,Strafgesetzbuches* die Wortfolge ,,oder
§ 3k des Verbotsgesetzes 1947 eingefiigt.

2.Im §5 Abs. 5 lit. b wird die Wortfolge ,die Vollversammlung des Landesverwaltungsgerichtes ist*
durch die Wortfolge ,,der Senat nach § 9 Abs. 3 ist* ersetzt.

3Im §5 Abs.5 lit.c wird die Wortfolge ,der Prisident oder die Préisidentin des
Landesverwaltungsgerichtes ist* durch die Wortfolge ,,jene Person ist, der der Vorsitz im Senat nach § 9
Abs. 3 zukommt* ersetzt.

4. Im § 18 Abs. 2 wird im Verweis auf § 41 nach dem Ausdruck ,42c (Pflegeteilzeit),” der Ausdruck ,,42d
(Karenz zur Begleitung von Kindern bei einem Rehabilitationsaufenthalt),” eingefiigt.

5.Im §19 Abs. 2 wird nach dem Ausdruck ,A42c (Pflegeteilzeit),” der Ausdruck ,42d (Karenz zur
Begleitung von Kindern bei einem Rehabilitationsaufenthalt),” eingefiigt.

6. Im § 19 Abs. 8 wird der Verweis ,,§ 82 — Uberpriifungskommission — durch den Verweis ,,§ 81b —
Uberpriifungskommission — ersetzt.
7. Nach dem § 25 wird folgender § 26 angefiigt:

»§ 26
Inkrafttretensbestimmung zur Novelle LGBLNTr. ../2024

Art. V des Gesetzes iiber eine Anderung des Dienstrechtes der Landes- und Gemeindebediensteten —
Sammelnovelle, LGBI.Nr. ../2024, tritt am 1. Juli 2024 in Kraft.©

43



32. Beilage im Jahre 2024 zu den Sitzungsberichten des XXXI. Vorarlberger Landtages

Regierungsvorlage Beilage 32/2024 — Teil B: Bericht

Bericht zur Regierungsvorlage
I. Allgemeines:
1. Ziel und wesentlicher Inhalt:
1.1. Gehaltsreform Gemeindeangestellte

Zentrales Element der vorliegenden Sammelnovelle iiber eine Anderung des Dienstrechtes der Landes-
und Gemeindebediensteten stellt die Adaptierung des Gehaltssystems der Gemeindeangestellten dar.
Dieses Gehaltssystem wurde im Jahr 2005 mit dem damals neu geschaffenen Gemeindeangestelltengesetz
2005 (GAG 2005), LGBLNTr. 19/2005, eingefiihrt und seither immer wieder in kleinerem Umfang novel-
liert. Aufgrund der sich verdndernden Bedingungen am Arbeitsmarkt und den damit verbundenen Heraus-
forderungen bei der Personalgewinnung wird das Gehaltssystem nunmehr an die heutigen Erfordernisse
angepasst. In Zuge dessen soll auch eine weitere Angleichung an das ,,Gehaltssystem neu* des Landesbe-
dienstetengesetzes 2000 (LBedG 2000) erreicht werden.

Der Anderung des Gehaltssystems ging im Februar 2023 eine grundsitzliche Einigung zwischen dem
Vorarlberger Gemeindeverband und der Gewerkschaft younion voraus. Diese haben die Novellierung
angeregt und wurden iiberdies in die Erarbeitung des Gesetzesentwurfes einbezogen.

Die vorliegende Sammelnovelle sieht im Hinblick auf das Gehaltssystem folgende wesentliche Anpas-
sungen des GAG 2005 vor:

—  LGehaltssystem neu” (§§ 51ff GAG 2005): Auf Dienstverhdltnisse von Gemeindeangestellten,
die mit Inkrafttreten dieser Novelle neu begriindet werden, soll das ,,Gehaltssystem neu“ An-
wendung finden. Diesem System wird auch ein neues Gehaltsschema zugrunde gelegt (siehe un-
ten). Dartiber hinaus erfolgt eine weitere Angleichung an die Regelungen des ,,Gehaltssystems
neu® der Landesangestellten. Dazu wird insbesondere bei der Einstufung des Gemeindeange-
stellten ein System der wechselseitigen Beriicksichtigung von Ausbildung und praktischer Erfah-
rung etabliert. Weiters wird bei einem Fehlen der einschldgigen praktischen Erfahrung ein Ab-
schlag beim Gehalt des Gemeindeangestellten in Hohe von 5 % bzw. 10 % sowie eine Hem-
mung der Vorriickung in die ndchsthéhere Gehaltsstufe vorgesehen.

— . Gehaltsschema neu” (Anlagen 1, 4 und 9): Im ,,Gehaltssystem neu” soll ein neues Gehalts-
schema mit teilweise erhohten Gehaltsansétzen zur Anwendung kommen. Dieses orientiert sich
bei den Anfangs- und Endgehéltern am ,,Allgemeinen Gehaltsschema neu des LBedG 2000 und
sieht aufgrund der gednderten Rahmenbedingungen auf dem Arbeitsmarkt und der verkiirzten
Verweildauer von Bediensteten bei einer Gemeinde eine Verkiirzung des Erfahrungsanstiegs
vor. In gleicher Weise werden die Gehaltsschemata der padagogischen Fachkréfte in Kinderbil-
dungs- und -betreuungseinrichtungen sowie der Musikschullehrer adaptiert.

— . Gehaltssystem alt" (§§ 71a ff GAG 2005): Fir Gemeindeangestellte, auf deren Dienstverhélt-
nisse das GAG 2005 bereits vor dem Inkrafttreten der gegenstdndlichen Novelle anzuwenden
war, bleiben die Regelungen zu den Dienstbeziigen im Wesentlichen unverdndert. Sie werden
nunmehr als ,,Gehaltssystem alt* bezeichnet. Auch diesem System wird ein neues Gehaltssche-
ma zugrunde gelegt (siehe unten).

— . Gehaltsschema alt” (Anlagen la, 4a, und 9a): Im ,,Gehaltssystem alt* wird das bisherige Ge-
haltsschema adaptiert. Es orientiert sich ebenfalls am ,,Allgemeinen Gehaltsschema neu* des
LBedG 2000 und sieht neben teilweise erhdhten Gehaltsansétzen einen verkiirzten Erfahrungs-
anstieg vor. Aufgrund des Fehlens einer Regelung im Hinblick auf Abschlidge wegen nicht aus-
reichend vorhandener praktischer Erfahrung wird die Gehaltstabelle zum Ausgleich in den Ge-
haltsklassen 1 bis 17 in den hochsten Gehaltsstufen und in den Gehaltsklassen 16 bis 23 in den
unteren Gehaltsstufen abgesenkt. In gleicher Weise werden die bestehenden Gehaltsschemata
der padagogischen Fachkrifte in Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen sowie der Mu-
sikschullehrer angepasst.

— .. Gehaltssystem fiir die Gemeindeangestellten in Krankenanstalten und Pflegeeinrichtungen
(S§ 71g ff GAG 2005): Das bestehende ,,Gehaltssystem fiir die Gemeindeangestellten in Kran-
kenanstalten“ bleibt im Wesentlichen unveréndert erhalten. Mit Inkrafttreten der gegensténdli-
chen Novelle sollen aber auch Gemeindeangestellte, die in Pflegeeinrichtungen tdtig sind, von
Gesetzes wegen in dieses Gehaltssystem iiberfiihrt werden.

—  Keine Optierung: Die Einfithrung des ,,Gehaltssystems neu fiir Landesangestellte hat gezeigt,
dass eine Mdoglichkeit vom alten System in das neue System zu optieren — insbesondere auf-
grund der notwendigen Berechnungen und der Nacherfassung von Vordienstzeiten — mit einem



ausgesprochen hohen Verwaltungsaufwand verbunden ist. Um Gemeinden in der Umstellungs-
phase des Personalverrechnungssystems nicht zusétzlich zu belasten, wird keine Moglichkeit zur
Optierung in das neue Gehaltssystem vorgesehen. Aufgrund dessen kommt es auch zu einer An-
passung des fiir die bestehenden Dienstverhdltnisse zur Anwendung kommenden ,,Gehaltssche-
mas alt®.

Leistungsbeurteilung (§§ 63, 71a und 71g GAG 2005): Aus Griinden der Verwaltungsvereinfa-
chung wird die Moglichkeit vorgesehen, die fiir jedes Kalenderjahr verpflichtend durchzufiih-
rende Leistungsbeurteilung fortzuschreiben. Sofern der Gemeindeangestellte den zu erwartenden
Arbeitserfolg aufgewiesen hat, kann der Dienstgeber von einer neuerlichen Beurteilung absehen.

Leistungsprdamie (§§ 64 und 71la GAG 2005): Gemeindeangestellten kann mit Beginn des
Dienstverhiltnisses — unabhidngig davon, ob bereits eine Leistungsbeurteilung stattgefunden hat
— eine Leistungspramie in Hohe von bis zu 5 % des Monatsbezuges (abziiglich der Kinderzulage
und der Leistungspramie) gewahrt werden.

Kinderzulage (§§ 65, 71a und 71g GAG 2005): In Angleichung an das Dienstrecht der Landes-
bediensteten soll fiir alle Gemeindebediensteten ein Sockelbetrag zur Kinderzulage eingefiihrt
werden.

In legistischer Hinsicht wird im GAG 2005 das ,,Gehaltssystem neu® im 4. Abschnitt des 1. Hauptstiickes
(Dienstbeziige im ,,Gehaltssystem neu‘) als ,,Regelsystem® verankert. Parallel dazu wird das bestehende
Gehaltssystem weitergefiihrt; die entsprechenden Regelungen finden sich kiinftig im neuen 5. Abschnitt
des 1. Hauptstiickes (Dienstbeziige im ,,Gehaltssystem alt™). Ebenso finden sich nunmehr in diesem 5.
Abschnitt die Sonderbestimmungen fiir Gemeindeangestellte in Krankenanstalten und Pflegeeinrichtun-
gen — inhaltlich im Wesentlichen unveréndert — als eigener Unterabschnitt wieder.

1.2. Sonstige Anderungen

Neben den oben genannten Neuerungen werden im Zuge der vorliegenden Sammelnovelle insbesondere
folgende Anderungen vorgenommen:

Mitarbeitergespréch (§ 10 GAG 2005, §§ 6 und 123 GBedG 1988): Das Mitarbeitergesprach ist
mit dem Gemeindebedienstete zukiinftig verpflichtend einmal pro Jahr durchzufiihren.

Dienstzuteilung (§ 29 GAG 2005; §§ 27 und 123 GBedG 1988): Die Regelungen iiber die
Dienstzuteilung kommen nunmehr bei jeder Zuweisung eines Gemeindebediensteten zur Dienst-
leistung an eine andere Dienststelle (unabhéngig davon ob sich diese auBerhalb des Dienstortes
befindet) zur Anwendung.

Meldepflichten (§§ 38 und 106 LBedG 2000, § 39 LBedG 1988, § 33 GAG 2005; §§ 27 und 123
GBedG 1988, §¢ 18 und 19 LVwG-G): Es wird ausdriicklich klargestellt, dass der Bedienstete
den Verlust einer fiir die Ausiibung des Dienstes erforderlichen behdrdlichen Berechtigung oder
Befdahigung dem Dienstgeber zu melden hat. Im Bereich des Gemeindesdienstrechtes ist {iber-
dies die Aussprache oder Verhidngung eines Waffenverbotes zu melden.

Erholungsurlaub (§ 40 LBedG 2000; §§ 41 und 120 LBedG 1988; § 35 GAG 2005, §§ 40 und
123 GBedG 1988; §§ 18 und 19 LVwG-G): Derzeit wird auch wihrend einer ldngeren Dienst-
verhinderung durch Krankheit oder Unfall kontinuierlich (und grundsitzlich unbeschrénkt) ein
Anspruch auf Erholungsurlaub generiert. Zukiinftig soll dies nur mehr bis zu einem Ausmal} von
drei Jahresurlauben moglich sein. Dariiber hinaus erfolgt eine gemeinschaftsrechtlich gebotene
Anpassung dahingehend, dass der bis zur Auflosung des Dienstverhéltnisses nicht verbrauchte
Erholungsurlaub — grundsétzlich unabhingig vom Grund, warum dieser nicht verbraucht wurde
— abgegolten werden muss.

Begleitung von Kindern bei einem Rehabilitationsaufenthalt (§ 42d LBedG 2000, §§ 41 und 120
LBedG 1988 § 38¢ GAG 2005; §§ 40 und 123 GBedG 1988 §§ 18 und 19 LVwG-G): Zur not-
wendigen Begleitung von Kindern, welche das 14. Lebensjahr noch nicht vollendet haben und
denen vom zustdndigen Sozialversicherungstriager ein Aufenthalt in einer Rehabilitationseinrich-
tung bewilligt wurde, sollen Bedienstete im Ausmal von bis zu vier Wochen pro Kalenderjahr
eine Karenz gegen Entfall der Beziige in Anspruch nehmen kénnen.

Elternkarenz (§§ 44ff LBedG; §§ 41 und 120 LBedG 1988; §§ 40ff GAG 2005; §§ 40 und 123
GBedG 1988, 8 18 und 19 LVwG-G): Elternkarenz bis zum zweiten Lebensjahr des Kindes soll
nur mehr in jenen Féllen zustehen, in denen sich beide Elternteile die Karenz aufteilen. Ansons-
ten endet die Elternkarenz mit dem 22. Lebensmonats des Kindes. Davon ausgenommen sind al-




leinerziehende Elternteile oder wenn der andere erwerbstétige Elternteil keinen Anspruch auf
Karenz hat. Es kommt damit zu einer weitgehenden Angleichung an die Rechtslage des Bundes.

—  Beriicksichtigung von Ausbildung und praktischer Erfahrung (S§ 62, 63, 65 und 82a LBedG
2000; § 19 LVwG-G). Im ,,Gehaltssystem neu der Landesbediensteten wird entsprechend dem
bisherigen Vollzug ausdriicklich festgelegt, dass bei der Einstufung der Bediensteten ein System
der wechselseitigen Beriicksichtigung von Ausbildung und praktischer Erfahrung zur Anwen-
dung kommt.

—  Altersteilzeit (§ 87¢ LBedG 2000; § 120 LBedG 1988; § 49b GAG 2005; § 123 GBedG 1988:
¢ 19 LVwG-G): Der gegenstindliche Anpassungsbedarf ergibt sich aufgrund einer Novelle des
Arbeitslosenversicherungsgesetzes 1977. Im Wesentlichen werden Prézisierungen im Hinblick
auf die zu leistenden Sozialversicherungsbeitrage und die Berechnung des Entgeltausgleichs
vorgenommen.

—  Amts- und Funktionsverlust (§§ 88 und 90 LBedG 2000, §§ 25 und 120 LBedG 1988, §§ 74 und
76 GAG 2005; §§ 24 und 123 GBedG 1988; § 5 LVwG-G): Gemil dem nunmehrigen § 3k des
Verbotsgesetzes 1947 kommt es bei einer Verurteilung durch ein inldndisches Gericht wegen
strafbarer Handlungen nach dem Verbotsgesetz bei einem Beamten zu einem Amtsverlust und
bei einem Vertragsbediensteten zur vorzeitige Auflosung des Dienstverhiltnisses. Im Hinblick
darauf werden die dienstrechtlichen Bestimmungen der Landes- und Gemeindebediensteten ent-
sprechend angepasst.

—  Kiindigungsfristen (§ 93 LBedG 2000; § 120 LBedG 1988, § 79 GAG 2005, § 123 GBedG 1988
¢ 19 LVwG-G): Die bei einer Kiindigung einzuhaltenden Fristen sind derzeit sehr kurz bemes-
sen, sodass eine geregelte Nachbesetzung der Stellen erschwert wird. Aus diesem Grund soll zu-
kiinftig fiir den Zeitraum von ein bis zehn Jahren eine generelle Frist von drei Monaten gelten.
Fir Gemeindeangestellte sollen iiberdies die speziellen Vorgaben zur Kiindigung befristeter
Dienstverhiltnisse entfallen und damit eine Angleichung an das Dienstrecht der Landesbediens-
teten erfolgen.

—  Kiindigungsschutz (§ 94 LBedG 2000; § 120 LBedG 1988; § 80 GAG 2005; § 123 GBedG
1988): Bedienstete, die eine Karenz zur Begleitung von Kindern bei einem Rehabilitationsauf-
enthalt in Anspruch nehmen, sollen — in Anlehnung an die Regelung des Bundes — kiindigungs-
geschiitzt sein.

—  Fortbildung von Betreuungspersonen in Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen (§ 85
GAG 2005): Zeiten einer verpflichtend zu absolvierenden Fortbildung nach dem Kinderbil-
dungs- und -betreuungsgesetz sollen zukiinftig nicht mehr als Teil der Vor- und Nachbereitungs-
zeit von Betreuungspersonen in Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen gelten, wodurch
fiir die Vor- und Nachbereitung mehr Zeit bleibt.

—  Zustdindigkeit (§ 96 GAG 2005; § 142 GBedG 1988): Sofern ein Sonderurlaub unter der Bedin-
gung gewidhrt wird, dass fiir die Dauer desselben die Beziige entfallen sowie der Lauf der
Dienstzeit und die Vorriickung in hohere Gehaltsstufen gehemmt sind, soll dies bis zum Ausmal
von 128 Stunden in die Zustdndigkeit des Biirgermeisters fallen.

2. Kompetenzen:

Die Zusténdigkeit des Landes zur Erlassung dieses Gesetzes ergibt sich aus Art. 21 Abs. 1 B-VG. Danach
obliegt den Landern die Gesetzgebung und Vollziehung in den Angelegenheiten des Dienstrechtes ein-
schlieBlich des Dienstvertragsrechtes und des Personalvertretungsrechtes der Bediensteten der Lander, der
Gemeinden und der Gemeindeverbiande, wenn fiir diese Angelegenheiten nicht anderes bestimmt ist.

3. Finanzielle Auswirkungen:
Zu 1.1. Gehaltsreform Gemeindeangestellte

Aufgrund der Einfiihrung eines neuen Gehaltssystems sowie der Adaptierung des bestehenden Gehalts-
systems kommt es fiir die Gemeinden als Dienstgeber, abhdngig von der Anzahl der Bediensteten und
deren jeweiliger Einstufung, zu zusdtzlichen Personalaufwendungen.

Gehaltsschemata: Zusidtzliche Kosten ergeben sich insbesondere aus den angehobenen Gehaltsansétzen in
den Gehaltsschemata sowie aus der Verkiirzung des Erfahrungsanstieges. Sie belaufen sich iiber alle 96
Gemeinden gerechnet und unter der Annahme, das rund 6.200 Bedienstete auf Grundlage des GAG 2005
beschéftigt sind, auf ca. 8 Mio. Euro pro Jahr. Aufgeschliisselt auf die einzelnen Gehaltsklassen ergeben




sich im Vergleich zum bisherigen Gehaltsschema im nunmehrigen ,,Allgemeinen Gehaltsschema neu*
und im ,,Allgemeinen Gehaltsschema alt* iiberblicksméaBig folgende Erh6hungen:

Vergleich bisheriges Gehaltsschema und

»Allgemeines Gehaltsschema neu“ »Allgemeines Gehaltsschema alt“
Gehaltsklasse Gehaltsstufe 1 Gehaltsstufe 12 Gehaltsstufe 1 Gehaltsstufe 12
1 106,19 % 110,84 % 106,19 % 109,62 %
2 105,29 % 110,29 % 105,29 % 109,08 %
3 104,26 % 108,89 % 104,26 % 107,70 %
4 102,70 % 108,01 % 102,70 % 106,82 %
5 101,27 % 106,31 % 101,27 % 105,14 %
6 100,45 % 105,90 % 100,45 % 104,73 %
7 98,65 % 103,52 % 100,00 % 102,62 %
S 98,73 % 102,60 % 100,00 % 101,72 %
9 99,03 % 101,94 % 100,00 % 101,06 %
10 100,82 % 102,76 % 100,82 % 100,70 %
11 102,37 % 102,54 % 102,37 % 100,49 %
12 103,57 % 102,00 % 103,57 % 100,07 %
13 104,74 % 101,50 % 104,74 % 100,00 %
14 106,47 % 101,60 % 106,47 % 100,00 %
15 106,39 % 101,38 % 106,39 % 100,00 %
16 105,28 % 100,96 % 103,00 % 100,00 %
17 104,82 % 100,40 % 100,00 % 100,00 %
18 104,34 % 99,82 % 100,00 % 100,00 %
19 103,14 % 99,25 % 100,00 % 100,00 %
20 102,71 % 98,72 % 100,00 % 100,00 %
21 102,36 % 98,29 % 100,00 % 100,00 %
22 102,44 % 98,96 % 100,00 % 100,00 %
23 103,40 % 99,78 % 100,00 % 100,00 %

Angemerkt wird, dass der Vergleich der Gehaltsschemata noch keinen Riickschluss auf die Beziige der
einzelnen Bediensteten in den verschiedenen Gehaltssystemen zulésst, da die Beriicksichtigung der Vor-
dienstzeiten in den einzelnen Systemen unterschiedlich ausgestaltet ist. Dies wirkt sich auf die Gehalts-
stufen aus, sodass diese in den verschiedenen Gehaltssystemen voneinander abweichen konnen.

Durch die Uberfiihrung von Gemeindeangestellten, welche in Pflegeeinrichtungen titig sind, in das be-
stehende ,,Gehaltssystem fiir die Gemeindeangestellten in Krankenanstalten® ist {iberdies mit kurzfristi-
gen Mehrkosten von ca. 250.000 Euro pro Jahr zu rechnen. Aufgrund der damit angestrebten Anglei-
chung der Beziige ist jedoch davon auszugehen, dass sich diese Mehrkosten im Laufe der ndchsten Jahre

sukzessive reduzieren.

Kinderzulage: Zudem kommt es zu gesteigerten Personalaufwendungen aufgrund der Einfihrung des
Sockelbetrages zur Kinderzulage in Hohe von 86,21 Euro pro Bediensteten. Uber alle 96 Gemeinden
gerechnet belaufen sich die zusitzlichen Kosten auf ca. 3,6 Mio. Euro pro Jahr.

Vollzug: Im Bereich des Vollzugs ist aufgrund der Einfithrung des neuen Gehaltssystems mit keinen gra-
vierenden Mehrkosten zu rechnen, da Optionsmoglichkeiten nicht vorgesehen sind. Lediglich durch neu
eintretende Bedienstete ergibt sich aufgrund der nunmehr notwendigen Bewertung der Vordienstzeiten
ein Mehraufwand, wobei gleichzeitig die Transparenz und damit auch die Nachvollziehbarkeit fiir die
Bediensteten erhoht wird. Es ist davon auszugehen, dass eine einzelne Bewertung im Durchschnitt ca.
eine halbe Stunde dauern wird. Der Einfachheit halber wird fiir die Berechnung das Gehalt eines Landes-
bediensteten der Gehaltsklasse 13/5 zugrunde gelegt. Folglich ergibt sich fiir die Gemeinde ein zusitzli-
cher Personalaufwand (einschlieBlich des arbeitsplatzbezogenen betrieblichen Sachaufwandes) in Hohe
von ca. 50 Euro pro Fall.



Gesamtaufwendungen/ pro- Gesamtaufwendungen/ Gesamtaufwand

duktiver Arbeitsstunde produktiver Arbeitsstunde (Gehaltsklasse | pro Fall (fiir 1/2 h)
13/5)
Personalaufwand 73,00 36,50
Arbeitsplatzbezogener betrieb- 25,55 12,76
licher Sachaufwand 35 %
Summe 98,56 49,26
Summe gerundet 98,60 50 Euro

Zu 1.2. Sonstige Anderungen

Aufgrund der erweiterten Abgeltungsverpflichtung von bei Auflésung eines Dienstverhdltnisses nicht
verbrauchtem Erholungsurlaub ist grundsétzlich mit Mehrkosten fiir Land und Gemeinden zu rechnen.
Eine detailliertere Darstellung ist aufgrund der im jeweiligen Fall unterschiedlichen Einflussfaktoren, wie
Einstufung des Bediensteten, Dauer des nicht verbrauchten Urlaubes oder dem Vorliegen besonderer
Auflosungsgriinde, nicht moglich.

Die vorgesehene Herausnahme der Zeiten einer verpflichtend zu absolvierenden Fortbildung nach dem
Kinderbildungs- und -betreuungsgesetz aus den Vor- und Nachbereitungszeiten der Betreuungspersonen
in Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen hat — sofern die dadurch zusétzlich zur Verfiigung ste-
henden Vor- und Nachbereitungszeiten zur Ginze ausgeschopft werden — einen zusétzlichen Personal-
aufwand von ca. 54.500 Stunden pro Jahr zur Folge. Dadurch ergeben sich Mehrkosten in Hohe von rund
1,82 Mio. Euro. Von diesen Mehrkosten entfallen im Rahmen von Foérderungen an die Gemeinden zwi-
schen 60 und 90 Prozent auf das Land.

4. EU-Recht:

Dieses Gesetzesvorhaben dient der ergidnzenden Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/1158 zur Verein-
barkeit von Beruf und Privatleben fiir Eltern und pflegende Angehdrige und zur Authebung der Richtlinie
2010/18/EU.

Das Recht der Européischen Union enthilt keine Bestimmungen, die dem im Entwurf vorliegenden Ge-
setz entgegenstehen.

5. Auswirkungen auf Kinder und Jugendliche:

Das Gesetzesvorhaben hat keine unmittelbaren Auswirkungen auf Kinder und Jugendliche.

II. Zu den einzelnen Bestimmungen:
Zur Anderung des Landesbedienstetengesetzes 2000 (Artikel I)
ZuZ.1(§13):

Der Verweis ist aufgrund der Neubezeichnung des § 82 anzupassen.

Zu Z.2 (§ 38):

Es wird ausdriicklich klargestellt, dass fiir den Fall, dass Landesbediensteten aufgrund eines Fehlverhal-
tens im privaten Bereich behordliche Berechtigungen oder Befdhigungen entzogen werden, die auch fiir
die Dienstausiibung eine bedeutende Rolle spielen — etwa der Entzug der Lenkberechtigung bei einem
Chauffeur —, eine Meldepflicht gegeniiber dem Dienstgeber besteht. Diesem wird dadurch die Mdglich-
keit erdftnet, rasch die sich daraus ergebenden notwendigen Veranlassungen zu treffen.

Zu 7. 3 bis 10 (§ 40):
Zu § 40 Abs. 5:

Fiir die Zeiten der Inanspruchnahme einer Karenz zur Begleitung von Kindern bei einem Rehabilitations-
aufenthalt (vgl. die Ausfithrungen zu § 42d) gebiihrt dem Landesbediensteten kein Erholungsurlaub. Der
Anspruch auf Erholungsurlaub ist, soweit er noch nicht verbraucht ist, anteilig zu kiirzen.

Zu § 40 Abs. 9:



Im Falle einer langfristigen Dienstverhinderung durch Krankheit oder infolge eines Unfalles wurde nach
bisheriger Rechtslage kontinuierlich (und grundsétzlich unbeschrénkt) ein Anspruch auf Erholungsurlaub
generiert. Dies fiihrte zu dem wenig sachgerechten Ergebnis, dass ein Dienstnehmer nach seiner Riick-
kehr wegen des Verbrauchs des angesammelten Urlaubs weiterhin nur eingeschrinkt zur Verfiigung steht.
Aus diesem Grund wird nunmehr ein Verfall des Urlaubs auch bei einer langfristigen Dienstverhinderung
durch Krankheit oder Unfall vorgesehen. Es soll in diesem Fall nicht die allgemeine zweijéhrige Frist fiir
den Verbrauch von Erholungsurlaub zur Anwendung kommen, sondern sich dieser Zeitraum um ein wei-
teres Jahr verldngern. Damit wird sichergestellt, dass dem Dienstnehmer bei Riickkehr aus einer langeren
Dienstverhinderung ein Urlaubsanspruch im AusmaB von insgesamt hochsten drei Jahren zusteht. Weiters
ergibt sich daraus in bestimmten Fillen aber auch eine giinstigere Regelung fiir den Verbrauch des Erho-
lungsurlaubes, da sich die Frist nicht mehr wie bisher lediglich um die Dauer der Abwesenheit verldngert,
sondern jedenfalls um ein Jahr.

Dies erfolgt im Einklang mit der Rechtsprechung des EuGH, welcher in verschiedenen Entscheidungen
(vgl. bspw. Rs KHS C-214-10; Rs King C-214-16; Rs Fraport und St. Vincenz-Krankenhaus C-518/20
und C-727/20) ausgesprochen hat, dass es nicht mehr dem Zweck des Erholungsurlaubes (sich einerseits
von der Ausiibung der dienstlichen Aufgaben zu erholen und andererseits iiber einen Zeitraum fiir Ent-
spannung und Freizeit zu verfligen) entsprechen wiirde, wenn der Dienstnehmer berechtigt wére, unbe-
grenzt alle wihrend des Zeitraums seiner krankheitsbedingten Abwesenheit erworbenen Urlaubsansprii-
che anzusammeln. Der Gerichtshof hat anerkannt, dass im Falle von Langzeitkrankenstdnden besondere
Umsténde vorliegen, welche eine Regelung zum Verfall von Erholungsurlaub zulassen.

Dariiber hinaus soll in Abs. 9 die Formulierung zur leichteren Verstandlichkeit dahingehend angepasst
werden, dass stirker auf den Verfall als auf den Verbrauch des Erholungsurlaubes abgestellt wird. Zu
inhaltlichen Anderungen kommt es dadurch nicht.

Zu § 40 Abs. 10:

Es erfolgt eine Anpassung an die Rechtsprechung des EuGH zu Art. 7 Abs. 2 der Richtlinie 2003/88/EG
(vgl. bspw. Rs Job-Medium C-233/20). Demnach bedarf es bei Beendigung des Arbeitsverhiltnisses fiir
das Entstehen des Anspruchs auf finanzielle Vergiitung des Erholungsurlaubes keiner anderen Vorausset-
zung, als dass der zustehende Urlaubsanspruch nicht zur Génze in Anspruch genommen wurde. Dies
unabhingig von dem Grund, aus dem der Dienstnehmer den Erholungsurlaub nicht verbrauchen konnte.
Aufgrund sachlicher Uberlegungen soll fiir das laufende Kalenderjahr — angelehnt an die Rechtslage des
Bundes — in bestimmten Féllen, in denen die Aufldsung des Dienstverhéltnisses dem Dienstnehmer anzu-
lasten ist, nur das unionsrechtlich gebotene Mindestmal} abgefunden werden.

Zu Z. 11 (§ 42d):

In Anlehnung an § 14e AVRAG, in der Fassung BGBI. I Nr. 85/2023, soll den Landesbediensteten die
Moglichkeit erdffnet werden, eine Karenz gegen Entfall der Bezilige von bis zu vier Wochen zum Zweck
der Begleitung ihres in einer Rehabilitationsanstalt stationdr aufgenommenen Kindes, in Anspruch zu
nehmen.

Fiir die Dauer dieser Karenz steht den Landesbediensteten geméf § 21c Abs. 3b BPGG ein Pflegekarenz-
geld zu. Weiters sehen die §§ 29 und 30 AIVG vor, dass Bedienstete, die eine solche Karenz in Anspruch
nehmen, jedenfalls nach den jeweils auf Grund des Dienstverhiltnisses anzuwendenden Rechtsvorschrif-
ten kranken- und pensionsversichert bleiben.

Zu Z. 12 bis 14 (§§ 44 und 45):

Entsprechend der Regelung des Bundes zur Umsetzung des Art. 5 Abs. 2 der Richtlinie (EU) 2019/1158
soll der Anspruch der Karenz im Fall der ausschlieBlichen Inanspruchnahme durch einen (Adoptiv-, Pfle-
ge-)Elternteil kiinftig um zwei Monate reduziert werden und bis zum Ablauf des 22. Lebensmonats des
Kindes gegeben sein. Sofern sich jedoch beide Elternteile die Karenz teilen, soll — wie bisher — Karenz bis
zum Ablauf des zweiten Lebensjahres des Kindes moglich sein. Die Vorgabe der Richtlinie, dass zwei
Monate der Elternkarenz nicht iibertragbar sind, zielt darauf ab, die Erwerbstétigkeit von Frauen zu for-
dern sowie die gerechte Aufteilung von Betreuungs- und Pflegeaufgaben zwischen Ménnern und Frauen
zu unterstiitzen und auf diesem Wege auch die Einkommensschere zwischen den Geschlechtern zu
schlieen.



Fiir Alleinerziehende soll weiterhin die Mdglichkeit bestehen, bis zur Vollendung des zweiten Lebensjah-
res des Kindes Karenz in Anspruch zu nehmen. Eine Person ist alleinerzichend, wenn kein anderer Eltern-
teil vorhanden ist, zum Beispiel, weil dieser verstorben oder kein anderer Elternteil feststellbar ist. Auch
wenn der andere Elternteil nicht im gemeinsamen Haushalt mit dem Kind lebt, liegt die Alleinerzieherei-
genschaft vor, da dieser damit keinen Anspruch auf Karenz hat und daher auch kein Karenzteil iibertragen
werden konnte. Gleiches gilt fiir Erwerbstitige, die keinen Anspruch auf Karenz haben, etwa weil sie
selbstdndig sind oder als Grenzgénger im Ausland tdtig sind. Die Voraussetzung muss im Zeitpunkt der
Bekanntgabe einer Karenz vorliegen, wobei deren Wegfall wiahrend einer bereits angetretenen Karenz
unbeachtlich ist. Sollte die Alleinerziehereigenschaft oder der Wegfall des Karenzanspruchs erst wiahrend
der Karenz auftreten, so kann die Karenz gemaf3 Abs. 4 um zwei Monate verldngert werden.

Zu Z. 15 (§ 47):

Die Anpassung ist aufgrund der verminderten Gesamtkarenzdauer bei alleiniger Inanspruchnahme durch
nur einen Elternteil notwendig. Aufgeschobene Karenz ist weiterhin moglich, wenn die regulire Karenz
um grundsétzlich drei Monate verkiirzt wurde.

Zu Z.16 (§ 62):

Aufgrund des Entfalles der Regelung des § 65 ist auch die betreffende Zulage nicht mehr Teil des Mo-
natsbezuges.

Zu 7. 17 bis 22 (§ 63):
Zug§ 63 Abs. 1:

Die bisherige Vollzugspraxis der wechselseitigen Anrechnung von Ausbildung und praktischer Erfahrung
soll nunmehr ausdriicklich im Gesetz verankert werden. Demnach muss bei Vorliegen einer hoheren (fiir
die Stelle relevanten) Ausbildung eine geringere praktische Erfahrung aufgewiesen werden — und umge-
kehrt.

Zu § 63 Abs. 2 und 4:

Der bisher in Abs. 1 geregelte Abschlag von fiinf bis zehn Prozent, bei fehlender einschldgiger prakti-
scher Erfahrung, wird grundsétzlich unveréndert in Abs. 2 iiberfiihrt. Dariiber hinaus wird in Abs. 2 nun-
mehr auch der gegenteilige Fall — ndmlich das Vorliegen einer héheren als der geforderten praktischen
Erfahrung — dergestalt neu geregelt, dass unter sinngeméifler Anwendung der Bestimmung iiber die Vor-
riickung (§ 66) der Bedienstete in die entsprechend hohere Gehaltsstufe einzustufen ist. Im Ergebnis wird
der Bedienstete pro zwei Jahre anrechenbarer praktischer Erfahrung (welche die fiir die Modellstelle
geforderte praktische Erfahrung iibersteigt) eine Gehaltsstufe hoher einzustufen sein. Dadurch soll, insbe-
sondere in Zusammenschau mit der gemifl Abs. 3 zu erlassenden Verordnung und den darin vorzusehen-
den detaillierteren Vorgaben zur Anrechnung der praktischen Erfahrung, insgesamt ein einheitlicheres
Vorgehen bei der Einstufung der Bediensteten erreicht werden.

Die Vorgaben betreffend die Einstufung bei einem Wechsel der Modellstelle finden sich grundsétzlich
unverdndert im neu geschaffenen Abs. 4 wieder.

Zu § 63 Abs. 3:

Sowohl fiir die wechselseitige Beriicksichtigung von Ausbildung und praktischer Erfahrung, als auch
deren Anrechnung sind im Verordnungsweg néhere Vorschriften zu erlassen. Die Verordnung wird sich
dabei im Wesentlichen an der bisher schon im Landesdienst zur Anwendung kommenden Richtlinie iiber
die Anrechnung von Berufserfahrung und Qualifikation im Gehaltssystem neu (Gehaltssystem 2020)
orientieren kdnnen.

Zu § 63 Abs. 5 und 6:
Die bisherigen Abs. 3 und 4 sind aufgrund der eingefiigten Absitze neu zu bezeichnen.

Zu Z.23 (§ 65):

Aufgrund der nunmehr in § 63 Abs. 2 neu geregelten Einstufung eines Landesbediensteten bei Vorliegen
einer hoheren als fiir die Modellstelle erforderlichen praktischen Erfahrung kann der § 65 — ausgenom-
men fiir Bedienstete in Krankenanstalten (vgl. die Ausfiihrungen zu § 82b) — zur Génze entfallen. Damit



wird es zukiinftig auch nicht mehr mdglich sein, an Stelle einer Einstufung in eine héhere Gehaltsklasse
eine Zulage zu gewéhren. Sofern schon bisher eine derartige Zulage gewdhrt wurde, gebiihrt diese gemal
§ 133 Abs. 5 weiterhin.

Zu 7. 24 (§ 69):
Der Verweis ist aufgrund der Neubezeichnung des § 82 anzupassen.

Zu Z. 25 (§ 81b):
Aufgrund des neu eingefiigten § 82b ist der bisherige § 82 neu zu bezeichnen.

Zu Z. 26 bis 29 (§ 82):

Mit den Anpassungen soll sichergestellt werden, dass die Regelungen zu den Dienstbeziigen der Landes-
bediensteten in Krankenanstalten durch die im 1. Unterabschnitt vorgenommenen Anderungen inhaltlich
nicht verdndert werden. Aufgrund des neu eingefiigten § 82b ist der bisherige § 82a neu zu bezeichnen,
im Verweis auf § 62 die allfillige Zulage zur Anrechnung von Berufserfahrung oder besonderer Qualifi-
kation als Bestandteil des Monatsbezuges vorzusehen, der Verweis auf § 65 zu streichen sowie der Ver-
weis auf § 82 anzupassen. Ebenso wird im Verweis auf § 63 vorgesehen, dass die mit der gegenstindli-
chen Novelle vorgenommenen Anderungen keine Anwendung finden.

Zu 7. 30 (§ 82a):
Aufgrund des neu eingefiigten § 82b wird der bisherige § 82b neu bezeichnet.

Zu Z.31 (§ 82b):

Im 1. Unterabschnitt entféllt der § 65. Um sicherzustellen, dass die bisherigen Regelungen zu den Dienst-
beziigen der Landesbediensteten in Krankenanstalten unverdndert bleiben, wird im 2. Unterabschnitt eine
gleichlautende Bestimmung als § 82b neu eingefiigt.

Zu 7. 32 (§ 82¢):
Der Verweis ist aufgrund der Neubezeichnung des § 82 anzupassen.

Zu Z. 33 bis 36 (§ 87¢):

Der gegenstiandliche Anpassungsbedarf ergibt aus der Novelle des Arbeitslosenversicherungsgesetzes
1977 (AIVG), BGBLI. I Nr. 118/2023. Die Regelung des § 27a AIVG zur Teilpension wird in den § 27
AlIVG integriert, weshalb die Verweise in Abs. 1 lit. d und Abs. 5 zu entfallen haben. Es wird nun in
Abs. 2 lit. b ausdriicklich klargestellt, dass jener Anteil an den Sozialversicherungsbeitragen der Dienst-
nehmer, der sich aus dem Unterschied der herabgesetzten zur normalen Arbeitszeit ergibt, vom Dienstge-
ber zu tragen ist. Dies war schon bisher eine Voraussetzung fiir den Bezug von Altersteilzeitgeld. Dariiber
hinaus wird die Berechnung des Entgeltausgleichs in Abs. 3 geringfiigig angepasst. Zukiinftig wird im
Hinblick auf die Ermittlung des Unterschiedsbetrages auf die letzten zwolf vollen Kalendermonate vor
Beginn der Altersteilzeit abgestellt. Dabei wird das in diesem Zeitraum durchschnittlich gebiihrende Ent-
gelt, mit dem Entgelt verglichen, dass im gleichen Zeitraum bei herabgesetzter Arbeitszeit gebiihrt hétte.

Zu Z. 37 und 38 (§ 88):

Die Regelung des Abs. 1 lit. b wird grundsitzlich an die Formulierung des § 74 GAG 2005 angepasst.
Durch das Abstellen allgemein auf eine strafgerichtliche Verurteilung soll neben der bisher bereits in lit. £
erfassten Auflosung aufgrund des § 27 Abs. 1 StGB nunmehr auch eine solche nach § 3k Verbotsgesetz
1947 mitumfasst sein (vgl. ndher die Ausfithrungen zu § 90). Die lit. f kann somit entfallen.

Zu Z. 39 bis 41 (§ 90):

Die Auflosung aufgrund einer strafgerichtlichen Verurteilung wird in Abs. 4 — angelehnt an die bisherige
Formulierung des § 76 GAG 2005 — neu geregelt. Wie bisher wird bei einer Verurteilung nach § 27
Abs. 1 StGB das Dienstverhiltnis ex lege aufgelost. Die Wirkung soll jedoch nicht mehr mit Zustellung,
sondern mit der Rechtskraft des strafgerichtlichen Urteils eintreten.



Dariiber hinaus wurde mit § 3k des Verbotsgesetzes 1947 eine bundesverfassungsgesetzliche Regelung
iiber einen Amts- und Funktionsverlust bei Verurteilung eines Beamten oder eines Vertragsbediensteten
des Bundes, eines Landes, einer Gemeinde oder eines Gemeindeverbandes durch ein inldndisches Gericht
wegen strafbarer Handlungen nach dem Verbotsgesetz 1947 geschaffen. Der Abs. 4 soll aus diesem
Grund entsprechend erweitert werden. Es wird dabei festgelegt, dass die Auflésung ex lege dieselben
Rechtswirkungen wie eine Entlassung nach sich zieht (etwa kein Anspruch auf Auszahlung der Abferti-
gung). Auf die Ausfithrungen in den Materialien zu BGBI. I Nr. 177/2023 wird verwiesen.

Zu Z. 42 (§ 93):

Aufgrund des sich verdndernden Arbeitsmarktes und einer erhdhten Fluktuation sind die bisherigen Kiin-
digungsfristen, in den Féllen, in denen das Dienstverhéltnis noch keine fiinf Jahre gedauert hat, zu kurz
bemessen. Ein erfolgreiches Nachfolgemanagement ist damit, insbesondere wenn der Bedienstete noch
einen offenen Anspruch auf Erholungsurlaub hat, zum Teil nicht moglich. Daraus resultiert wiederum
eine hohere Arbeitsbelastung unter den verbleibenden Landesbediensteten, welche den Austritt oftmals
kompensieren miissen. Die Kiindigungsfrist soll daher verlingert werden und bereits nach einjihriger
Dienstzeit drei Monate betragen.

Zu Z. 43 (§ 94):

Angelehnt an die Regelung des Bundes soll auch fiir den Fall der Inanspruchnahme einer Karenz zur
Begleitung von Kindern bei einem Rehabilitationsaufenthalt (vgl. die Ausfithrungen zu § 42d) ein absolu-
tes Kiindigungsverbot, beginnend mit der Antragstellung bis zum Ablauf von vier Wochen nach dem
Ende der Karenz, vorgesehen werden.

Zu Z. 44 und 45 (§§ 95 und 111¢):
Die Verweise sind aufgrund der Neubezeichnung des § 82a anzupassen.

Zu 7. 46 (§ 133):
Zu § 133 Abs. 1 und 2:

Die Novelle des LBedG 2000 tritt grundsétzlich mit 1. Juli 2024 in Kraft. Lediglich die Regelung betref-
fend die Altersteilzeit (§ 87c) soll — analog zum Inkrafttreten der Novelle des AIVG, BGBI. I Nr.
118/2023, — riickwirkend mit 1. Janner 2024 in Kraft gesetzt werden.

Zu § 133 Abs. 3:

In Abs. 3 wird die Mdglichkeit geschaffen, die im Zusammenhang mit der Anderung des § 63 (vgl. die
dortigen Ausfithrungen) erforderliche Verordnung bereits vor dem Inkrafttreten der gegenstindlichen
Novelle zu erlassen und mit 1. Juli 2024 in Kraft zu setzen. Damit wird ein einheitliches Inkrafttreten der
notwendigen Bestimmungen sichergestellt.

Zu § 133 Abs. 4:

Die Bestimmungen betreffend die Elternkarenz und aufgeschobene Karenz werden im Zuge der gegen-
stindlichen Novelle gedindert (vgl. die Ausfiihrungen zu den §§ 44, 45 und 47). Durch die Ubergangsbe-
stimmung des Abs. 4 wird sichergestellt, dass die bisherigen Regelungen (in der Fassung vor der gegen-
standlichen Novelle) auf Landesbedienstete, deren Kinder vor dem 1. Juli 2024 geboren, an Kindes statt
angenommen oder in unentgeltliche Pflege genommen wurden, weiterhin Anwendung finden.

Zu § 133 Abs. 5:

Aufgrund des Entfalls der Bestimmung iiber die Anrechnung von Berufserfahrung oder besonderer Quali-
fikation und der darin vorgesehenen Zulage (vgl. die Ausfiihrungen zu den §§ 63 und 65) soll Landesbe-
diensteten, denen eine solche Zulage bisher schon gewihrt wurde, diese auch weiterhin zustehen.

Zu 7. 47 (Anlage 3):

In der mit Novelle, LGBLNr. 65/2019, gednderten Anlage 3 waren die Textbausteine zur Anforderungsart
Fachkompetenz nicht vollsténdig enthalten. Die Anlage wird daher durch eine vollstindige Anlage 3
ersetzt. Es ergeben sich daraus keine Anderungen gegeniiber dem bereits urspriinglich beabsichtigten
Inhalt.



Zur Anderung des Landesbedienstetengesetzes 1988 (Artikel IT)
Zu 7.1 (§ 25):
Auf die Ausfithrungen zu Art. I § 90 wird sinngemél3 verwiesen.

ZuZ.2 (§39):
Auf die Ausfiihrungen zu Art. I § 38 wird sinngeméaB verwiesen.

ZuZ.3 (§ 41):
Auf die Ausfiihrungen zu Art. I § 42d wird sinngemil verwiesen.

Zu Z. 4 (§ 70):

Es wird vorgesehen, dass Landesbeamte — analog zu anderen Freistellungen — fiir Zeiten einer Karenz zur
Begleitung von Kindern bei einem Rehabilitationsaufenthalt (vgl. die Ausfithrungen zu § 41) keinen Ru-
hebezugsbeitrag zu entrichten haben.

Zu 7.4 (§76):

Zeiten einer Karenz zur Begleitung von Kindern bei einem Rehabilitationsaufenthalt (vgl. die Ausfiihrun-
gen zu § 41) zdhlen — analog zu anderen Freistellungen — zur ruhebezugsfahigen Gesamtdienstzeit und
sind entsprechend dem Beschiftigungsausmal} vor der Karenz anzurechnen.

ZuZ.4(§78):

Vor der Aufnahme in das Beamtenverhiltnis liegende Zeiten einer Karenz zur Begleitung von Kindern
bei einem Rehabilitationsaufenthalt (vgl. die Ausfithrungen zu § 41) im Zusammenhang mit den in Abs. 1
lit. a genannten Dienstverhéltnissen sind — analog zu anderen Freistellungen — als Ruhebezugsvordienst-
zeiten anzurechnen.

Zu Z.5 (§ 120):
Auf die Ausfithrungen zu Art. I § 42d wird sinngemal verwiesen.

ZuZ.6(§ 162):

Die Novelle des LBedG 1988 tritt mit 1. Juli 2024 in Kraft. Auf die Ausfiihrungen zu Art. I § 133 Abs. 4
wird sinngemil verwiesen.

Zur Anderung des Gemeindeangestelltengesetzes 2005 (Artikel IIT)
ZuZ.1und2 (§ 10):

Als wichtiges Fithrungsinstrument sind Mitarbeitergesprache zukiinftig verpflichtend zu fithren. Dies
sowohl mit unbefristet als auch mit befristet Bediensteten. Es erfolgt damit eine Angleichung an das
Dienstrecht der Landesbediensteten.

Zu Z.3 (§ 29):

Durch den Entfall der Einschrankung auf Dienststellen auBerhalb des Dienstortes kommen die Regelun-
gen Uber die Dienstzuteilung bei jeder Zuweisung zur Dienstleistung an eine andere Dienststelle zur An-
wendung.

ZuZ. 4 (§ 33):

Auf die Ausfiihrungen zu Art. I § 38 wird sinngemil} verwiesen. Im Bereich des Gemeindedienstrechts
wird im Hinblick auf die zum Teil bestehenden Gemeindesicherheitswachen iiberdies klargestellt, dass
auch die Aussprache eines vorldufigen oder die Verhdngung eines behdrdlichen Waffenverbotes melde-
pflichtig sind.
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Zu Z. 5 bis 12 (§ 35):

Auf die Ausfithrungen zu Art. I § 40 wird sinngemél verwiesen.

Zu 7. 13 (§ 38¢):

Auf die Ausfithrungen zu Art. I § 42d wird sinngeméf verwiesen.

Zu 7. 14 bis 17 (§§ 40, 41 und 43):
Auf die Ausfiihrungen zu Art. I §§ 44, 45 und 47 wird sinngeméal verwiesen.

Zu Z. 18 bis 21 (§ 49b):

Auf die Ausfithrungen zu Art. I § 87c wird sinngemall verwiesen.

Zu 7. 22 und 23 (4. Abschnitt):

Auf Dienstverhiltnisse von Gemeindeangestellten, die ab Inkrafttreten dieser Novelle neu begriindet
werden, soll das im 4. Abschnitt dargestellte ,,Gehaltssystem neu Anwendung finden. Dieses dient zu-
kiinftig als Regelsystem und es werden dessen Bestimmungen zum Teil fiir das nunmehr im 5. Abschnitt
geregelte ,,Gehaltssystem alt“ fiir sinngemif anwendbar erkliart. Dem System wird eine neue Gehaltsta-
belle mit erhdhten Gehaltsansétzen zugrunde gelegt (vgl. die Ausfiihrungen zu Anlage 1). Dariiber hinaus
erfolgt eine weitere Angleichung an die Regelungen des ,,Gehaltssystems neu* der Landesangestellten.

Zu Z.24 (§ 56):

Auf die Ausfiihrungen zu Art. I § 62 sinngeméal verwiesen.

Zu Z. 25 bis 31 (§ 57):

Auf die Ausfiihrungen zu Art. I § 63 wird sinngemal verwiesen. Dariiber hinaus wird im nunmehrigen
Abs. 5 festgelegt, dass im ,,Gehaltssystem neu* auch das ,,Allgemeine Gehaltsschema neu zur Anwen-
dung kommt.

Zu Z. 32 und 33 (§ 58):
Zu § 58 Abs. 6.

Die bisherige Vollzugspraxis soll nunmehr ausdriicklich im Gesetz verankert werden. Abweichend vom
Dienstrecht der Landesangestellten ist ein Gemeindeangestellter, bei dem sich aufgrund seiner Verwen-
dung die Notwendigkeit zur Zuordnung zu mehreren Modellstellen ergibt, diesen im Ausmal} der jeweili-
gen Verwendung zuzuordnen.

Zu§ 58 Abs. 7:

Sofern bei einem Stellenwechsel mehr als zwei Gehaltsklassen iibersprungen werden, gilt das erste Jahr
der Zuordnung zur hoher eingereihten Modellstelle als Probezeit. Unmittelbar nach Ablauf der Probezeit
kann der Gemeindeangestellte — etwa weil er sich nicht entsprechend bewéhrt hat — der urspriinglichen
(oder einer anderen, zumindest gleich bewerteten) Modellstelle zugeordnet werden, ohne dass dabei die
Bestimmungen iiber die Riickstufung zur Anwendung kommen (§ 61 Abs. 1 letzter Satz).

Zu Z. 34 (§ 59):
Auf die Ausfiihrungen zu Art. I § 65 wird sinngemial verwiesen.

Zu Z. 35 bis 37 (§ 60):
Zu § 60 Abs. I:

Abs. 1 zweiter Satz kann in Angleichung an das Dienstrecht der Landesangestellten und aufgrund fehlen-
der Relevanz entfallen. Das System des Erfahrungsanstieges ergibt sich bereits aus der iibrigen Bestim-
mung. Dariiber hinaus wird fiir jene Fille, in denen ein Gemeindeangestellter bei der Zuordnung zur
Modellstelle (§ 58 Abs. 6) nicht iiber die im Stellenprofil der Modellstellen-Verordnung hinterlegte prak-
tische Erfahrung verfiigt, vorgesehen, dass dieser in die Gehaltsstufe 1 der entsprechenden Gehaltsklasse
eingestuft wird und dort so lange verbleibt, bis er die geforderte Erfahrung erworben sowie zwei weitere
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Jahre zuriickgelegt hat (Abs. 1 dritter Satz). Damit wird ausgeschlossen, dass Gemeindeangestellte die
(noch) nicht iiber die erforderliche praktische Erfahrung verfiigen, bessergestellt werden, indem sie gleich
vorriicken wie jene, die bereits von Beginn an die erforderliche Berufserfahrung mitbringen.

Zu § 60 Abs. 3:

Es wird ausdriicklich klargestellt, dass die Zeiten einer Hemmung nach Abs. 2 nicht fiir die Vorriickung
in die nichste Gehaltsstufe zu beriicksichtigen sind.

Zu Z. 38 bis 40 (§ 61):

In Angleichung an das Dienstrecht der Landesangestellten wird der Begriff der Riickstufung neu gefasst
und kniipft nunmehr an die Modellstelle an. Demnach ist unter Riickstufung die Einstufung in eine nied-
rigere Gehaltsklasse als die bisherige zu verstehen, die sich aufgrund der Zuordnung zu einer anderen,
niedriger bewerteten Modellstelle ergibt. Keine Riickstufung liegt vor, wenn ein Gemeindeangestellter
nach Ablauf der Probezeit (§ 58 Abs. 7) der fritheren oder einer anderen (niedriger bewerteten) Modell-
stelle zugeordnet wird (Abs. 1 letzter Satz). Durch die Wortfolge ,,im Anschluss an die Probezeit* wird
klargestellt, dass die Zuordnung zur niedriger bewerteten Modellstelle unmittelbar nach Ablauf der Pro-
bezeit erfolgen muss.

Zu Z. 41 bis 45 (§ 63):
Zu § 63 Abs. 3:

Zum Zwecke der Verwaltungsvereinfachung wird die Moglichkeit vorgesehen, die fiir jedes Kalenderjahr
verpflichtend durchzufiihrende Leistungsbeurteilung fortzuschreiben. Sofern der Gemeindeangestellte
den zu erwartenden Arbeitserfolg aufgewiesen hat, kann der Dienstgeber nunmehr von einer neuerlichen
Beurteilung absehen. Daraus folgt, dass eine solche Beurteilung jedenfalls durchzufiihren ist, wenn der
Arbeitserfolg zuletzt nicht aufgewiesen oder durch besondere Leistungen iiberschritten wurde. Aber auch
dann, wenn der Arbeitserfolg aufgewiesen wurde, steht es dem Dienstgeber offen, neuerlich eine Leis-
tungsbeurteilung vorzunehmen; auf Verlangen des Gemeindeangestellten hat er dies zu tun.

Zu§ 63 Abs. 4:

Die Beurteilung soll nunmehr einheitlich durch die Bewertung der Arbeit nach Verhaltensmerkmalen, die
fiir den Arbeitserfolg innerhalb der Modellfunktion oder der Modellstelle von Bedeutung sind, erfolgen
(bisherige lit. b). Dariiber hinaus wird aufgrund der groBen praktischen Relevanz auch das allgemeine
dienstliche Verhalten, etwa der Umgang mit Kunden, Mitarbeitenden oder Vorgesetzten, zu beurteilen
sein.

Zu § 63 Abs. 5 bis 7:

Die bisherigen Abs. 4 bis 6 sind neu zu bezeichnen und die bestehenden Verweise anzupassen.

Zu Z. 46 und 47 (§ 64):

Gemil dem bisherigen Abs. 6 gebiihrte einem Gemeindeangestellten nur im Fall des § 63 Abs. 2 auch
ohne vorhergehende Leistungsbeurteilung die Leistungsprdmie in Hohe von 2,5 % des Monatsbezuges
(abztiglich Kinderzulage und Leistungspramie). Nunmehr wird in Abs. 7 generell die Mdglichkeit ge-
schaffen, schon ab Beginn des Dienstverhéltnisses und vor der ersten Leistungsbeurteilung eine Pramie in
Hohe von bis zu 5 % zu gewihren. Sobald die vorgeschriebene Leistungsbeurteilung durchgefiihrt wurde,
stiitzt sich der weitere Anspruch des Gemeindeangestellten wie bisher auf Abs. 1.

Zu Z. 48 (§ 65):

In Angleichung an das Dienstrecht der Landesbediensteten wird bei der Kinderzulage ein Sockelbetrag
eingefiihrt. Samtliche in Abs. 6 genannte Betridge werden an die aktuellen Werte des Jahres 2024 ange-
passt. Auf die Ausfithrungen in § 119 wird verwiesen.

Zu 7. 49 (5. Abschnitt):

Im neu eingefiigten 5. Abschnitt (Dienstbeziige im ,,Gehaltssystem alt*) finden sich die Regelungen zum
bisher im Anwendungsbereich des GAG 2005 geltenden Gehaltssystem. Dieser gliedert sich in den 1.
Unterabschnitt (Dienstbeziige, Allgemeine Bestimmungen) und den 2. Unterabschnitt (Dienstbeziige,
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Sonderbestimmungen fiir Gemeindeangestellte in Krankenanstalten und Pflegeeinrichtungen). Dabei
werden jene Bestimmungen des 4. Abschnittes, die auch im ,,Gehaltssystem alt“ Anwendung finden, fiir
sinngemill anwendbar erklért. Jene Bestimmungen, die ausschlieBlich Regelungen zum ,,Gehaltssystem
alt” vorsehen (es sind dies die bisherigen §§ 56 bis 60), werden in den neuen 5. Abschnitt iibernommen.
Inhaltlich erfahren die Bestimmungen des 5. Abschnittes in groBen Teilen keine Anderung.

Zu 7. 49 (1. Unterabschnitt):

Auf die Ausfiihrungen zum 5. Abschnitt wird verwiesen.

Zu 7. 49 (§ 71a):
Zu g 71a Abs. 1:

Die Regelungen des neuen 5. Abschnittes (,,Gehaltssystem alt®) gelten ausschlieBlich fiir jene Gemeinde-
angestellten, auf deren Dienstverhiltnis das GAG 2005 bereits vor dem 1. Juli 2024 anzuwenden war und
die nicht in Krankenanstalten oder Pflegeeinrichtungen tétig sind.

Zu g 71a Abs. 2:

Im Abs. 2 werden zundchst jene Bestimmungen des 4. Abschnittes (,,Gehaltssystem neu®) flir sinngemal
anwendbar erklirt, die auch im ,,Gehaltssystem alt* weiterhin anzuwenden sind. Die vorgesehenen Ande-
rungen der §§ 61, 63 64 und 65 werden damit auch in diesem Gehaltssystem wirksam. Dariiber hinaus
sieht der Verweis auf § 61 eine Abweichung vor, welche festlegt, dass die Regelung betreffend die Pro-
bezeit (diese besteht im ,,Gehaltssystem alt™ nicht) keine Anwendung findet.

Zu Z. 49 (§ 71b):

Die Abs. 1 und 2 entsprechen im Wesentlichen dem bisherigen § 56 Abs. 1 und 2 (auf die Ausfithrungen
zu Art. I § 62 wird verwiesen). Um unnétige Wiederholungen zu vermeiden, wird § 56 Abs. 3 bis 5 (diese
Regelungen bleiben im ,,Gehaltssystem neu unverdndert erhalten) im Abs. 3 fiir sinngeméll anwendbar
erklart.

Zu Z. 49 (§ 71c):

Die Abs. 1 und 2 entsprechen dem bisherigen § 57 Abs. 1 und 2 erster Satz. In Abs. 3 wird abweichend
zur bisherigen Rechtslage festgelegt, dass fiir das ,,Gehaltssystem alt™ das in Anlage 1a angefiihrte ,,All-
gemeine Gehaltsschema alt“ anzuwenden ist. Um unndtige Wiederholungen zu vermeiden, wird § 57
Abs. 4 und 6 (diese Regelungen bleiben im ,,Gehaltssystem neu unverdndert erhalten) im Abs. 4 fiir
sinngemif anwendbar erklart.

Zu Z. 49 (§§ 71d bis 71f):

Mit den §§ 71d bis 71f werden die bisherigen §§ 58 bis 60 inhaltlich unverandert in das ,,Gehaltssystem
alt” tibernommen.

Zu 7. 50 (2. Unterabschnitt):
Auf die Ausfiihrungen zum 5. Abschnitt wird verwiesen.

Zu Z. 51 bis 58 (§ 71g):
In Folge der Einfligung der §§ 71a bis 71f ist der bisherige § 71a neu zu bezeichnen.

Zu § 71g Abs. 1:

Derzeit werden durch einzelne Gemeinden Pflegeeinrichtungen unmittelbar betrieben bzw. Gemeindean-
gestellte den Tragern von Pflegeeinrichtungen iiberlassen. Die in diesen Einrichtungen beschiftigten
Gemeindeangestellten wurden bisher nach dem allgemeinen Gehaltssystem entlohnt. Die Novelle sicht
nunmehr vor, dass die Regelungen des 2. Unterabschnittes — iliber die Gemeindeangestellten in Kranken-
anstalten hinaus — auch fiir jene Bediensteten Anwendung finden, die in solchen Pflegeeinrichtungen titig
sind. Dadurch sollen die vergleichbaren Tétigkeiten im Pflegebereich in einem Gehaltssystem zusam-
mengefiihrt und mogliche bestehende Ungleichbehandlungen verringert werden. Erfasst werden dabei alle
in Pflegeeinrichtungen beschiftigten Gemeindeangestellten, wie Pflegepersonal, Verwaltungspersonal
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oder Haustechnik. Da im Bereich der Gemeinden aktuell nur wenige solcher Einrichtungen bestehen,
betrifft die Anderung nur eine geringe Anzahl von Bediensteten. Auf die Ausfithrungen zu § 95¢ wird
verwiesen.

Zu § 71g Abs. 2:

In Abs. 2 werden zunichst jene Bestimmungen des 4. Abschnittes (,,Gehaltssystem neu®) fiir sinngemal
anwendbar erklért, die auch im Bereich der Krankenanstalten und Pflegeeinrichtungen weiterhin anzu-
wenden sind. Die vorgesehenen Anderungen der §§ 61, 63 und 65 werden damit auch in diesem Gehalts-
system wirksam. Dariiber hinaus sieht der Verweis auf § 61 eine Abweichung vor, welche festlegt, dass
die Regelung betreffend die Probezeit (diese besteht im Bereich der Krankenanstalten und Pflegeeinrich-
tungen nicht) keine Anwendung findet.

Die Verweise auf die §§ 56 bis 60 (,,Gehaltssystem neu*) sollen im Abs. 2 entfallen und werden durch die
Verweise auf die §§ 71b bis 71f (,,Gehaltssystem alt) im Abs. 3 ersetzt (vgl. die Ausfiihrungen zu
Abs. 3).

Zu § 71g Abs. 3:

In Abs. 3 werden jene Bestimmungen des 1. Unterabschnittes (,,Gehaltssystem alt™) fiir sinngeméaf3 an-
wendbar erklért, die auch im Bereich der Krankenanstalten und Pflegeeinrichtungen anzuwenden sind.
Durch die (inhaltlich unverdnderten) Verweise auf die §§ 71b bis 71f, welche (ebenso inhaltlich unverin-
dert) der bisherigen Rechtslage entsprechen, wird sichergestellt, dass es diesbeziiglich zu keinen Ande-
rungen fiir Gemeindeangestellte in Krankenanstalten kommt.

Zu Z.59 (§ 71h):

In Folge der Einfiigung der §§ 71a bis 71f ist der bisherige § 71h neu zu bezeichnen. Aufgrund der Ande-
rungen im nunmehrigen § 71g ist auch der Verweis entsprechend anzupassen.

Zu 7. 60 (6. bis 8. Abschnitt):

Aufgrund der Einfiigung des neuen 5. Abschnittes sind die bisherigen Abschnitte 5. bis 7. als Abschnitte
6. bis 8. zu bezeichnen.

Zu 7. 61 (§ 74):
Auf die Ausfiihrungen zu Art. I § 88 wird sinngemél3 verwiesen.

Zu Z. 62 und 63 (§ 76):

Auf die Ausfithrungen zu Art. I § 90 wird sinngemél verwiesen.

Zu 7. 64 bis 66 (§ 79):
Zug§ 79 Abs. 1 und 2:

Durch den Entfall des Abs. 2 kommt es bei der Kiindigung von befristeten Dienstverhéltnissen zu einer
hoheren Flexibilitdt sowohl fiir den Dienstgeber als auch fiir den Dienstnehmer. Zukiinftig soll eine derar-
tige Kiindigung unter den selben Rahmenbedingungen moglich sein, wie bei einem auf unbestimmte Zeit
abgeschlossenen Dienstverhéltnis. Es kommt dadurch zu einer Angleichung an das Dienstrecht der Lan-
desbediensteten. Aufgrund des Entfalls des Abs. 2 sind die folgenden Absitze neu zu bezeichnen.

Zu § 79 Abs. 3:
Auf die Ausfiihrungen zu Art. I § 93 wird sinngemédlB verwiesen.

Zu Z. 67 (§ 80):
Auf die Ausfithrungen zu Art. I § 94 wird sinngemaf3 verwiesen.

Zu Z. 68 (§ 81):

Aufgrund des zusétzlichen Gehaltssystems (,,Gehaltssystem alt™) ist der Verweis auf die Monatsbeziige
entsprechend anzupassen.
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Zu Z. 69 und 70 (§ 83):

Aufgrund des zusitzlichen Gehaltssystems (,,Gehaltssystem alt™) ist der Verweis auf die Monatsbeziige
und das Gehalt entsprechend anzupassen.

Zu Z.71 (§ 84):

Die Anpassung ist durch die Anderung des § 35 Abs. 9 bedingt (vgl. die Ausfiihrungen zu Art. I § 40
Abs. 9).

Zu 7. 72 bis 74 (§ 85):
Zu § 85 Abs. 2:

Es wird vorgesehen, dass die gemél § 19 Abs. 1 des Kinderbildungs- und -betreuungsgesetzes verpflich-
tend zu absolvierenden Fortbildungen nicht mehr als Teil der Vor- und Nachbereitungszeit der Betreu-
ungspersonen gelten. Folglich sind nur mehr die dariiber hinausgehenden Fortbildungen in die nach
Abs. 3 bis 5 zur Verfiigung stehenden Kontingente an Vor- und Nachbereitungszeit einzurechnen. Die
bestehenden Grenzen betreffend die maximal zuldssige Anordnung von Fortbildungen in Abs. 7 sowie
§ 86 Abs. 3 bleiben davon unberiihrt.

Zu § 85 Abs. 8

Aufgrund des zusitzlichen Gehaltssystems (,,Gehaltssystem alt™) ist der Verweis auf die Monatsbeziige
entsprechend anzupassen.

Zu § 85 Abs. 10:

In Abs. 10 wird festgelegt, dass — analog zu den allgemeinen Bestimmungen (vgl. die Ausfithrungen zu
den §§ 57 und 71c¢) — auch im péadagogischen Bereich der Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen
zwei Gehaltsschemata zur Anwendung kommen sollen. Fiir alle paddagogischen Fachkrifte, auf deren
Dienstverhéltnis das GAG 2005 bereits vor dem 1. Juli 2024 anzuwenden war, bemisst sich das Gehalt
nach dem ,,Gehaltsschema alt fiir pidagogische Fachkrifte in Kinderbildungs- und betreuungseinrichtun-
gen” (Anlage 9a) und fiir alle spéter eingetretenen Fachkréfte nach dem ,,Gehaltsschema neu fiir padago-
gische Fachkrifte in Kinderbildungs- und betreuungseinrichtungen (Anlage 9).

Zu Z.75 bis 78 (§ 87):
Zu § 87 Abs. 1:

Aufgrund des zusétzlichen Gehaltssystems (,,Gehaltssystem alt®) ist der Verweis auf das Gehalt entspre-
chend anzupassen.

Zu § 87 Abs. 4:

Seit dem Bildungsreform-Anpassungsgesetz 2018 — Sammelgesetz, LGBLNr. 45/2018, besteht eine Zu-
standigkeit der Bildungsdirektion fiir die Erlassung von Verordnungen nach dem Pflichtschulzeitgesetz.

Zu § 87 Abs. 5:

Die geplante Anderung korrigiert ein Redaktionsversehen. Im Zuge der Novellierung durch LGBLNr.
51/2015 ist der nunmehr ergénzte Halbsatz irrtiimlich entfallen.

Auf die Ausfiihrungen zu § 84 wird sinngemif verwiesen.

Zu § 87 Abs. 6:

In Abs. 6 wird festgelegt, dass — analog zu den allgemeinen Bestimmungen (vgl. die Ausfiihrungen zu
den §§ 57 und 71c) — auch im Bereich der Musikschullehrer zwei Gehaltsschemata zur Anwendung
kommen sollen. Fiir alle Musikschullehrer, auf deren Dienstverhiltnis das GAG 2005 bereits vor dem 1.
Juli 2024 anzuwenden war bemisst sich das Gehalt nach dem ,,Gehaltsschema alt fir Musikschullehrer
(Anlage 4a) und fiir alle spiter eingetretenen Musikschullehrer nach dem ,,Gehaltsschema neu fiir Musik-
schullehrer” (Anlage 4).
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Zu Z.79 (§ 94):

Aufgrund des zusitzlich geschaffenen Gehaltssystems bedarf es einer Prézisierung der Bestimmung im
Hinblick auf Dienstbeziige. Diesbeziiglich soll nunmehr ausdriicklich festgelegt werden, dass im Fall
einer Uberleitung 6ffentlich-rechtlicher Dienstverhéltnisse die Regelungen des 5. Abschnittes (,,Gehalts-
system alt*) zur Anwendung kommen.

Zu 7. 80 (§ 95):
Auf die Ausfiihrungen zu § 94 wird verwiesen. Der Verweis ist entsprechend anzupassen.

Zu Z. 81 (§ 95b):

Aufgrund der Anderungen im nunmehrigen § 71g ist auch der Verweis entsprechend anzupassen.

Zu 7. 82 (§ 95¢):
Zu § 95¢ Abs. 1:

Auf die Ausfithrungen zu § 71g Abs. 1 wird verwiesen. Auch die bereits vor dem Inkrafttreten der gegen-
stdndlichen Novelle in Pflegeeinrichtungen titigen Gemeindeangestellten sollen aus den dort genannten
Griinden ex lege in das ,,Gehaltssystem fiir die Krankenanstalten und Pflegeeinrichtungen® {iberfiihrt
werden.

Zu § 95¢ Abs. 2:

Die Gemeindeangestellten sind entsprechend ihrer Verwendung der in der Modellstellen-Verordnung
sowie dem Einreihungsplan fiir Krankenanstalten und Pflegeeinrichtungen hinterlegten Modellstelle zu-
zuordnen. Aufgrund der im Hinblick auf die Anrechnung von Berufserfahrung oder besonderer Qualifika-
tionen bzw. auf den Erfahrungsanstieg gleichlautenden Regelungen im ,,Gehaltssystem fiir die Kranken-
anstalten und Pflegeeinrichtungen* kann die bisherige Gehaltsstufe und der Zeitpunkt der Vorriickung des
Gemeindeangestellten unverandert bleiben.

Zu § 95¢ Abs. 3:

Um eine einheitliche Uberfiihrung in das neue Gehaltssystem sicherzustellen, sollen allfillige vertragliche
Sonderregelungen nach § 70 mit dem Uberfiihrungszeitpunkt ihre Wirksamkeit verlieren. In den meisten
Fillen wird dies Sonderzulagen betreffen, die Gemeindeangestellten aufgrund ihrer Beschiftigung in
einer Pflegeeinrichtung gewdhrt wurden. Die finanzielle Abgeltung fiir diese Tatigkeit findet zukiinftig
bereits iiber die Zuordnung zur entsprechenden Modellstelle Beriicksichtigung. Auf die Ausfiihrungen zu
Abs. 4 wird verwiesen.

Die Bestimmung des Abs. 3 steht neuerlichen vertraglichen Sonderregelungen nicht entgegen.

Zu § 95¢ Abs. 4:

Sofern sich der Monatsbezug eines Gemeindeangestellten im Zuge der Uberfiihrung verringert, gebiihrt
ihm eine Ergéinzungszulage. MaBgeblich fiir deren Berechnung ist der Zeitpunkt der Uberfiihrung. Die
Ergénzungszulage teilt dabei das rechtliche Schicksal des Monatsbezuges. Eine mogliche Schlechterstel-
lung des Gemeindeangestellten aufgrund der Uberfiihrung soll damit hintangehalten werden.

Zu Z. 83 und 84 (§ 96):
Zu § 96 Abs. 2 lit. a und f:

Da auf Gemeindeangestellte auch Gehaltsschemata mit mehr als 23 Gehaltsklassen zur Anwendung
kommen, wird Abs. 2 lit. a und f dahingehend prézisiert, dass der Gemeindevorstand fiir die Anstellung
sowie die Uberstellung in eine hohere Modellstelle ab der Gehaltsklasse 15 zustdndig ist.

Zu § 96 Abs. 2 lit. h:

Die Zusténdigkeit fiir die Gewdhrung eines Sonderurlaubes von mehr als 64 Stunden soll weiterhin beim
Gemeindevorstand liegen. Sofern der Sonderurlaub jedoch unter der Bedingung gewéhrt wird, dass fiir
die Dauer desselben die Beziige entfallen sowie der Lauf der Dienstzeit und die Vorriickung in hohere
Gehaltsstufen gehemmt sind (vgl. § 36 Abs. 2), kann dies bis zum Ausmal} von 128 Stunden durch den
Biirgermeister erfolgen.
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Zu Z. 85 (§ 115):
Aufgrund der Neubezeichnung des § 63 Abs. 4 als Abs. 5 ist der Verweis anzupassen.

Zu Z. 86 (§ 116):

Die Ubergangsbestimmung des Abs. 2 findet sich nunmehr in § 119 Abs. 6, weshalb sie an dieser Stelle
entfallen kann.

Zu Z.87 (§ 119):
Zu § 119 Abs. 1 und 2:

Die Novelle des GAG 2005 tritt grundsétzlich mit 1. Juli 2024 in Kraft. Lediglich die Regelung betref-
fend die Altersteilzeit (§ 49b) soll — analog zum Inkrafttreten der Novelle des AIVG, BGBI. T Nr.
118/2023, — riickwirkend mit 1. Janner 2024 in Kraft gesetzt werden.

Zu § 119 Abs. 3:

In Abs. 3 wird die Mdglichkeit geschaffen, im Zusammenhang mit den Anderungen im Gehaltssystem
erforderliche Verordnungen (vgl. die Ausfithrungen zu den §§ 57, 63 und 71g) bereits vor dem Inkrafttre-
ten der gegenstindlichen Novelle zu erlassen und mit 1. Juli 2024 in Kraft zu setzen. Damit wird ein
einheitliches Inkrafttreten der notwendigen Bestimmungen sichergestellt.

Zu § 119 Abs. 4:

Im Zuge der gegenstindlichen Novelle werden samtliche bislang durch Verordnungen iiber die Gewah-
rung einer Teuerungszulage und Verordnungen iiber die Gewdhrung einer besonderen Zulage gewdhrten
Zulagen in den Gehaltsschemata (Anlagen 1, la, 4, 4a, 5, 8, 9 und 9a) sowie bei der Kinderzulage (§ 65)
beriicksichtigt. Dadurch befinden sich die Gehaltsansitze und die Kinderzulage einheitlich auf dem Stand
des Jahres 2024. Dementsprechend bedarf es einer Anordnung, dass die durch die genannten Verordnun-
gen gewahrten Zulagen im Anwendungsbereich des GAG 2005 nicht mehr zu beriicksichtigen sind.

Zu § 119 Abs. 5

Die Regelungen betreffend die Elternkarenz und die aufgeschobene Karenz werden im Zuge der gegen-
stindlichen Novelle gedindert (vgl. die Ausfiihrungen zu den §§ 40, 41 und 43). Durch die Ubergangsbe-
stimmung des Abs. 5 wird sichergestellt, dass die bisherigen Regelungen (in der Fassung vor der gegen-
standlichen Novelle) auf Gemeindeangestellte, deren Kinder vor dem 1. Juli 2024 geboren, an Kindes
statt angenommen oder in unentgeltliche Pflege genommen wurden, weiterhin Anwendung finden.

Zu § 119 Abs. 6:

Mit der gegenstiindlichen Regelung soll die bisher in § 116 Abs. 2 bestehende Ubergangsbestimmung bis
zum 1. Oktober 2025 verlangert werden.

Zu Z. 88 (Anlage 1 bis Anlage 9a):
Zu Anlage 1:

In der Anlage 1 ist das ,,Allgemeine Gehaltsschema neu* des ,,Gehaltssystems neu* (vgl. die Ausfithrun-
gen zum 4. Abschnitt) dargestellt. Es orientiert sich bei den Anfangs- und Endgehéltern der jeweiligen
Gehaltsklasse am Gehaltsschema des ,,Gehaltssystems neu® des LBedG 2000.

Um den verdnderten Rahmenbedingungen auf dem Arbeitsmarkt und der verkiirzten Verweildauer von
Bediensteten bei einer Gemeinde Rechnung zu tragen, wird der Erfahrungsanstieg auf Basis des nachfol-
genden Schemas abhidngig von der Gehaltsklasse verkiirzt. Je niedriger die Gehaltsklasse desto weniger
Gehaltsstufen werden vorgesehen, da auch in diesem Bereich die erfahrungsbedingte Lernkurve wesent-
lich steiler verléuft.

Gehaltsklasse Anzahl Gehaltsstufen
1-4 6
5-8 7
9-11 8
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12-14 9
15-17 10
18-23 11

Dariiber hinaus wurde die Leistungsprdmie in der Hohe von 5 % beriicksichtigt und das Gehaltsschema
entsprechend abgesenkt.

Zu Anlage la:

In der Anlage la ist das ,,Allgemeine Gehaltsschema alt* des ,,Gehaltssystems alt™ (vgl. die Ausfiihrun-
gen zum 5. Abschnitt) dargestellt. Diesem liegt das derzeitige Gehaltsschema des GAG 2005 zu Grunde,
welches nunmehr an das Gehaltsschema des ,,Gehaltssystems neu” des LBedG 2000 angepasst wird.
Nachdem im ,,Gehaltssystem alt* im Unterschied zum ,,Gehaltssystem neu des LBedG 2000 weiterhin
keine Abschldge vorgesehen sind, wenn die Bediensteten nicht iiber die notwendige praktische Erfahrung
fiir die konkrete Stelle verfiigen, wird zum Ausgleich das Gehaltsschema in den Gehaltsklassen 1 bis 17
in den hochsten Gehaltsstufen und in den Gehaltsklassen 16 bis 23 in den unteren Gehaltsstufen abge-
senkt.

Um den verdnderten Rahmenbedingungen auf dem Arbeitsmarkt und der verkiirzten Verweildauer von
Bediensteten bei einer Gemeinde Rechnung zu tragen, wird der Erfahrungsanstieg auf Basis des nachfol-
genden Schemas abhingig von der Gehaltsklasse verkiirzt. Je niedriger die Gehaltsklasse desto weniger
Gehaltsstufen werden vorgesehen, da in diesem Bereich auch die erfahrungsbedingte Lernkurve wesent-
lich steiler verlauft.

Gehaltsklasse Anzahl Gehaltsstufen
1-4 6

5-8 7

9-11 8

12-14 9

15-17 10

18-20 11

21-23 12

Dariiber hinaus wurde die Leistungspramie in der Hohe von 5 % beriicksichtigt und das Gehaltsschema
entsprechend abgesenkt.

Zu Anlage 2, 3, 6 und 7:

Aufgrund der gednderten Paragraphenbezeichnungen, auf welche sich die Anlagen 2, 3, 6, und 7 bezie-
hen, werden diese — inhaltlich ansonsten unverdndert — neu erlassen.

Zu Anlage 4 und 4a:

Analog zum ,,Allgemeinen Gehaltsschema neu* und zum ,,Allgemeinen Gehaltsschema alt* werden auch
fir Musikschullehrer ein ,,Gehaltsschema neu fiir Musikschullehrer* und ein ,,Gehaltsschema alt fiir Mu-
sikschullehrer* vorgesehen (vgl. die Ausfithrungen zu § 87). Auf die Ausfiihrungen zu den Anlagen 1 und
la wird sinngemal verwiesen.

Zu Anlage 5 und §8:

In den Gehaltsschemata fiir Krankenanstalten sowie fiir Ausbildungsérzte werden sdmtliche bislang durch
Verordnungen iiber die Gewdhrung einer Teuerungszulage und Verordnungen iiber die Gewédhrung einer
besonderen Zulage gewidhrten Zulagen beriicksichtigt. Dadurch befinden sich auch die Gehaltsansétze
dieser Gehaltsschemata einheitlich auf dem Stand des Jahres 2024.

Zu Anlage 9:

In den Anlagen 9 und 9a ist das ,,Gehaltsschema neu fiir paddagogische Fachkrifte in Kinderbildungs-
und -betreuungseinrichtungen sowie das ,,Gehaltsschema alt fiir pddagogische Fachkrifte in Kinderbil-
dungs- und -betreuungseinrichtungen® dargestellt (vgl. die Ausfiihrungen zu § 85). Diesen wird das ,,All-
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gemeine Gehaltsschema neu” bzw. das ,,Allgemeine Gehaltsschema alt“ zu Grunde gelegt und an die
bereits bestehenden verkiirzten Erfahrungsanstiege angepasst.

Gehaltsklasse Anzahl Gehaltsstufen
7 4
8-13 5

Auf die Ausfithrungen zu den Anlagen 1 und la wird sinngeméaf verwiesen.

Zur Anderung des Gemeindebedienstetengesetzes 1988 (Artikel IV)
ZuZ.1(§24):
Auf die Ausfithrungen zu Art. I § 90 wird sinngemal3 verwiesen.

ZuZ.2 (§ 40):
Auf die Ausfiihrungen zu Art. I § 42d wird sinngemil} verwiesen.

Zu 7.3 (§ 49):

Im Verweis auf § 65 GAG 2005 kann die angeordnete Abweichung entfallen, da nunmehr auch in der
verwiesenen Bestimmung (und damit grundsétzlich fiir sémtliche Gemeindebediensteten) der Sockelbe-
trag zur Kinderzulage vorgesehen wird. Siehe auch die Ausfithrungen zu § 168 Abs. 2 sowie Art. III § 65.

ZuZ.4§73):
Auf die Ausfiihrungen zu Art. II § 70 wird sinngemil verwiesen.

ZuZ.5@§79):
Auf die Ausfiihrungen zu Art. II § 76 wird sinngemil verwiesen.

ZuZ.5 (§ 81):
Auf die Ausfithrungen zu Art. II § 78 wird sinngemil verwiesen.

Zu Z.6 und 7 (§ 123):

Im Hinblick auf die Karenz zur Begleitung von Kindern bei einem Rehabilitationsaufenthalt wird auf die
Ausfiihrungen zu Art. I § 42d und im Hinblick auf die Kinderzulage auf die Ausfithrungen zu § 49 sinn-
gemil verwiesen.

Zu 7. 8 (§ 142):
Auf die Ausfithrungen zu Art. III § 96 Abs. 2 lit. h wird sinngemal3 verwiesen.

ZuZ.9 (§ 155):

Aufgrund des Entfalls der Regelung zum Sockelbetrag in den §§ 49 und 123 soll nunmehr der Sockelbe-
trag nach § 65 GAG 2005 herangezogen werden. Es kommt dadurch zu keinen inhaltlichen Anderungen.
Auf die Ausfiihrungen zu § 49 wird verwiesen.

Zu Z. 10 (§ 168):

Die Novelle des GBedG 1988 tritt mit 1. Juli 2024 in Kraft. Auf die Ausfithrungen zu Art. III § 119
Abs. 4 und 5 wird sinngemaf verwiesen.

Zur Anderung des Landesverwaltungsgerichtsgesetzes (Artikel V)
Zu 7. 1 bis 3 (§ 5):
Zu § 5 Abs. 2 und 6:

Die Regelung des Abs. 2 wird dahingehend ergéinzt, dass das Amt von Mitgliedern des Landesverwal-
tungsgerichtes nicht nur bei einem Amtsverlust nach § 27 StGB, sondern auch bei einem solchen nach
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§ 3k Verbotsgesetz 1947 endet. Ebenso wird die Bestimmung iiber die vorldufige Amtsenthebung in
Abs. 6 entsprechend angepasst. Auf die Ausfiihrungen zu Art. I § 90 wird verwiesen.

Zu § 5 Abs. 5:

Bereits mit der Novelle LGBL.Nr. 69/2019 wurde vorgesehen, dass die Entscheidungen iiber die Amtsent-
hebung eines Mitgliedes und die vorlaufige Enthebung von der Ausiibung des Amtes einem Senat gemal
§ 9 Abs. 3 zukommen sollen. § 5 Abs. 5 soll dementsprechend angepasst werden.

Zu Z. 4 bis 6 (§§ 18 und 19):

Im Hinblick auf die neu geschaffene Karenz zur Begleitung von Kindern bei einem Rehabilitationsauf-
enthalt wird die Zustdndigkeit des Présidenten bzw. der Prisidentin des Landesverwaltungsgerichtes als
Dienstbehorde festgelegt. Auf die Ausfithrungen zu Art. I § 42d wird verwiesen.

Dartiiber hinaus ist in § 19 Abs. 8 der Verweis aufgrund der Neubezeichnung des § 82 anzupassen.

ZuZ.7 (§ 26):

Die Novelle des LVWG-G tritt mit 1. Juli 2024 in Kraft. Aufgrund der in den §§ 18 und 19 enthaltenen
Verweise auf das LBedG 1988 bzw. das LBedG 2000 kommen auch die jeweiligen Inkrafttretens- und
Ubergangsbestimmungen sinngemal} zur Anwendung,.
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Der XXXI. Vorarlberger Landtag hat in seiner 3. Sitzung im Jahr 2024, am 10. Ap-
ril, nach einstimmiger Annahme nachstehenden VP/Griine-Abanderungsan-
trags, das in der Regierungsvorlage, Beilage 32/2024, enthaltene Gesetz in der
gednderten Fassung in 2. Lesung in zwei Teilen — wie folgt — mehrheitlich be-
schlossen:

- im 1. Teil ,, die Punkte 1. bis 3., 7. bis 9., 11., 16. bis 41. und 43. bis 47. des
Artl, den Art I, die Punkte 1. bis 5., 9. bis 11., 13., 17. bis 65. und 67. bis 88.
des Art lll, den Art IV und den Art V“ einstimmig und

- im 2. Teil , die Punkte 4., 5., 6., 10., 12., 13., 14., 15. und 42. des Art | und
die Punkte 6., 7., 8., 12., 14., 15., 16., und 66. des Art llI“ mit den Stimmen
der VP- und NEOS-Fraktion, der Fraktion Die Griinen sowie des fraktionslo-
sen Abg. Hopfner (dagegen: FPO und SPO).

Weiters wurde die Regierungsvorlage, Beilage 32/2024, in der gednderten Fas-
sung noch als Ganzes in 3. Lesung einstimmig beschlossen.

»Die Regierungsvorlage wird wie folgt gedandert:
a) Im Art. | lautet die Z. 47:

,47. Die Anlage 3 wird durch die angeschlossene Anlage 3 (zu § 64 Abs. 3) und
die Anlage 6 durch die angeschlossene Anlage 6 (zu § 82a Abs. 2 iVm § 64) er-
setzt.’

b) Im Art. lll werden die der Regierungsvorlage angeschlossenen Anlagen 3 und
7 durch die diesem Antrag angeschlossenen Anlagen 3 (zu § 58 Abs. 3 und §
71d Abs. 3) und 7 (zu § 71g Abs. 3 iVm § 71d) ersetzt.”

Begriindung:

Im Zuge der Anderungen im Gehaltssystem war es notwendig, auch die Bezeichnung der
Anlagen, welche die Textbausteine fiir die Festlegung der Modellstellen enthalten (Art. | An-
lage 3; Art. lll Anlagen 3 und 7), anzupassen. Inhaltlich sollten die Anlagen unverdndert blei-
ben. Die Behindertenanwaltschaft wies in einer (erst nach Erstellung der Regierungsvorlage
eingelangten) Stellungnahme darauf hin, dass in diesen Anlagen nicht mehr zeitgemdf3e Be-
griffe betreffend Menschen mit Behinderung enthalten seien.

Mit dem vorliegenden Antrag wird dem Anliegen der Behindertenanwaltschaft Rechnung
getragen; die Begrifflichkeiten werden an die heute iibliche Terminologie angepasst (z.B.
»Menschen mit Behinderungen” statt , Behinderter”). Abgesehen von diesen terminologi-
schen Adaptierungen erfolgt keine Anderung.



Anlage 3
(zu 8 64 Abs. 3)

Textbausteine zur Anforderungsart

Wirkungsbereich

Textbausteine X

Anforderungsgrad

Textbausteine Y

Anforderungsgrad

Ausflihrung von gut Uberschaubaren, gleichbleibenden
Wiederholaufgaben innerhalb eines abgegrenzten

Die Téatigkeiten sind rein ausfiihrend. Die unterwiesenen

Aufgabenbereiches. Verstandnis fur Ursachen und 12 16 Arbeitsablaufe sind exakt einzuhalten. Anderungen davon
Zusammenhdnge nur in einem geringen AusmaR nur in Absprache mit vorgesetzten Stellen.
erforderlich.
Ausflihrung von 6fters wechselnden Aufgaben innerhalb Die Ausfiihrungen erfordern 6fters Anpassungen und
eines umfassenden Aufgabenbereiches bzw. in einem 27 31 Optimierungen innerhalb des eigenen Arbeitsbereichs.
abgegrenzten Sachbereich, was Verstandnis fur die Diese werden eigenstandig vorgenommen und haben kaum
Ablauflogik und das Erkennen der Prioritdten erfordert. Folgen fiir nachgelagerte Stellen.
Einsatz in mehreren Sachbereichen bzw. in einem breit Die Ausfiihrungen erfordern immer wieder die Planung von
umfassenden Sachbereich mit Resultatsverantwortung, ) 6 Ablaufen nach Richtlinien, Schemata, Gewohnheit oder
was Verstandnis fur die Ablauflogik und fiir die Vernetzung Erfahrung. Dies hat Auswirkungen auf benachbarte
der Sachbereiche erfordert. Stellen, Kunden oder Dritte.
Die eigenen Planungs- und Einteilungs-Aktivitaten sind auf
individuelle, wechselnde Situationen auszurichten. Daraus
Umfassender Einsatz in einem Uberschaubaren, entstehen erhebliche kurz- bis mittelfristige Auswirkungen
abgegrenzten Fachbereich. Ursachen und Zusammenhange 57 61 auf das Ergebnis/die Leistung (Produktivitat) des eigenen
missen durchschaut werden. Organisationsbereichs oder anderer Bereiche der
Organisation, auf Kunden oder externe
Ansprechpartnerinnen.
Die eigenen Aktivitaten haben innovativen,
Flachendeckende Bearbeitung eines breiten, umfassenden konzeptionellen Charakter und damit erhebliche mittel-
Fachbereichs mit starker Vernetzung innerhalb der 68 77 und langerfristige Auswirkungen auf das Ergebnis/die
Organisation. Leistung des eigenen oder anderer Organisationsbereiche,
auf Kunden und externe Ansprechpartnerinnen.
Die eigenen Aktivitaten flihren zu grundsatzlichen
Umfassende flachendeckende Bearbeitung mehrerer Konzeptionen (Unternehmensstrategien) und haben damit
anspruchsvoller Fachbereiche. Erfordert wichtige 81 94 massive langerfristige Auswirkungen auf das
fachbereichstibergreifende Aktivitaten. Leistungsangebot und das Ergebnis des eigenen und
anderer Unternehmensbereiche.
Umfassende Bearbeitung eines weit vernetzten
Unternehmensbereiches mit weitreichender 94

Handlungskompetenz und Gesamtverantwortung.




Textbausteine zur Anforderungsart
Entscheidungskompetenz

Textbausteine X Textbausteine Y

Anforderungsgrad  Anforderungsgrad

Bei der Bearbeitung der zugeteilten Aufgaben wird laufend
16 16 unterstitzt und betreut. Die Ausfiihrungen werden
Uberpriift.

Die Aufgaben werden nach detaillierten, genauen kurzen
Anweisungen und Uberwachter Einarbeit ausgefiihrt.

Die Aufgaben werden nach summarischen, pauschalen
Auftragen, oder auch mehrstufigem Arbeitsplan oder nach
eingespielter/eingelibter Routine ausgefiihrt, was eigene
Festlegungen in Details erfordert.

Bekannte Aufgaben werden mehrheitlich selbstandig
31 31 ausgefiihrt. Bei neuen Aufgaben wird Unterstiitzung
geboten. Fallweise Uberpriifung der Ausfiihrungen.

Bearbeitung eines Aufgabenbereichs nach klar in Normen, Weitgehend selbstdndige Bearbeitung der zugeteilten
Handblchern oder sonstigen Regelungen festgelegten 46 46 Aufgaben. In der Regel Selbstliberprifung der
Rahmenvorgaben, was einfache Ermessensentscheide im Ausfiihrungen. Das erfordert auch eigenstandige
bekannten Losungsspektrum erfordert. Entscheide.

Bearbeitung eines Aufgabenbereichs mit mehreren

verschiedenen Schwerpunkten (z.B. fachliche und Neben der selbstdandigen Ausflihrung der eigenen Aufgaben
administrative) nach groben Rahmenvorgaben. Das 61 61 werden Andere (Mitarbeiter, Behorden, Kunden, etc.) in
erfordert Ausarbeitung neuer Losungen, abgeleitet aus einem oder mehreren Sachbereichen fachlich betreut.

bekannten, erprobten Fallen.

Bearbeitung anspruchsvoller Probleme nach konkreten
Zielvorgaben mit breitem Handlungsspielraum auch in der 77 77
Wahl der Mittel.

Laufend fachliche Betreuung Anderer im einem
Fachbereich.

Umfassende Bearbeitung anspruchsvoller Probleme nach
generellen, groben Zielvorgaben, die es selbst zu 94 94
prazisieren gilt. Weitreichende Handlungskompetenz.

Weitlaufige, vernetzte fachliche Betreuung von
Mitarbeitern in mehreren Themen- oder Fachbereichen.

Textbausteine zur Anforderungsart
Fachkompetenz

Textbausteine X Textbausteine Y

Anforderungsgrad  Anforderungsgrad

Zur Erfullung der Anforderungen bedarf es einer Anlernzeit

10 15 sowie praktischer Erfahrung von etwa 6 Monaten.
von mehreren Monaten.
Zur Erfullung der Anforderungen bedarf es eines . .
Lehrabschlusses ohne Zweckausbildung. 25 30 sowie praktischer Erfahrung von etwa 1 Jahr.
Zur Erfiillung der Anforderungen bedarf es eines 40 45 sowie praktischer Erfahrung von etwa 2 Jahren.

Lehrabschlusses mit Zweckausbildung (kfm. Fachschule)

Zur Erfullung der Anforderungen bedarf es eines

Lehrabschlusses mit Zusatzausbildung im Ausmal von ca.

150 Unterrichtseinheiten (im Rahmen einer 46 59 sowie praktischer Erfahrung von etwa 3 Jahren.
Einzelausbildung bzw. in Form eines individuell auf die

Funktion zugeschnittenen Curriculums).

Zur Erfullung der Anforderungen bedarf es einer

Meisterprifung oder AHS. 55 71 sowie praktischer Erfahrung von etwa 4 Jahren.

Zur Erfullung der Anforderungen bedarf es einer BHS. 65 83 sowie praktischer Erfahrung von etwa 5 Jahren.

Zur Erfullung der Anforderungen bedarf es einer BHS mit

Zusatzausbildung im AusmaR von ca. 300

Unterrichtseinheiten (im Rahmen einer Einzelausbildung 69 94 sowie praktischer Erfahrung von mehr als 5 Jahren.
bzw. in Form eines individuell auf die Funktion

zugeschnittenen Curriculums).

Zur Erfullung der Anforderungen bedarf es einer Ausbildung

zum Bachelor (Uni / FH). 74
Zur Erfullung der Anforderungen bedarf es einer Ausbildung

zum Bachelor mit Zusatzausbildung oder FH 79
Magister alt.

Zur Erfullung der Anforderungen bedarf es einer

Ausbildung zum Master (FH / Uni), FH Magister mit 84

Zusatzausbildung oder Uni Magister.

Zur Erfullung der Anforderungen bedarf es einer
Ausbildung zum Master mit Zusatzausbildung (FH / Uni) 89
oder Uni Magister mit Zusatzausbildung oder Uni Dipl. Ing.

Zur Erfullung der Anforderungen bedarf es eines Doktorats
mit Zusatzausbildung oder einer Ausbildung zum Uni Dipl. 94
Ing. mit Zusatzausbildung.




Textbausteine zur Anforderungsart
Kommunikation/Kundenorientierung

Textbausteine X

Anforderungsgrad

Textbausteine Y

Anforderungsgrad

Abgesehen vom Kontakt mit dem eigenen Vorgesetzten
erfordert der Arbeitsablauf das Entgegennehmen von

Dabei geht es um Kontakte mit Kunden oder

. I . . . 16 16 Arbeitskollegen im eigenen Tatigkeitsablauf. Auskiinfte
Informationen und kurzen miindlichen Hinweisen mit evtl. . .
. . ohne tiefere Hinterfragung von Fachaspekten.
einfachen Riickfragen.
Abgesehen vom Kontakt mit dem eigenen Vorgesetzten Dabei geht es ngben Elnzelkon.tak.'.cen .auch um Kontakte mit
. - . o Kunden oder Dritten auf zumeist dhnlichen
erfordert der Arbeitsablauf Ublicherweise gegenseitigen 31 31 . . . . . u
. Positionsniveau. Fachliche Auskiinfte eingeschrankt auf
Info-Austausch mit Riickfragen. X . .
den eigenen Arbeitsbereich.
Der Schwerpunkt der Beratung liegt in der Empfehlung von Ansprechpartner sind in der Regel externe Personen im
MaRnahmen, Produkten oder Vorgehensweisen in Routine- 46 46 eingespielten Kontakt und/oder fallweise Mitarbeiterinnen
fallen, was Abklarungen zur speziellen Situation erfordert. der internen mittleren Fiihrungsebene.
Der Schwerpunkt der Beratung liegt in der I?mpf.ehlung von Ansprechpartner sind in der Regel externe fachlich
Produkten, MaRnahmen und Vorgehensweisen in v
L . . 61 61 anspruchsvolle Personen und/oder regelméaRig
individuellen Problemstellungen, was Situationsanalysen . . . . .
L Mitarbeiterlnnen der internen mittleren Fiihrungsebene.
und Optimierungen erfordert.
Ansprechpartner sind in der Regel externe Vertreter der 2.
Verhandlungen in Vorhaben nach bewdhrtem Ablauf in Flhrungsebene, verantwortlich fur ihren
sppogn 77 77 L . . . .
bekannten Geschaftsfallen. Organisationsbereich, oder fallweise Mitarbeiterinnen der
internen oberen Flihrungsebene.
Ansprechpartner sind in der Regel externe
Verhandlungen in umfassenden variierenden Vorhaben 04 04 Geschéftsleitungen, Entscheidungstréager in Politik /

und grundsatzlichen Geschaftsfallen.

offentlicher Verwaltung und/oder intern laufend hohe
Ebene.

Textbausteine zur Anforderungsart
Flihrungskompetenz-Linie

Textbausteine X

Anforderungsgrad

Textbausteine Y

Anforderungsgrad

Zur Stelle gehoren Fiihrungsaufgaben im Sinne direkter

Die Personalbetreuung reicht etwa bis zu 3 direkt und

Fhrung von ausfiihrenden Mitarbeiterinnen, die mit 19 16 . . R .
X ) indirekt zugewiesenen Mitarbeitern.
Routineaufgaben befasst sind.
Zur Stelle gehoren Fiihrungsaufgaben im Sinne direkter
Flhrung von Mitarbeiterinnen, die in ihrem Sach- Die Personalbetreuung reicht etwa bis zu 6 direkt bzw.
. o . 37 31 . . .
/Fachbereich mit einem breiten Aufgabenspektrum befasst indirekt unterstellten Mitarbeitern.
sind.
ZHr Stelle gehoren Fuhru.ngs.aufgaben im Sinne direkter Die Personalbetreuung reicht etwa bis zu 12 direkt bzw.
Flhrung von Experten, die einen anspruchsvollen 56 46 . . .
. P indirekt unterstellten Mitarbeitern.
Fachbereich selbstdandig wahrnehmen.
Zur Stelle gehoren Fiihrungsaufgaben im Sinne von 75 61 Die Personalbetreuung reicht etwa bis zu 25 direkt bzw.
Flhrung von mehreren unterstellten Fiihrungsebenen. indirekt unterstellten Mitarbeitern.
Zur Stelle gehoren Fiihrungsaufgaben im Sinne von 94 77 Die Personalbetreuung reicht etwa bis zu 50 direkt bzw.
FUhrung ganzer Unternehmensbereiche. indirekt unterstellten Mitarbeitern.
o4 Die Personalbetreuung umfasst mehr als 50 direkt oder

indirekt unterstellte Mitarbeiter.




Textbausteine zur Anforderungsart
Fihrungskompetenz Projekt/Fach

Textbausteine X Textbausteine Y

Anforderungsgrad  Anforderungsgrad

Fachliche Uberpriifung von Arbeitsresultaten von Teams

oder Gruppen. Kontrolle von Arbeitsablaufen. Das 16 16 Einsatz und Wirkung beziehen sich auf einen klar
erfordert auch Information und Unterweisung von definierten Aufgabenbereich und/oder Ablauf.
Kollegen.

Erteilen von Auftragen im Team, Fortschritts- und
Ergebniskontrolle. Organisatorische Auftragsabwicklung.
Einarbeit, Unterweisung von Kollegen. Bericht zur
Arbeitssituation an Vorgesetzte.

Einsatz und Wirkung beziehen sich auf einen Sachbereich,
31 31 der mehrere verschiedene Aufgaben und Ablaufe in
fachtechnischer und organisatorischer Hinsicht umfasst.

Fachliche Fiihrung tiber klassische Team- oder

Bereichsgrenzen hinweg. Planung, Auftragserteilung, Einsatz und Wirkung beziehen sich auf einen klar
Kontrolle und Resultatabnahme. Koordinationsaufgaben. 46 46 definierten Fachbereich mit vertrauten Technologien und
Durchsetzung von Vorgaben, Richtlinien. Systemen.

Prozessverantwortung im zugeteilten Fachbereich.

Fachliche Fiihrung in konflikttrachtigen Belangen tber
klassische Team- oder Bereichsgrenzen hinweg.
Koordination von Bereichen mit divergierenden
Zielsetzungen.

Einsatz und Wirkung beziehen sich auf einen komplexen
61 61 Fachbereich mit starker Vernetzung innerhalb der
Organisation.

Projektleitung in umfassenden Vorhaben, bei deren
Realisierung die Beteiligten von weitgehend gleichen
akzeptierten Zielsetzungen ausgehen
(Investitionsvorhaben, Einfiihrung von Systemen...).

Einsatz und Wirkung beziehen sich auf mehrere
77 77 anspruchsvolle Fachbereiche mit starker Vernetzung
innerhalb der Organisation.

Projektleitung in umfassenden Vorhaben, bei deren

Realisierung die Beteiligten zum Teil von erheblich 94 94 Einsatz und Wirkung beziehen sich auf einen gesamten
divergierenden Zielsetzungen ausgehen (konflikttrachtige Unternehmensbereich oder die gesamte Organisation.
Konzeptionen und deren Realisierung).

Textbausteine zur Anforderungsart
Korperliche Beanspruchung

Textbausteine X Textbausteine Y
Anforderungsgrad  Anforderungsgrad

Der anstrengende Teil der Ausfiihrungen erfordert im

wesentlichen Hand- und Armarbeit im Sitzen. ? > Diese Beanspruchung erfolgt gelegentlich.

Der anstrengende Teil der Ausfiihrungen erfordert im Die Dauer dieser Beanspruchung erstreckt sich in der

wesentlichen Hand- und Armarbeit im Stehen. 9 14 Regel ca. 10% der Arbeitszeit.
Der anstrengende Teil der Ausflihrungen erfordert im 33 33 Die Dauer dieser Beanspruchung erstreckt sich in der
wesentlichen Hand- und Armarbeit im Gehen. Regel ca. 35% der Arbeitszeit.
Der anstrengende Teil der Ausfiihrungen erfordert im . . o

Die D d B h treckt sich in d
Wesentlichen den Einsatz des ganzen Kdrpers bei gutem 56 56 e Dauer dieser Beanspruchung erstreckt sich In der

X Regel ca. 70% der Arbeitszeit.
Bewegungsfreiraum.

Der anstrengende Teil der Ausfiihrungen erfordert im
Wesentlichen den Einsatz des ganzen Kérpers bei 94 94
eingeschranktem Bewegungsfreiraum.

Die Dauer dieser Beanspruchung erstreckt sich in der
Regel Uber anndhernd die ganze Arbeitszeit.




Textbausteine zur Anforderungsart
Umwelteinflisse

Textbausteine X Textbausteine Y

Anforderungsgrad  Anforderungsgrad

Die Ausfiihrungen werden behindert durch einen
Umgebungseinfluss schwacher Intensitat (Larm,
Lichtmangel, Blendung, Geruch, Schmutz, Chemie, Hitze,
Kalte, Durchzug, Ndsse, Feuchtigkeit, rdumliche Enge,
Unfallgefahr, laufend hohe Aufmerksamkeit/Konzentration
zur Vermeidung von Unfallen/Schaden).

9 5 Diese Beanspruchung erfolgt gelegentlich.

Die Ausfiihrungen werden behindert durch einen

Umgebungseinfluss mittlerer Intensitat (Larm, Lichtmangel,

Blendung, Geruch, Schmutz, Chemie, Hitze, Kalte, 19 14 Die Dauer dieser Beanspruchung erstreckt sich in der
Durchzug, Néasse, Feuchtigkeit, raumliche Enge, Regel bis zu ca. 10% der Arbeitszeit.

Unfallgefahr, laufend hohe Aufmerksamkeit/Konzentration

zur Vermeidung von Unfallen/Schaden).

Die Ausfiihrungen werden behindert durch einen

Umgebungseinfluss starker Intensitat (Larm, Lichtmangel,

Blendung, Geruch, Schmutz, Chemie, Hitze, Kalte, 33 33 Die Dauer dieser Beanspruchung erstreckt sich in der
Durchzug, Néasse, Feuchtigkeit, raumliche Enge, Regel bis zu ca. 35% der Arbeitszeit.

Unfallgefahr, laufend hohe Aufmerksamkeit/Konzentration

zur Vermeidung von Unfillen/Schaden).

Die Ausfiihrungen werden behindert durch mehrere

Umgebungseinflisse schwacher Intensitat (Larm,

Lichtmangel, Blendung, Geruch, Schmutz, Chemie, Hitze, 56 56 Die Dauer dieser Beanspruchung erstreckt sich in der
Kalte, Durchzug, Nasse, Feuchtigkeit, rdumliche Enge, Regel bis zu ca. 70% der Arbeitszeit.

Unfallgefahr, laufend hohe Aufmerksamkeit/Konzentration

zur Vermeidung von Unfillen/Schaden).

Die Ausfiihrungen werden behindert durch mehrere

Umgebungseinflisse mittlerer Intensitat (Larm,

Lichtmangel, Blendung, Geruch, Schmutz, Chemie, Hitze, 04 04 Die Dauer dieser Beanspruchung erstreckt sich in der
Kalte, Durchzug, Nasse, Feuchtigkeit, rdumliche Enge, Regel Uber anndhernd die ganze Arbeitszeit.
Unfallgefahr, laufend hohe Aufmerksamkeit/Konzentration

zur Vermeidung von Unfallen/Schaden).

Textbausteine zur Anforderungsart
Passive psychische Belastung

Textbausteine X Textbausteine Y

Anforderungsgrad  Anforderungsgrad

Der Einsatz erfolgt in Situationen, die beruflich wenig oder
nur indirekt mit Menschen mit herausforderndem
Verhalten und Erkrankungen oder Behinderungen anderer
zu tun haben. Solche Einfliisse sind daher nicht relevant.

0 0 Die Haufigkeit und Dauer der Belastung ist nicht relevant.

Die Auslibung der Funktion ist vorranging ausgerichtet auf

an sich gesunde, jedoch schwierige, auch aggressive

Personen, was Konfrontationen und Konflikte mit sich 24 24 Solche Situationen ergeben sich wochentlich.
bringt. Stelleninhaberinnen sind in der Regel im Umgang

mit solchen Situationen geschult.

Die Auslibung der Funktion ist vorranging ausgerichtet auf

Pflege und Betreuung von Menschen mit Erkrankungen

oder Behinderungen. Die damit verbundene Konfrontation 47 47 Solche Situationen ergeben sich taglich.
erfordert von dem / der Stelleninhaberln besonderes

Einfuhlungsvermdgen und Festigkeit.

Die Auslibung der Funktion ist vorranging ausgerichtet auf

Pflege und Betreuung von Menschen mit schwerwiegenden

Erkrankungen oder Behinderungen. Die damit verbundene 70 70 Solche Situationen ergeben sich mehrmals taglich.
Konfrontation erfordert von dem / der Stelleninhaberin

auRerordentliche Geduld und Uberwindung.

Die Auslibung der Funktion ist vorrangig ausgerichtet auf
Pflege und Betreuung Schwerstkranker, Sterbender oder 94 94 Solche Situationen ergeben sich laufend.
erfordert Verrichtungen an Toten.




Anlage 6
(zu 8 82a Abs. 2iVm § 64)

Textbausteine zur Anforderungsart
Fachkompetenz

Textbausteine X Textbausteine Y

Anforderungsgrad Anforderungsgrad

Zur Erflllung der Anforderungen bedarf es einer Anlernzeit

11 16 sowie praktischer Erfahrung von etwa 6 Monaten.
von mehreren Monaten.

Zur Erflllung der Anforderungen bedarf es eines

Lehrabschlusses ohne Zweckausbildung. 28 32 sowie praktischer Erfahrung von etwa 1 Jahr.

Zur Erflllung der Anforderungen bedarf es eines
Lehrabschlusses (3 Jahre) mit Zweckausbildung oder einer 40 48 sowie praktischer Erfahrung von etwa 2 Jahren.
kfm. Fachschule.

Zur Erflllung der Anforderungen bedarf es eines
Lehrabschlusses (3 Jahre) mit Zweckausbildung (kfm.
Fachschule) und mit Zusatzausbildung im Ausmal von ca.

150 Unterrichtseinheiten (im Rahmen einer 45 64 sowie praktischer Erfahrung von etwa 3 Jahren.
Einzelausbildung bzw. in Form eines individuell auf die

Funktion zugeschnittenen Curriculums).

Zur Erfiillung der Anforderungen bedarf es eines 50 80 sowie praktischer Erfahrung von etwa 4 Jahren.

Lehrabschlusses (> 3 Jahre) ohne Zusatzausbildung.

Zur Erflllung der Anforderungen bedarf es eines

Lehrabschlusses (> 3 Jahre) mit Zusatzausbildung im

Ausmal von ca. 150 Unterrichtseinheiten (im Rahmen der 55 96 sowie praktischer Erfahrung von etwa 5 Jahren.
Einzelausbildung bzw. in Form eines individuell auf die

Funktion zugeschnittenen Curriculums).

Zur Erflllung der Anforderungen bedarf es einer

Meisterpriifung oder AHS. 65 112 sowie praktischer Erfahrung von mehr als 5 Jahren.
Zur Erflllung der Anforderungen bedarf es einer BHS / Kfm.

oder einer AHS mit Zusatzausbildung oder einer

Meisterprifung mit Zusatzausbildung im AusmaR von ca. 70

300 Unterrichtseinheiten (im Rahmen einer
Einzelausbildung bzw. in Form eines individuell auf die
Funktion zugeschnittenen Curriculums).

Zur Erflllung der Anforderungen bedarf es einer BHS /

techn. oder einer BHS / Kfm. mit Zusatzausbildung im

AusmaR von ca. 300 Unterrichtseinheiten (im Rahmen einer 76
Einzelausbildung bzw. in Form eines individuell auf die

Funktion zugeschnittenen Curriculums).

Zur Erfiillung der Anforderungen bedarf es einer BHS /

techn. mit Zusatzausbildung im AusmaR von ca. 300
Unterrichtseinheiten (im Rahmen einer Einzelausbildung 82
bzw. in Form eines individuell auf die Funktion

zugeschnittenen Curriculums).

Zur Erflllung der Anforderungen bedarf es einer Ausbildung

zum Bachelor (Uni / FH). 88

Zur Erflllung der Anforderungen bedarf es einer Ausbildung

zum Bachelor mit Zusatzausbildung oder FH Magister alt. o4

Zur Erflllung der Anforderungen bedarf es einer Ausbildung
zum Master (FH / Uni), FH Magister mit Zusatzausbildung 100
oder Uni Magister.

Zur Erflllung der Anforderungen bedarf es einer Ausbildung
zum Master mit Zusatzausbildung (FH / Uni) oder Uni 106
Magister mit Zusatzausbildung oder Uni Dipl. Ing.

Zur Erflllung der Anforderungen bedarf es einer Ausbildung

zum Uni Dipl. Ing. mit Zusatzausbildung. 112




Textbausteine zur Anforderungsart
Entscheidungskompetenz

Textbausteine X

Anforderungsgrad

Textbausteine Y

Anforderungsgrad

Die Aufgaben werden nach detaillierten, genauen kurzen
Anweisungen und Uberwachter Einarbeit ausgefihrt. 17

Bei der Bearbeitung der zugeteilten Aufgaben wird laufend
17 unterstitzt und betreut. Die Ausfiihrungen werden
Uberpriift.

Die Aufgaben werden nach summarischen, pauschalen
Auftragen, oder auch mehrstufigem Arbeitsplan oder nach

Bekannte Aufgaben werden mehrheitlich selbststandig

R ) L . . . 34 34 ausgefiihrt. Bei neuen Aufgaben wird Unterstiitzung
eingespielter/eingelibter Routine ausgefiihrt, was eigene L . N
. . geboten. Fallweise Uberpriifung der Ausfiihrungen.
Festlegungen in Details erfordert.
Bearbeitung eines Aufgabenbereichs nach klar in Normen, Weitgehend selbstdndige Bearbeitung der zugeteilten
Handblchern oder sonstigen Regelungen festgelegten 51 51 Aufgaben. In der Regel Selbstliberprifung der
Rahmenvorgaben, was einfache Ermessensentscheide im Ausfiihrungen. Das erfordert auch eigenstandige
bekannten Losungsspektrum erfordert. Entscheide.
Bearbe?ltung eines Aufgabenbereichs mit mehreren Neben der selbstdndigen Ausfiihrung der eigenen
verschiedenen Schwerpunkten (z.B. fachliche und . . -
L. . Aufgaben werden Andere (Mitarbeiter, Behorden, Kunden,
administrative) nach groben Rahmenvorgaben. Das 68 68 L . .
. . . etc.) in einem oder mehreren Sachbereichen fachlich
erfordert Ausarbeitung neuer Losungen, abgeleitet aus
w betreut.
bekannten, erprobten Fallen.
Bearbeit hsvoller Probl h konkret
.ear ettung anépruc. svorerrro eme.nac onkre .en Laufend fachliche Betreuung Anderer in einem
Zielvorgaben mit breitem Handlungsspielraum auch in der 90 90 )
. Fachbereich.
Wahl der Mittel.
Umfassende Bearbeitung anspruchsvoller Probleme nach Weitlsufige. vernetzte fachliche Betreuung von
generellen, groben Zielvorgaben, die es selbst zu 112 112 ge &

prazisieren gilt. Weitreichende Handlungskompetenz.

Mitarbeitern in mehreren Themen- oder Fachbereichen.

Textbausteine zur Anforderungsart
Wirkungsbereich

Textbausteine X

Anforderungsgrad

Textbausteine Y

Anforderungsgrad

Ausflihrung von gut Uberschaubaren, gleichbleibenden
Wiederholaufgaben innerhalb eines abgegrenzten
Aufgabenbereiches. Verstandnis fiir Ursachen und 13
Zusammenhange nur in einem geringen AusmaR

erforderlich.

Die Tatigkeiten sind rein ausfiihrend. Die unterwiesenen
17 Arbeitsablaufe sind exakt einzuhalten. Anderungen davon
nur in Absprache mit vorgesetzten Stellen.

Ausflihrung von 6fters wechselnden Aufgaben innerhalb
eines umfassenden Aufgabenbereiches bzw. in einem

Die Ausfiihrungen erfordern 6fters Anpassungen und
Optimierungen innerhalb des eigenen Arbeitsbereichs.

abgegrenzten Sachbereich, was Verstandnis fur die 27 34 Diese werden eigenstandig vorgenommen und haben
Ablauflogik und das Erkennen der Prioritdten erfordert. kaum Folgen fiir nachgelagerte Stellen.

Einsatz in mehreren Sachbereichen bzw. in einem breit Die Ausfiihrungen erfordern immer wieder die Planung von
umfassenden Sachbereich mit Resultatsverantwortung, was a4 51 Ablaufen nach Richtlinien, Schemata, Gewohnheit oder

Verstandnis fur die Ablauflogik und fiir die Vernetzung der
Sachbereichs erfordert.

Erfahrung. Dies hat Auswirkungen auf benachbarte Stellen,
Kunden oder Dritte.

Umfassender Einsatz in einem Uiberschaubaren,
abgegrenzten Fachbereich. Ursachen und Zusammenhéange 61
missen durschaut werden.

Die eigenen Planungs- und Einteilungs-Aktivitaten sind auf
individuelle, wechselnde Situationen auszurichten. Daraus
entstehen erhebliche kurz- bis mittelfristige Auswirkungen

68 auf das Ergebnis/die Leistung (Produktivitit) des eigenen
Organisationsbereichs oder anderer Bereiche der
Organisation, auf Kunden oder externe
Ansprechpartnerinnen.

Flachendeckende Bearbeitung eines breiten, umfassenden
Fachbereichs mit starker Vernetzung innerhalb der 78
Organisation.

Die eigenen Aktivitaten haben innovativen,
konzeptionellen Charakter und damit erhebliche mittel-

90 und langerfristige Auswirkungen auf das Ergebnis/die
Leistung des eigenen oder anderer Organisationsbereiche,
auf Kunden und externe Ansprechpartnerinnen.

Umfassende flaichendeckende Bearbeitung mehrerer
anspruchsvoller Fachbereiche. Erfordert wichtige 95
fachbereichsiibergreifende Aktivitaten.

Die eigenen Aktivitaten flihren zu grundsatzlichen
Konzeptionen (Unternehmensstrategien) und haben damit

112 massive langerfristige Auswirkungen auf das
Leistungsangebot und das Ergebnis des eigenen und
anderer Unternehmensbereiche.

Umfassende Bearbeitung eines weit vernetzten
Unternehmensbereiches mit weitreichender 112
Handlungskompetenz und Gesamtverantwortung.




Textbausteine zur Anforderungsart
Kommunikation/Kundenorientierung

Textbausteine X

Anforderungsgrad

Textbausteine Y

Anforderungsgrad

Abgesehen vom Kontakt mit dem eigenen Vorgesetzten
erfordert der Arbeitsablauf das Entgegennehmen von

Dabei geht es um Kontakte mit Kunden oder

. . . . . 17 17 Arbeitskollegen im eigenen Tatigkeitsablauf. Auskiinfte
Informationen und kurzen miindlichen Hinweisen mit evtl. . .
X . ohne tiefere Hinterfragung von Fachaspekten.
einfachen Ruckfragen.
Abgesehen vom Kontakt mit dem eigenen Vorgesetzten Dabei geht es neben Einzelkontakten auch um Kontakte
erfordert der Arbeitsablauf Gblicherweise gegenseitigen mit Kunden oder Dritten auf zumeist dhnlichen
oo 34 34 - . ) . . "
Info-Austausch mit Riickfragen. Positionsniveau. Fachliche Auskiinfte eingeschrankt auf
den eigenen Arbeitsbereich.
Der Schwerpunkt der Beratung liegt in der E.mpfe.hlung von Ansprechpartner sind in der Regel externe Personen im
MaRnahmen, Produkten oder Vorgehensweisen in R R v
e . . . . 51 51 eingespielten Kontakt und/oder regelmaRig
Routinefallen, was Abklarungen zur speziellen Situation R . R . .
Mitarbeiterinnen der internen mittleren Flihrungsebene.
erfordert.
Der Schwerpunkt der Beratung liegt in der If.mpf.ehlung von Ansprechpartner sind in der Regel externe fachlich
Produkten, MaRnahmen und Vorgehensweisen in n
S . . 68 68 anspruchsvolle Personen und/oder regelmaRig
individuellen Problemstellungen, was Situationsanalysen . . . . .
S Mitarbeiterlnnen der internen mittleren Fiihrungsebene.
und Optimierungen erfordert.
Ansprechpartner sind in der Regel externe Vertreter der 2.
Verhandlungen in Vorhaben nach bewahrtem Ablauf in 90 90 FUhrungsebene, verantwortlich fur ihren
bekannten Geschaftsfallen. Organisationsbereich, oder fallweise Mitarbeiterinnen der
internen oberen Flihrungsebene.
Ansprechpartner sind in der Regel externe
Verhandlungen in umfassenden variierenden Vorhaben und 112 112 Geschéftsleitungen, Entscheidungstrager in Politik /

grundsatzlichen Geschaftsfallen.

offentlicher Verwaltung und / oder intern laufend hohe
Ebene.

Textbausteine zur Anforderungsart
Fiihrungskompetenz-Linie

Textbausteine X

Anforderungsgrad

Textbausteine Y

Anforderungsgrad

Zur Stelle gehéren Fihrungsaufgaben im Sinne direkter
FUhrung von ausfihrenden Mitarbeiterinnen, die mit 22
Routineaufgaben befasst sind.

Die Personalbetreuung reicht etwa bis zu 3 direkt und

17 - . R .
indirekt zugewiesenen Mitarbeitern.

Zur Stelle gehéren Fihrungsaufgaben im Sinne direkter
Flhrung von Mitarbeiterinnen, die in ihrem Sach-

Die Personalbetreuung reicht etwa bis zu 6 direkt bzw.

/Fachbereich mit einem breiten Aufgabenspektrum befasst a4 34 indirekt unterstellten Mitarbeitern.
sind.
Zl.'.lr Stelle gehoren Fuhruhgsgufgaben im Sinne direkter Die Personalbetreuung reicht etwa bis zu 12 direkt bzw.
FUhrung von Experten, die einen anspruchsvollen 66 51 - . .

) 5 indirekt unterstellten Mitarbeitern.
Fachbereich selbstdndig wahrnehmen.
Zur Stelle gehéren Fiihrungsaufgaben im Sinne von Fihrung 89 68 Die Personalbetreuung reicht etwa bis zu 25 direkt bzw.
von mehreren unterstellten Fihrungsebenen. indirekt unterstellten Mitarbeiterinnen.
Zur Stelle gehoéren Fiihrungsaufgaben im Sinne von Fuhrung 112 % Die Personalbetreuung reicht etwa bis zu 50 direkt bzw.
ganzer Unternehmensbereiche. indirekt unterstellten Mitarbeiterinnen.

112 Die Personalbetreuung umfasst mehr als 50 direkt bzw.

indirekt unterstellte Mitarbeiterinnen.




Textbausteine zur Anforderungsart
Fihrungskompetenz Projekt/Fach

Textbausteine X
Anforderungsgrad

Textbausteine Y

Anforderungsgrad

Fachliche Uberpriifung von Arbeitsresultaten von Teams
oder Gruppen. Kontrolle von Arbeitsablaufen. Das erfordert 17
auch Information und Unterweisung von Kollegen.

Einsatz und Wirkung beziehen sich auf einen klar

17 definierten Aufgabenbereich und/oder Ablauf.

Erstellen von Auftréagen im Team, Fortschritts- und
Ergebniskontrolle. Organisatorische Auftragsabwicklung.
Einarbeit, Unterweisung von Kollegen. Bericht zur
Arbeitssituation an Vorgesetzte.

34

Einsatz und Wirkung beziehen sich auf einen Sachbereich,
34 der mehrere verschiedene Aufgaben und Ablaufe in
fachtechnischer und organisatorischer Hinsicht umfasst.

Fachliche Fiihrung tber klassische Team- oder

Bereichsgrenzen hinweg. Planung, Auftragserteilung,

Kontrolle und Resultatabnahme. Koordinationsaufgaben. 51
Durchsetzung von Vorgaben, Richtlinien.

Prozessverantwortung im zugeteilten Fachbereich.

Einsatz und Wirkung beziehen sich auf einen klar
51 definierten Fachbereich mit vertrauten Technologien und
Systemen.

Fachliche Fiihrung in konflikttrachtigen Belangen tber
klassische Team- oder Bereichsgrenzen hinweg.

Einsatz und Wirkung beziehen sich auf einen komplexen

o . g . 68 68 Fachbereich mit starker Vernetzung innerhalb der
Koordination von Bereichen mit divergierenden -
. Organisation.
Zielsetzungen.
PI’OJ?k.ﬂeItUI"Ig.In umf.a.ssenden Vorhaben, bei de.ren Einsatz und Wirkung beziehen sich auf mehrere
Realisierung die Beteiligten von weitgehend gleichen . K
) ) 90 90 anspruchsvolle Fachbereiche mit starker Vernetzung
akzeptierten Zielsetzungen ausgehen ) -
L N innerhalb der Organisation.
(Investitionsvorhaben, Einfiihrung von Systemen...).
Projektleitung in umfassenden Vorhaben, bei deren
Realisierung die Beteiligten zum Teil von erheblich 112 112 Einsatz und Wirkung beziehen sich auf einen gesamten

divergierenden Zielsetzungen ausgehen (konflikttrachtige
Konzeptionen und deren Realisierung).

Unternehmensbereich oder die gesamte Organisation.

Textbausteine zur Anforderungsart
Korperliche Beanspruchung

Textbausteine X

Textbausteine Y

Anforderungsgrad Anforderungsgrad

Der anstrengende Teil der Ausfiihrungen erfordert im . .
wesentlichen Hand- und Armarbeit im Sitzen. = 6 Diese Beanspruchung erfolgt gelegentlich.
Der anstrengende Teil der Ausfiihrungen erfordert im 2 16 Die Dauer der Beanspruchung erstreckt sich in der Regel
wesentlichen Hand- und Armarbeit im Stehen. ca. 10% der Arbeitszeit.
Der anstrengende Teil der Ausfihrungen erfordert im 20 40 Die Dauer der Beanspruchung erstreckt sich in der Regel
wesentlichen Hand- und Armarbeit im Gehen. ca. 35% der Arbeitszeit.
Der anst.rengende T‘.e” der Ausfuhrunge[\ erforde.rt 'm Die Dauer der Beanspruchung erstreckt sich in der Regel
Wesentlichen den Einsatz des ganzen Kdrpers bei gutem 70 70 o

) ca. 70% der Arbeitszeit.
Bewegungsfreiraum.
Der anstrengende Teil der Ausfihrungen erfordert im . S

Die D der B h treckt sich in der Regel

Wesentlichen den Einsatz des ganzen Korpers bei 112 112 e Dauer der beanspruchung erstreckt sich in der Rege

eingeschranktem Bewegungsfreiraum.

Uber anndhernd die ganze Arbeitszeit.




Textbausteine zur Anforderungsart
Umwelteinflisse

Textbausteine X Textbausteine Y

Anforderungsgrad Anforderungsgrad

Die Ausflihrungen werden behindert durch einen
Umgebungseinfluss schwacher Intensitét (Larm, Lichtmangel,
Blendung, Geruch, Schmutz, Chemie, Hitze, Kalte, Durchzug,
Nasse, Feuchtigkeit, raumliche Enge, Unfallgefahr, laufend
hohe Aufmerksamkeit/Konzentration zur Vermeidung von
Unfallen/Schiden).

11 6 Diese Beanspruchung erfolgt gelegentlich.

Die Ausfiihrungen werden behindert durch einen

Umgebungseinfluss mittlerer Intensitat (Larm, Lichtmangel,

Blendung, Geruch, Schmutz, Chemie, Hitze, Kdlte, Durchzug, 2 16 Die Dauer dieser Beanspruchung erstreckt sich in der Regel
Nasse, Feuchtigkeit, rdumliche Enge, Unfallgefahr, laufend bis zu ca. 10% der Arbeitszeit.

hohe Aufmerksamkeit/Konzentration zur Vermeidung von

Unfallen/Schiden).

Die Ausfiihrungen werden behindert durch einen

Umgebungseinfluss starker Intensitat (Larm, Lichtmangel,

Blendung, Geruch, Schmutz, Chemie, Hitze, Kalte, Durchzug, 20 0 Die Dauer dieser Beanspruchung erstreckt sich in der Regel
Nasse, Feuchtigkeit, rdumliche Enge, Unfallgefahr, laufend bis zu ca. 35% der Arbeitszeit.

hohe Aufmerksamkeit/Konzentration zur Vermeidung von

Unfallen/Schiden).

Die Ausfiihrungen werden behindert durch mehrere

Umgebungseinflisse schwacher Intensitat (Larm, Lichtmangel,

Blendung, Geruch, Schmutz, Chemie, Hitze, Kalte, Durchzug, Die Dauer dieser Beanspruchung erstreckt sich in der Regel
Nasse, Feuchtigkeit, raumliche Enge, Unfallgefahr, laufend bis zu ca. 70% der Arbeitszeit.

hohe Aufmerksamkeit/Konzentration zur Vermeidung von

Unfallen/Schaden).

Die Ausflihrungen werden behindert durch mehrere

Umgebungseinflisse mittlerer Intensitét (Larm, Lichtmangel,

Blendung, Geruch, Schmutz, Chemie, Hitze, Kalte, Durchzug, 112 112 Die Dauer dieser Beanspruchung erstreckt sich in der Regel
Nasse, Feuchtigkeit, raumliche Enge, Unfallgefahr, laufend Uber anndhernd die ganze Arbeitszeit.

hohe Aufmerksamkeit/Konzentration zur Vermeidung von

Unfillen/Schiden).

Textbausteine zur Anforderungsart
Passive psychische Belastung

Textbausteine X Textbausteine Y

Anforderungsgrad Anforderungsgrad

Der Einsatz erfolgt in Situationen, die beruflich wenig oder nur
indirekt mit Menschen mit herausforderndem Verhalten und
Erkrankungen oder Behinderungen anderer zu tun haben.
Solche Einfliisse sind daher nicht relevant.

0 0 Die Haufigkeit und Dauer der Belastung ist nicht relevant.

Die Auslibung der Funktion ist vorranging ausgerichtet auf an

sich gesunde, jedoch schwierige, auch aggressive Personen,

was Konfrontationen und Konflikte mit sich bringt. 28 28 Solche Situationen ergeben sich wochentlich.
Stelleninhaberlnnen sind in der Regel im Umgang mit solchen

Situationen geschult.

Die Ausilibung der Funktion ist vorranging ausgerichtet auf

Pflege und Betreuung von Menschen mit Erkrankungen oder

Behinderungen. Die damit verbundene Konfrontation 56 56 Solche Situationen ergeben sich taglich.
erfordert von dem / der Stelleninhaberin auRerordentliche

Geduld und Uberwindung.

Die Auslibung der Funktion ist vorranging ausgerichtet auf

Pflege und Betreuung von Menschen mit schwerwiegenden

Erkrankungen oder Behinderungen. Die damit verbundene 84 84 Solche Situationen ergeben sich mehrmals taglich.
Konfrontation erfordert von dem / der Stelleninhaberin

auBerordentliche Geduld und Uberwindung.

Die Auslibung der Funktion ist vorrangig ausgerichtet auf
Pflege und Betreuung Schwerstkranker, Sterbender oder 112 112 Solche Situationen ergeben sich laufend.
erfordert Verrichtungen an Toten.




Anlage 3
(zu § 58 Abs. 3 und § 71d Abs. 3)

Textbausteine zur Anforderungsart

Fachkompetenz
Ausbildung Erfahrung in Funktion
Anforderungsgrad  Anforderungsgrad
Zur Erfullung der Anforderungen bedarf es tblicherweise sowie praktischer Erfahrung — in komprimierter Form — von
einer kurzen Einweisung von einigen Tagen, Wochen. Oder: 10 15 P J P

kurze Anlehre, bis 6 Monate am Arbeitsplatz.

etwa 6 Monaten.

Zur Erfullung der Anforderungen bedarf es tblicherweise
einer etwa 1-jahrigen Anlehre am Arbeitsplatz.

15

30

sowie praktischer Erfahrung — in komprimierter Form —von
etwa 1 Jahr.

Zur Erfullung der Anforderungen bedarf es tblicherweise
einer etwa 2-jahrigen Anlehre an mehreren Arbeitsplatzen.
Oder: 2-jahrige Berufsausbildung oder Kurzlehre. Oder:
3-jahrige Lehre, die jedoch nicht auf den Arbeitsplatz
zweckgerichtet sein muss.

20

45

sowie praktischer Erfahrung — in komprimierter Form —von
etwa 2 Jahren.

Zur Erfullung der Anforderungen bedarf es tblicherweise
einer 3-jahrigen handwerklich orientierten Berufslehre.

25

60

sowie praktischer Erfahrung — in komprimierter Form —von
etwa 3 Jahren.

Zur Erfullung der Anforderungen bedarf es tblicherweise
einer 3-jahrigen technisch, kaufménnisch orientierten
Berufslehre.

35

75

sowie praktischer Erfahrung — in komprimierter Form —von
etwa 4 Jahren.

Zur Erfullung der Anforderungen bedarf es tblicherweise
einer 3-4-jahrigen technisch, kaufménnisch orientierten
Berufslehre (zB Handelsschule).

40

90

sowie praktischer Erfahrung — in komprimierter Form —von
etwa 5 Jahren.

Zur Erfullung der Anforderungen bedarf es tblicherweise
den Abschluss einer mittleren Schulausbildung (ohne
Matura), erganzt mit einem oder mehreren
Zusatzdiplomen, die berufsbegleitend in Lehrgangen tiber
mehrere Semester erworben werden —z.B.: Controller-
Lehrgang, Bilanzbuchhalter.

50

100

sowie praktischer Erfahrung — in komprimierter Form —von
mehr als 5 Jahren.

Zur Erfullung der Anforderungen bedarf es tblicherweise
des Abschlusses einer allgemein bildenden héheren Schule
(4 Jahre — ohne Fachvertiefung, Matura).

60

Zur Erfullung der Anforderungen bedarf es tblicherweise
des Abschlusses einer 4-5-jahrigen berufsbildenden
hoéheren Schule (Matura).

65

Zur Erfullung der Anforderungen bedarf es tblicherweise
des Abschlusses einer berufsbildenden héheren Schule und
einer Spezialisierung, in etwa 1-jahriger Weiterbildung.

Zur Erfullung der Anforderungen bedarf es tblicherweise
des Abschlusses einer Fachhochschule.

80

Zur Erfullung der Anforderungen bedarf es tblicherweise
des Abschlusses einer Fachhochschule und einer
Spezialisierung, in etwa 1-jahriger Weiterbildung. Oder:
Uni-Abschluss.

90

Zur Erfullung der Anforderungen bedarf es tblicherweise
des Abschlusses einer Uni oder einer Spezialisierung, in
etwa 1-jahriger Weiterbildung oder Dissertation.

95

Zur Erfullung der Anforderungen bedarf es tblicherweise
eines mehrfachen Uni-Abschlusses oder einer Habilitation.

100




Textbausteine zur Anforderungsart
Entscheidungskompetenz

Handlungsspielraum

Anforderungsgrad

Selbstandigkeit

Anforderungsgrad

Die Aufgaben werden nach detaillierten, genauen Vorgaben

Bei der Bearbeitung der zugeteilten Aufgaben wird laufend

ausgefihrt. 15 15 unterstltzt und betreut. Die Ausfiihrungen werden
regelmaRig tUberpruft.

Die gr(?b ertelltep .Auft.rage erfordern die Ausfu.hrung Bekannte Aufgaben werden mehrheitlich selbsténdig
verschiedener Tatigkeiten, evtl. nach mehrstufigem . . . .

. . . L . 30 30 ausgefiihrt. Bei neuen Aufgaben wird Unterstiitzung
Arbeitsplan oder nach eingespielter/eingelibter Routine, L . N

. ) ) geboten. Fallweise Uberpriifung der Ausfiihrungen.
was eigene Festlegungen in Details erfordert.
B?arbeltung mehrerer im Ablauf logisch zus:dmmen» Weitgehend selbstandige Bearbeitung der zugeteilten
hangender Aufgaben nach Ausfiihrungsbestimmungen oder N .

. Lt . . Aufgaben. In der Regel Selbstiiberpriifung der
sonstigen Richtlinien (Gesetzen, Betriebsvorschriften, 45 45 N . 5 g

e . . Ausfiihrungen. Das erfordert auch eigenstandige
Qualitatsrichtlinien, Arbeitsanweisungen), was Ermessens- .

L N Entscheide.
entscheide im bekannten Losungsspektrum erfordert.
Bearbeitung eines umfassenden Aufgabenbereichs mit Neben der selbstdandigen Ausflihrung der eigenen Aufgaben
mehreren verschiedenen Schwerpunkten (z.B. fachlich/ wird auch fallweise die fachliche Betreuung von
technisch und administrativ) nach groben Richtlinien oder 60 60 Mitarbeiterinnen oder Organisationsbereichen bzw. von
Rahmenvorgaben. Das erfordert Ausarbeitung neuer Parteien oder externen Ansprechpartnern (Behorden,
Losungen, abgeleitet aus bekannten, erprobten Fallen. Verbanden, etc.) ibernommen.
Bearbeitung anspruchsvoller Auftrage nach konkreten La.ufend.fachllche Betreuung .und. Beratung von
. . . . . Mitarbeiterlnnen oder Organisationsbereichen bzw. von
Zielen mit breitem Handlungsspielraum auch in der Wahl 80 80 . M
der Mittel Parteien oder externen Ansprechpartnern (Behdrden,
) Verbdnden etc.) im eigenen angestammten Fachgebiet.
Umfassende Bearbeitung anspruchsvoller Probleme nach Weltlauflgel, ve.rnetzte Efetreuung von M|tarl:?e|terlnnen
. R i . oder Organisationsbereichen bzw. von Parteien oder

generellen Zielen, die es selbst zu préazisieren gilt. 100 100

Weitreichende Handlungskompetenz.

externen Ansprechpartnern (Behorden, Verbdnden, etc.) in
mehreren Themen- und Fachgebieten.

Textbausteine zur Anforderungsart

Wirkungsbereich

Wirkungsbreite

Anforderungsgrad

Wirkungsart

Anforderungsgrad

Ausflihrung von gut Uberschaubaren, gleichbleibenden
Wiederholungsaufgaben innerhalb eines klar abgegrenzten

Die Téatigkeiten sind rein ausfiihrend. Die unterwiesenen

Aufgabenbereichs. Kein Verstandnis fir Ursachen und 15 15 Arbgltsablaufe sind .exakt einzuhalten. Anderungen davon
. . nur in Absprache mit vorgesetzten Stellen.

Zusammenhange erforderlich.

Ausfliihrung von 6fters wechselnden, gleichartigen Die Ausfiihrungen erfordern 6fters Anpassungen und

Aufgaben innerhalb eines Aufgabenbereichs bzw. Optimierungen innerhalb des eigenen Arbeitsbereichs.

} - 5 i e ) 30 30 h . . .
Sachbereichs, wofiir Verstandnis fur die Ablauflogik und Diese werden eigenstdndig vorgenommen und haben keine
das Erkennen der Prioritaten erforderlich ist. Folgen fiir nachgelagerte Stellen.

Vielseitiger Einsatz in mehreren Sachbereichen oder
g . . N Die Ausfiihrungen erfordern immer wieder die Planung von
umfassender Einsatz in einem gut tGberschaubaren, klar . . . .
. . Abldufen nach Richtlinien, Schemata, Gewohnheit oder
abgegrenzten Fachbereich mit Resultatsverantwortung. 45 45 R - ]
. Erfahrung. Dies hat kurzfristige Auswirkungen auf
Ursachen und Zusammenhang mussen durchschaut .
benachbarte Stellen, Kunden oder Dritte.
werden.
Die eigenen Planungs- und Einteilungs-Aktivitaten sind auf
R . individuelle, wechselnde Situationen auszurichten. Daraus
Bearbeitung eines komplexen, umfassend vernetzten . L - .
. . entstehen erhebliche kurz- bis mittelfristige Auswirkungen
Fachbereichs mit mehreren Aufgabenschwerpunkten, z.B. 60 60 . . . o R
. . . . auf das Ergebnis / die Leistung (Produktivitdt) des eigenen
fachlich/technisch und administrativ. . . .
Organisationsbereiches und anderer Stellen der Gemeinde-
verwaltung, auf Parteien oder externe Ansprechpartner.
Umfassende flachendeckende Bearbeitung mehrerer Die eigenen Akthltz?ten habfen |nn9vat|ven, k?nzeptl.on.ellen
. ) . Charakter und damit erhebliche mittel- und ldngerfristige
anspruchsvoller Fachbereiche — in der Regel mit genereller ) . ) . .
X . . N 80 80 Auswirkungen auf das Ergebnis / die Leistung des eigenen
Wirkung bis zu externen Leistungsempfangern. Erfordert L . .
e S . o Organisationsbereiches und anderer Stellen der Gemeinde-
wichtige fachbereichsubergreifende Aktivitaten. -
verwaltung, auf Parteien oder externe Ansprechpartner.
Die eigenen Aktivitaten flihren zu grundsatzlichen
. . . Konzeptionen (Strategien der Gemeindeverwaltung) und
Umfassende Bearbeitung eines weit vernetzten haben damit massive langerfristige Auswirkungen auf das
Organisationsbereiches mit weitreichender 100 100 & & &

Handlungskompetenz und Gesamtverantwortung.

Leistungsangebot und das Ergebnis des eigenen
Organisationsbereiches und anderer Organisationsbereiche
der Gemeindeverwaltung.




Textbausteine zur Anforderungsart
Fihrungskompetenz — Team/Fach

Art der Fach-/Teamfiihrung Wirkungsreichweite

Anforderungsgrad  Anforderungsgrad

Fachliche Uberpriifung von Arbeitsresultaten von Teams Einsatz und Wirkung beziehen sich auf einen Klar

der G . Kontroll Arbeitsabldufen. D fordert 15 15
oaer ruppen. ontrofie von r eltsablauten. Las ertorder definierten Aufgabenbereich und/oder Ablauf.
auch Information und Unterweisung von Kollegen.
Erteilen von Auftragen im Team, Fortschritts- und Einsatz und Wirkung beziehen sich auf einen Sachbereich,
Ergebniskontrolle. 30 30 der mehrere verschiedene Aufgaben und Abldufe in

fachtechnischer und organisatorischer Hinsicht umfasst.

Fachliche Fiihrung tiber klassische Team- oder

Bereichsgrenzen hinweg. Planung, Auftragserteilung, Einsatz und Wirkung beziehen sich auf einen klar
Kontrolle und Resultatabnahme. Koordinationsaufgaben. 45 45 definierten Fachbereich mit vertrauten Technologien und
Durchsetzung von Vorhaben, Richtlinien. Systemen.

Prozessverantwortung im zugeteilten Fachbereich.

Fachliche Fiihrung in konflikttrachtigen Belangen tber

Klassische Team- oder Bereichsgrenzen hinweg. Einsatz und Wirkung beziehen sich auf einen komplexen,

o . N . 60 60 vernetzten Fachbereich mit vertrauten Technologien und
Koordination von Bereichen mit divergierenden
. Systemen.
Zielsetzungen.
Projektleitung in umfassenden Vorhaben, bei deren
Realisierung die Beteiligten von weitgehend gleichen 80 80 Einsatz und Wirkung beziehen sich auf einen gesamten

akzeptierten Zielsetzungen ausgehen (Investitionsvorhaben, Verwaltungsbereich der Gemeinde.
Einfihrung von Systemen).

Projektleitung in umfassenden Vorhaben, bei deren

Realisierung die Beteiligten von erheblich divergierenden Einsatz und Wirkung beziehen sich auf mehrere
. . i b . 100 100 . .

Zielsetzungen ausgehen (konflikttrachtige Konzeptionen und Verwaltungsbereiche der Gemeinde.

deren Realisierung).

Textbausteine zur Anforderungsart
Fihrungskompetenz — Linie

Fiihrungsbereich Fiihrungsspanne

Anforderungsgrad  Anforderungsgrad

Es werden fachliche Fiihrungsaufgaben wahrgenommen

wie zum Beispiel Einsatz und Betreuung von

Mitarbeiterinnen; organisatorisches und administratives. 15 15
Weisungsbefugnis, aber keine disziplindre Fiihrung (z.B.

Entlassungsandrohung, Versetzungen etc.).

Die Personalbetreuung reicht etwa bis zu 3 direkt und
indirekt zugewiesenen Mitarbeiterinnen.

Zur Stelle gehoren Fiihrungsaufgaben im Sinne direkter
Flhrung von ausfiihrenden Bediensteten, die mit 30 30
Routineaufgaben befasst sind. Auch disziplindre Flihrung.

Die Personalbetreuung reicht etwa bis zu 6 direkt bzw.
indirekt unterstellten Mitarbeiterinnen.

Zur Stelle gehoren Fiihrungsaufgaben im Sinne direkter
Fuhrung von Bediensteten, die in ihrem Sach-/Fachbereich 45 45
mit einem breiten Aufgabenspektrum befasst sind.

Die Personalbetreuung reicht etwa bis zu 12 direkt bzw.
indirekt unterstellten Mitarbeiterinnen.

Zur Stelle gehoren Fiihrungsaufgaben im Sinne direkter

FUhrung von Experten oder Bediensteten, die einen Die Personalbetreuung reicht etwa bis zu 25 direkt bzw.

60 60

anspruchsvollen Aufgabenbereich selbstandig indirekt unterstellten Mitarbeiterlnnen.

wahrnehmen.

Zur Stelle gehoren Fiihrungsaufgaben im Sinne von Fihrung 30 0 Die Personalbetreuung reicht etwa bis zu 50 direkt bzw.
von mehreren unterstellten Filhrungsebenen. indirekt unterstellten Mitarbeiterinnen.

Zur Stelle gehoren Fiihrungsaufgaben im Sinne von Fiihrung 100 100 Die Personalbetreuung umfasst mehr als 50 direkt oder

ganzer Verwaltungsbereiche der Gemeinde. indirekt unterstellte Mitarbeiterinnen.




Textbausteine zur Anforderungsart
Kundenorientierung

Sachniveau Kundenebene

Anforderungsgrad  Anforderungsgrad

Erteilung von Routineauskiinften aus Verzeichnissen, L . .
& Ansprechpartner sind in der Regel einzelne interne

Listen, Arbeitspapieren, Handbuichern usw., was 15 15 )

Grundverstandnis der Organisation erfordert. personlich gut bekannte Kolleginnen.

Erteilung von individuell zugeschnittenen Auskiinften, was Ansprechpartner sind in der Regel mehrere interne

Sach- und Organisationsverstdandnis Gber den 30 30 Kontaktpersonen von zumeist dhnlichem Positionsniveau

zugewiesenen Aufgabenbereich erfordert. aus verschiedenen Bereichen, nur zum Teil kollegial
bekannt. Gelegentlich auch externe Routinekontakte.

Empfehlung von MaRnahmen, Vorgehensweisen in Ansprechpartner sind in der Regel externe Personen wie

Routinefallen, was Abklarungen zur speziellen Situation 45 45 Kunden, Burger im eingespielten Kontakt und/oder 6fters

erfordert. Mitarbeiterinnen der internen mittleren Fiihrungsebene.

Ansprechpartner sind in der Regel externe fachlich
anspruchsvolle Personen wie Kunden, Blrger und/oder
regelmaRig Mitarbeiterlnnen der internen mittleren
FUhrungsebene.

Empfehlung von Lésungsansadtzen, MaRBnahmen und
Vorgehensweisen in individuellen Problemstellungen, was 60 60
Abkldrungen zur Situation und Optimierungen erfordert.

Ansprechpartner sind in der Regel externe Vertreter der 2.
FUhrungsebene, verantwortlich fur ihren
Organisationsbereich oder fallweise Mitarbeiterinnen der
internen oberen Flihrungsebene.

Verhandlungen in Vorhaben nach bewahrten
Ablaufschemata (spezialisierte Projektabwicklung = 80 80
Projektierung).

Festlegung von Positionen und Wahrnehmung von

Verhandlungen bei komplexen variierenden Vorhaben oder Ansprechpartner sind in der Regel Entscheidungstrager mit
ey - . 100 100

grundsatzlichen Organisationsangelegenheiten bzw. hoher Gestaltungskompetenz.

Geschéftsfallen.

Textbausteine zur Anforderungsart
Arbeitszeitflexibilitat

Ereignischarakter Ereignishaufigkeit

Anforderungsgrad  Anforderungsgrad

Der Einsatz erfolgt planmaBig zu wechselnden Beginn-, 10 10 Solche Ereignisse ergeben sich gelegentlich und sind daher
Schluss- und Pausenzeiten. kaum relevant.

Der Einsatz erfolgt planmaRig zu wechselnden Beginn-,

Schluss- und P it d erfordert erheblich
chluss- und Pausenzelten und errordert ernebliche Solche Ereignisse ergeben sich durchschnittlich bis zu 5 mal

Bereitschaft zur Arbeitszeitkompensation. AuRerdem 20 20 im Monat

werden dadurch Erschwernisse durch Nachtarbeit ’

abgedeckt.

Der Einsatz erfolgt spontan, Gberraschend zu wechselnden 35 15 Solche Ereignisse ergeben sich durchschnittlich bis zu 8 mal
Beginn-, Schluss- und Pausenzeiten. im Monat.
E:;iil:_s’astzhﬁzfg_gz;Zopn;j:é:;?:;:f:jldrfz;(ﬁihselnden 60 60 Solche Ereignisse ergeben sich durchschnittlich bis zu 12

. . o . lim Monat.
erhebliche Bereitschaft zur Arbeitszeitkompensation. malim viona

Der Einsatz kann spontan, liberraschend auch an
Wochenenden und Feiertagen erfolgen und erfordert 100 100
erhebliche Bereitschaft zur Zeitkompensation.

Solche Ereignisse ergeben sich durchschnittlich mehr als 12
mal im Monat.




Textbausteine zur Anforderungsart
Passive psychische Belastung

Konfrontationsanfall

Anforderungsgrad

Haufigkeit

Anforderungsgrad

Der Einsatz erfolgt in Situationen, die beruflich wenig oder
nur indirekt mit Menschen mit herausforderndem
Verhalten und Erkrankungen oder Behinderungen anderer
zu tun haben. Solche Einfliisse sind daher nicht relevant.

0

Die Haufigkeit und Dauer der Belastung ist nicht relevant.

Die Auslibung der Funktion ist vorrangig ausgerichtet auf
an sich gesunde, jedoch schwierige, auch aggressive
Personen, was Konfrontationen und Konflikte mit sich
bringt. Stelleninhaberinnen sind in der Regel im Umgang
mit solchen Situationen geschult.

25

25

Solche Situationen ergeben sich wochentlich.

Die Auslibung der Funktion ist vorrangig ausgerichtet auf
Pflege und Betreuung von Menschen mit Erkrankungen
oder Behinderungen. Die damit verbundene Konfrontation
erfordert von der Stelleninhaberin besonderes
Einfuhlungsvermdgen und Festigkeit.

50

50

Solche Situationen ergeben sich taglich.

Die Auslibung der Funktion ist vorrangig ausgerichtet auf
Pflege und Betreuung von Menschen mit schwerwiegenden
Erkrankungen oder Behinderungen. Die damit verbundene
Konfrontation erfordert von der Stelleninhaberin
auBerordentliche Geduld und Uberwindung.

75

75

Solche Situationen ergeben sich mehrmals taglich.

Die Auslibung der Funktion ist vorrangig ausgerichtet auf
Pflege und Betreuung Schwerstkranker, Sterbender oder
erfordert Verrichtungen an Toten.

100

100

Solche Situationen ergeben sich laufend.

Textbausteine zur Anforderungsart
Korperliche Beanspruchung

Art der Beanspruchung

Dauer der Beanspruchung

Anforderungsgrad  Anforderungsgrad
Der anstrengende Teil der Ausfiihrungen erfordert im 10 5 Diese Beanspruchung erfolgt gelegentlich und erstreckt sich
wesentlichen Hand- und Armarbeit im Sitzen. in der Regel bis max. 10 % der Arbeitszeit.
Der anstrengende Teil der Ausfiihrungen erfordert im 20 15 Die Dauer dieser Beanspruchung erstreckt sich in der Regel
wesentlichen Hand- und Armarbeit im Stehen. Uber ca. 10 % der Arbeitszeit.
Der anstrengende Teil der Ausfiihrungen erfordert im 35 15 Die Dauer dieser Beanspruchung erstreckt sich in der Regel
wesentlichen Koérperarbeit bei freiem Bewegungsspielraum. Uber ca. 35 % der Arbeitszeit.
Der anstrengende Teil der Ausfiihrungen erfordert im
wesentlichen .Korperarb.elt bei eingeschranktem . Die Dauer dieser Beanspruchung erstreckt sich in der Regel
Bewegungsspielraum — infolge Balancehaltung, Armarbeit 60 60 ib 2/3 der Arbeitszeit
,uber Kopf“ usw. ODER: Freie Haltung, aber schwere uber ca. er Arbeltszelt.
Lasten.
Der anstrengende Teil der Ausfiihrungen erfordert im
wesentlichen Kérperarbeit bei Extrembelastung — durch
beengende, schwere Schutzkleidung oder einseitig 100 100 Die Dauer dieser Beanspruchung erstreckt sich in der Regel

erzwungene Korperhaltung (gebtickt in Kanalen, Schachten)
oder besonders schwierige Balancehaltung und
erforderliche Schwindelfreiheit

Uber anndhernd die ganze Arbeitszeit.




Textbausteine zur Anforderungsart
Umgebungseinflisse

Gleichzeitig auftretende Umgebungseinfliisse

Anforderungsgrad

Dauer der Einfliisse

Anforderungsgrad

Die Ausfilihrungen werden behindert durch einen
Umgebungseinfluss schwacher Intensitat (Larm,
Lichtmangel, Blendung, Geruch, Schmutz, Chemie, Hitze,
Kalte, Durchzug, Ndsse, Feuchtigkeit, rdumliche Enge,
Unfallgefahr).

10

Diese Beanspruchung erfolgt gelegentlich und erstreckt sich
in der Regel bis max. 10 % der Arbeitszeit.

Die Ausfiihrungen werden behindert durch einen
Umgebungseinfluss mittlerer Intensitat (Larm, Lichtmangel,
Blendung, Geruch, Schmutz, Chemie, Hitze, Kalte,
Durchzug, Nasse, Feuchtigkeit, raumliche Enge,
Unfallgefahr).

20

15

Die Dauer dieser Beanspruchung erstreckt sich in der Regel
Uber ca. 10 % der Arbeitszeit.

Die Ausfilihrungen werden behindert durch einen
Umgebungseinfluss starker Intensitat (Larm, Lichtmangel,
Blendung, Geruch, Schmutz, Chemie, Hitze, Kalte,
Durchzug, Nasse, Feuchtigkeit, rdumliche Enge,
Unfallgefahr).

35

35

Die Dauer dieser Beanspruchung erstreckt sich in der Regel
ber ca. 35 % der Arbeitszeit.

Die Ausfiihrungen werden behindert durch mehrere
Umgebungseinflisse mittlerer Intensitat (Larm,
Lichtmangel, Blendung, Geruch, Schmutz, Chemie, Hitze,
Kalte, Durchzug, Nasse, Feuchtigkeit, raumliche Enge,
Unfallgefahr).

60

60

Die Dauer dieser Beanspruchung erstreckt sich in der Regel
Uber ca. 2/3 der Arbeitszeit.

Die Ausfiihrungen werden behindert durch mehrere
Umgebungseinflisse starker Intensitat (Ldrm, Lichtmangel,
Blendung, Geruch, Schmutz, Chemie, Hitze, Kalte,
Durchzug, Nasse, Feuchtigkeit, raumliche Enge,
Unfallgefahr).

100

100

Die Dauer dieser Beanspruchung erstreckt sich in der Regel
Uber anndhernd die ganze Arbeitszeit.




Anlage 7
(zu § 71g Abs. 3iVm § 71d)

Textbausteine zur Anforderungsart

Fachkompetenz
Textbausteine X Textbausteine Y
Anforderungsgrad  Anforderungsgrad
Zur Erfullung der Anforderungen bedarf es einer Anlernzeit 1 16 sowie praktischer Erfahrung von etwa 6 Monaten.

von mehreren Monaten.

Zur Erfullung der Anforderungen bedarf es eines
Lehrabschlusses ohne Zweckausbildung.

28

32

sowie praktischer Erfahrung von etwa 1 Jahr.

Zur Erfullung der Anforderungen bedarf es eines
Lehrabschlusses (3 Jahre) mit Zweckausbildung oder einer
kfm. Fachschule.

40

48

sowie praktischer Erfahrung von etwa 2 Jahren.

Zur Erfullung der Anforderungen bedarf es eines
Lehrabschlusses (3 Jahre) mit Zweckausbildung (kfm.
Fachschule) und mit Zusatzausbildung im AusmaR von ca.
150 Unterrichtseinheiten (im Rahmen einer
Einzelausbildung bzw. in Form eines individuell auf die
Funktion zugeschnittenen Curriculums).

45

64

sowie praktischer Erfahrung von etwa 3 Jahren.

Zur Erfullung der Anforderungen bedarf es eines
Lehrabschlusses (>3 Jahre) ohne Zusatzausbildung.

50

80

sowie praktischer Erfahrung von etwa 4 Jahren.

Zur Erfullung der Anforderungen bedarf es eines
Lehrabschlusses (>3 Jahre) mit Zusatzausbildung im
AusmaR von ca. 150 Unterrichtseinheiten (im Rahmen einer
Einzelausbildung bzw. in Form eines individuell auf die
Funktion zugeschnittenen Curriculums).

55

96

sowie praktischer Erfahrung von etwa 5 Jahren.

Zur Erfullung der Anforderungen bedarf es einer
Meisterprifung oder AHS.

65

112

sowie praktischer Erfahrung von mehr als 5 Jahren.

Zur Erflllung der Anforderungen bedarf es einer BHS/Kfm.
oder einer AHS mit Zusatzausbildung oder einer
Meisterprifung mit Zusatzausbildung im Ausmal von ca.
300 Unterrichtseinheiten (im Rahmen einer
Einzelausbildung bzw. in Form eines individuell auf die
Funktion zugeschnittenen Curriculums).

70

Zur Erfullung der Anforderungen bedarf es einer
BHS/techn. oder einer BHS/Kfm. mit Zusatzausbildung im
AusmaR von ca. 300 Unterrichtseinheiten (im Rahmen einer
Einzelausbildung bzw. in Form eines individuell auf die
Funktion zugeschnittenen Curriculums).

76

Zur Erfullung der Anforderungen bedarf es einer
BHS/techn. mit Zusatzausbildung im AusmaR von ca. 300
Unterrichtseinheiten (im Rahmen einer Einzelausbildung
bzw. in Form eines individuell auf die Funktion
zugeschnittenen Curriculums).

82

Zur Erfullung der Anforderungen bedarf es einer Ausbildung
zum Bachelor (Uni/FH).

88

Zur Erfullung der Anforderungen bedarf es einer Ausbildung
zum Bachelor mit Zusatzausbildung oder FH Magister alt.

94

Zur Erfullung der Anforderungen bedarf es einer Ausbildung
zum Master (Uni/FH), FH Magister mit Zusatzausbildung
oder Uni Magister.

100

Zur Erfullung der Anforderungen bedarf es einer Ausbildung
zum Master mit Zusatzausbildung (FH/Uni) oder Uni
Magister mit Zusatzausbildung oder Uni Dipl. Ing.

106

Zur Erfullung der Anforderungen bedarf es einer Ausbildung
zum Uni Dipl. Ing. mit Zusatzausbildung.

112




Textbausteine zur Anforderungsart
Entscheidungskompetenz

Textbausteine X Textbausteine Y

Anforderungsgrad  Anforderungsgrad

Die Aufgaben werden nach detaillierten, genauen kurzen Bei der Bearbeitung der zugeteilten Aufgaben wird laufend
Anweisungen und Uberwachter Einarbeit ausgefiihrt. 17 17 unterstitzt und betreut. Die Ausfiihrungen werden
Uberpriift.

Die Aufgaben werden nach summarischen, pauschalen
Auftragen, oder auch mehrstufigem Arbeitsplan oder nach
eingespielter/eingelibter Routine ausgefiihrt, was eigene
Festlegungen in Details erfordert.

Bekannte Aufgaben werden mehrheitlich selbstandig
34 34 ausgefiihrt. Bei neuen Aufgaben wird Unterstiitzung
geboten. Fallweise Uberpriifung der Ausfiihrungen.

Bearbeitung eines Aufgabenbereichs nach klar in Normen, Weitgehend selbstdndige Bearbeitung der zugeteilten
Handblchern oder sonstigen Regelungen festgelegten 51 51 Aufgaben. In der Regel Selbstliberprifung der
Rahmenvorgaben, was einfache Ermessensentscheide im Ausfiihrungen. Das erfordert auch eigenstandige
bekannten Losungsspektrum erfordert. Entscheide.

Bearbeitung eines Aufgabenbereichs mit mehreren

verschiedenen Schwerpunkten (z.B. fachliche und Neben der selbstdandigen Ausflihrung der eigenen Aufgaben
administrative) nach groben Rahmenvorgaben. Das 68 68 werden Andere (Mitarbeiter, Behorden, Kunden, etc.) in
erfordert Ausarbeitung neuer Losungen, abgeleitet aus einem oder mehreren Sachbereichen fachlich betreut.

bekannten, erprobten Fallen.

Bearbeitung anspruchsvoller Probleme nach konkreten
Zielvorgaben mit breitem Handlungsspielraum auch in der 90 90
Wahl der Mittel.

Laufend fachliche Betreuung Anderer in einem
Fachbereich.

Umfassende Bearbeitung anspruchsvoller Probleme nach
generellen groben Zielvorgaben, die es selbst zu prazisieren 112 112
gilt. Weitreichende Handlungskompetenz.

Weitlaufige, vernetzte fachliche Betreuung von
Mitarbeitern in mehreren Themen- oder Fachbereichen.

Textbausteine zur Anforderungsart
Wirkungsbereich

Textbausteine X Textbausteine Y

Anforderungsgrad  Anforderungsgrad

Ausflihrung von gut Uberschaubaren, gleichbleibenden

Wiederholungsaufgaben innerhalb eines abgegrenzten Die Tatigkeiten sind rein ausfiihrend. Die unterwiesenen
Aufgabenbereichs. Verstandnis fur Ursachen und 13 17 Arbeitsablaufe sind exakt einzuhalten. Anderungen davon
Zusammenhdnge nur in einem geringen AusmaR nur in Absprache mit vorgesetzten Stellen.
erforderlich.
Ausflihrung von 6fters wechselnden Aufgaben innerhalb Die Ausfiihrungen erfordern 6fters Anpassungen und
eines umfassenden Aufgabenbereichs bzw. in einem 27 34 Optimierungen innerhalb des eigenen Arbeitsbereichs.
abgegrenzten Sachbereich, was Verstandnis fur die Diese werden eigenstandig vorgenommen und haben kaum
Ablauflogik und das Erkennen der Prioritdten erfordert. Folgen fir nachgelagerte Stellen.
Einsatz in mehreren Sachbereichen bzw. in einem breit Die Ausfiihrungen erfordern immer wieder die Planung von
umfassenden Sachbereich mit Resultatsverantwortung, was Abldufen nach Richtlinien, Schemata, Gewohnheit oder
u e . - 44 51 . N
Verstandnis fiir die Ablauflogik und fur die Vernetzung der Erfahrung. Dies hat Auswirkungen auf benachbarte Stellen,
Sachbereiche erfordert. Kunden oder Dritte.
Die eigenen Planungs- und Einteilungs-Aktivitaten sind auf
individuelle, wechselnde Situationen auszurichten. Daraus
Umfassender Einsatz in einem Uberschaubaren, entstehen erhebliche kurz- bis mittelfristige Auswirkungen
abgegrenzten Fachbereich. Ursachen und Zusammenhange 61 68 auf das Ergebnis/die Leistung (Produktivitit) des eigenen
missen durchschaut werden. Organisationsbereiches oder anderer Bereiche der
Organisation, auf Kunden oder externe
Ansprechpartnerinnen.
Die eigenen Aktivitaten haben innovativen, konzeptionellen
Flachendeckende Bearbeitung eines breiten, umfassenden Charakter und damit erhebliche mittel- und langerfristige
Fachbereichs mit starker Vernetzung innerhalb der 78 90 Auswirkungen auf das Ergebnis/die Leistung des eigenen
Organisation. oder anderer Organisationsbereiche, auf Kunden und
externe Ansprechpartnerinnen.
Die eigenen Aktivitaten flihren zu grundsatzlichen
Umfassende flachendeckende Bearbeitung mehrerer Konzeptionen (Unternehmensstrategien) und haben damit
anspruchsvoller Fachbereiche. Erfordert wichtige 95 112 massive langerfristige Auswirkungen auf das
fachbereichstibergreifende Aktivitaten. Leistungsangebot und das Ergebnis des eigenen und

anderer Unternehmensbereiche.

Umfassende Bearbeitung eines weit vernetzten
Unternehmensbereiches mit weitreichender 112
Handlungskompetenz und Gesamtverantwortung.




Textbausteine zur Anforderungsart
Kommunikation/Kundenorientierung

Textbausteine X

Anforderungsgrad

Textbausteine Y

Anforderungsgrad

Abgesehen vom Kontakt mit dem eigenen Vorgesetzten
erfordert der Arbeitsablauf das Entgegennehmen von

Dabei geht es um Kontakte mit Kunden oder Arbeitskollegen

. P . . . 17 17 im eigenen Tatigkeitsablauf. Auskiinfte ohne tiefere
Informationen und kurzen miindlichen Hinweisen mit evtl. ]
. N Hinterfragung von Fachaspekten.
einfachen Riickfragen.
Abgesehen vom Kontakt mit dem eigenen Vorgesetzten Dabei geht es neben Einzelkontakten auch um Kontakte mit
erfordert der Arbeitsablauf Ublicherweise gegenseitigen 34 34 Kunden oder Dritten auf zumeist dhnlichen Positionsniveau.
Info-Austausch mit Riickfragen. Fachliche Auskiinfte eingeschrankt auf den eigenen
Arbeitsbereich.
Der Schwerpunkt der Beratung liegt in der Empfehlung von
P g lieg . P . g Ansprechpartner sind in der Regel externe Personen im
MaRnahmen, Produkten oder Vorgehensweisen in . . . . .
L w . . . 51 51 eingespielten Kontakt und/oder fallweise Mitarbeiterinnen
Routinefallen, was Abklarungen zur speziellen Situation R . .
der internen mittleren Fihrungsebene.
erfordert.
Der Schwerpunkt der Beratung liegt in der Empfehlung von
p glles . P . g Ansprechpartner sind in der Regel externe fachlich
Produkten, MaRnahmen und Vorgehensweisen in s
Lo . . 68 68 anspruchsvolle Personen und/oder regelmaRig
individuellen Problemstellungen, was Situationsanalysen ) . . . .
L Mitarbeiterinnen der internen mittlernen Fiihrungsebene.
und Optimierungen erfordert.
Ansprechpartner sind in der Regel externe Vertreter der 2.
Verhandlungen in Vorhaben nach bewdhrtem Ablauf in %0 %0 Flhrungsebene, verantwortlich fur ihren
bekannten Geschaftsfillen. Organisationsbereich, oder fallweise Mitarbeiterinnen der
internen oberen Fiihrungsebene.
Ansprechpartner sind in der Regel externe
Verhandlungen in umfassenden variierenden Vorhaben und 112 112 Geschéftsleitungen, Entscheidungstréger in Politik /

grundsatzlichen Geschaftsfallen.

offentlicher Verwaltung und/oder intern laufend hohe
Ebene.

Textbausteine zur Anforderungsart
Fihrungskompetenz — Linie

Textbausteine X

Textbausteine Y

Anforderungsgrad  Anforderungsgrad
Zlfr Stelle gehorerl Fuhrungsat.Jfgabe.n im Sinne fjlrek.ter Die Personalbetreuung reicht etwa bis zu 3 direkt und
Fhrung von ausfiihrenden Mitarbeiterinnen, die mit 22 17 - A . .
X . indirekt zugewiesenen Mitarbeitern.

Routineaufgaben befasst sind.
Zur Stelle gehoren Fiihrungsaufgaben im Sinne direkter
Flhrung von Mitarbeiterinnen, die in ihrem Sach- a 34 Die Personalbetreuung reicht etwa bis zu 6 direkt bzw.
/Fachbereich mit einem breiten Aufgabenspektrum befasst indirekt unterstellten Mitarbeitern.
sind.
Zlfr stelle gehoren Fuhru.ngs?ufgaben im Sinne direkter Die Personalbetreuung reicht etwa bis zu 12 direkt bzw.
Flhrung von Experten, die einen anspruchsvollen 66 51 . . .

. P indirekt unterstellten Mitarbeitern.
Fachbereich selbstdandig wahrnehmen.
Zur Stelle gehoren Fiihrungsaufgaben im Sinne von Fihrung 39 68 Die Personalbetreuung reicht etwa bis zu 25 direkt bzw.
von mehreren unterstellten Filhrungsebenen. indirekt unterstellten Mitarbeitern.
Zur Stelle gehoren Fiihrungsaufgaben im Sinne von Fiihrung 112 %0 Die Personalbetreuung reicht etwa bis zu 50 direkt bzw.
ganzer Unternehmensbereiche. indirekt unterstellten Mitarbeitern.

112 Die Personalbetreuung umfasst mehr als 50 direkt oder

indirekt unterstellte Mitarbeiter.




Textbausteine zur Anforderungsart
Fihrungskompetenz Projekt/Fach

Textbausteine X Textbausteine Y
Anforderungsgrad  Anforderungsgrad

Fachliche Uberpriifung von Arbeitsresultaten von Teams
oder Gruppen. Kontrolle von Arbeitsablaufen. Das erfordert 17 17
auch Information und Unterweisung von Kollegen.

Einsatz und Wirkung beziehen sich auf einen klar
definierten Aufgabenbereich und/oder Ablauf.

Erteilen von Auftragen im Team. Fortschritts- und
Ergebniskontrolle. Organisatorische Auftragsabwicklung.
Einarbeit, Unterweisung von Kollegen. Bericht zur
Arbeitssituation an Vorgesetzte.

Einsatz und Wirkung beziehen sich auf einen Sachbereich,
34 34 der mehrere verschiedene Aufgaben und Ablaufe in
fachtechnischer und organisatorischer Hinsicht umfasst.

Fachliche Fiihrung tiber klassische Team- oder

Bereichsgrenzen hinweg. Planung, Auftragserteilung, Einsatz und Wirkung beziehen sich auf einen klar
Kontrolle und Resultatabnahme. Koordinationsaufgaben. 51 51 definierten Fachbereich mit vertrauten Technologien und
Durchsetzung von Vorgaben, Richtlinien. Systemen.

Prozessverantwortung im zugeteilten Fachbereich.

Fachliche Fiihrung in konflikttrachtigen Belangen tber
klassische Team- oder Bereichsgrenzen hinweg.
Koordination von Bereichen mit divergierenden
Zielsetzungen.

Einsatz und Wirkung beziehen sich auf einen komplexen
68 68 Fachbereich mit starker Vernetzung innerhalb der
Organisation.

Projektleitung in umfassenden Vorhaben, bei deren
Realisierung die Beteiligten von weitgehend gleichen
akzeptierten Zielsetzungen ausgehen
(Investitionsvorhaben, Einfihrung von Systemen...).

Einsatz und Wirkung beziehen sich auf mehrere
90 90 anspruchsvolle Fachbereiche mit starker Vernetzung
innerhalb der Organisation.

Projektleitung in umfassenden Vorhaben, bei deren

Realisierung die Beteiligten zum Teil von erheblich Einsatz und Wirkung beziehen sich auf einen gesamten
. . . s L 112 112 - . -

divergierenden Zielsetzungen ausgehen (konflikttrachtige Unternehmensbereich oder die gesamte Organisation.

Konzeptionen und deren Realisierung).

Textbausteine zur Anforderungsart
Korperliche Beanspruchung

Textbausteine X Textbausteine Y
Anforderungsgrad  Anforderungsgrad

Der anstrengende Teil der Ausfiihrungen erfordert im

wesentlichen Hand- und Armarbeit im Sitzen. 11 6 Diese Beanspruchung erfolgt gelegentlich.

Der anstrengende Teil der Ausfiihrungen erfordert im Die Dauer dieser Beanspruchung erstreckt sich in der Regel

22 16

wesentlichen Hand- und Armarbeit im Stehen. ca. 10 % der Arbeitszeit.

Der anstrengende Teil der Ausfiihrungen erfordert im 0 0 Die Dauer dieser Beanspruchung erstreckt sich in der Regel
wesentlichen Hand- und Armarbeit im Gehen. ca. 35 % der Arbeitszeit.

Der anstrengende Teil der Ausfiihrungen erfordert im . . S
Wesentlichen den Einsatz des ganzen Korpers bei gutem 70 70 Die Dauer dieser Beanspruchung erstreckt sich in der Regel

X ca. 70 % der Arbeitszeit.
Bewegungsfreiraum.

Der anstrengende Teil der Ausfiihrungen erfordert im
Wesentlichen den Einsatz des ganzen Korpers bei 112 112
eingeschranktem Bewegungsfreiraum.

Die Dauer dieser Beanspruchung erstreckt sich in der Regel
Uber anndhernd die ganze Arbeitszeit.




Textbausteine zur Anforderungsart
Umwelteinflisse

Textbausteine X Textbausteine Y

Anforderungsgrad  Anforderungsgrad

Die Ausfilihrungen werden behindert durch einen
Umgebungseinfluss schwacher Intensitat (Larm,
Lichtmangel, Blendung, Geruch, Schmutz, Chemie, Hitze,
Kalte, Durchzug, Ndsse, Feuchtigkeit, rdumliche Enge,
Unfallgefahr, laufend hohe Aufmerksamkeit/Konzentration
zur Vermeidung von Unfallen/Schaden).

11 6 Diese Beanspruchung erfolgt gelegentlich.

Die Ausfiihrungen werden behindert durch einen

Umgebungseinfluss mittlerer Intensitat (Larm, Lichtmangel,

Blendung, Geruch, Schmutz, Chemie, Hitze, Kalte, 2 16 Die Dauer dieser Beanspruchung erstreckt sich in der Regel
Durchzug, Nasse, Feuchtigkeit, raumliche Enge, bis zu ca. 10 % der Arbeitszeit.

Unfallgefahr, laufend hohe Aufmerksamkeit/Konzentration

zur Vermeidung von Unfallen/Schaden).

Die Ausfiihrungen werden behindert durch einen

Umgebungseinfluss starker Intensitat (Larm, Lichtmangel,

Blendung, Geruch, Schmutz, Chemie, Hitze, Kalte, 40 40 Die Dauer dieser Beanspruchung erstreckt sich in der Regel
Durchzug, Nasse, Feuchtigkeit, raumliche Enge, bis zu ca. 35 % der Arbeitszeit.

Unfallgefahr, laufend hohe Aufmerksamkeit/Konzentration

zur Vermeidung von Unfillen/Schaden).

Die Ausfiihrungen werden behindert durch mehrere

Umgebungseinflisse schwacher Intensitat (Larm,

Lichtmangel, Blendung, Geruch, Schmutz, Chemie, Hitze, 70 70 Die Dauer dieser Beanspruchung erstreckt sich in der Regel
Kalte, Durchzug, Nasse, Feuchtigkeit, rdumliche Enge, bis zu ca. 70 % der Arbeitszeit.

Unfallgefahr, laufend hohe Aufmerksamkeit/Konzentration

zur Vermeidung von Unfillen/Schaden).

Die Ausfiihrungen werden behindert durch mehrere

Umgebungseinflisse mittlerer Intensitat (Larm,

Lichtmangel, Blendung, Geruch, Schmutz, Chemie, Hitze, Die Dauer dieser Beanspruchung erstreckt sich in der Regel
. . X o . 112 112 . .. . ; .

Kalte, Durchzug, Nasse, Feuchtigkeit, rdumliche Enge, Uber anndhernd die ganze Arbeitszeit.

Unfallgefahr, laufend hohe Aufmerksamkeit/Konzentration

zur Vermeidung von Unfallen/Schaden).

Textbausteine zur Anforderungsart
Passive psychische Belastung

Textbausteine X Textbausteine Y

Anforderungsgrad  Anforderungsgrad

Der Einsatz erfolgt in Situationen, die beruflich wenig oder
nur indirekt mit Menschen mit herausforderndem
Verhalten und Erkrankungen oder Behinderungen anderer
zu tun haben. Solche Einfliisse sind daher nicht relevant.

0 0 Die Haufigkeit und Dauer der Belastung ist nicht relevant.

Die Auslibung der Funktion ist vorrangig ausgerichtet auf

an sich gesunde, jedoch schwierige, auch aggressive

Personen, was Konfrontationen und Konflikte mit sich 28 28 Solche Situationen ergeben sich wochentlich.
bringt. Stelleninhaberinnen sind in der Regel im Umgang

mit solchen Situationen geschult.

Die Auslibung der Funktion ist vorrangig ausgerichtet auf

Pflege und Betreuung von Menschen mit Erkrankungen

oder Behinderungen. Die damit verbundene Konfrontation 56 56 Solche Situationen ergeben sich taglich.
erfordert von dem / der Stelleninhaberln besonderes

Einfuhlungsvermogen und Festigkeit.

Die Auslibung der Funktion ist vorrangig ausgerichtet auf

Pflege und Betreuung von Menschen mit schwerwiegenden

Erkrankungen oder Behinderungen. Die damit verbundene 84 84 Solche Situationen ergeben sich mehrmals taglich.
Konfrontation erfordert von dem / der Stelleninhaberin

auRerordentliche Geduld und Uberwindung.

Die Auslibung der Funktion ist vorrangig ausgerichtet auf
Pflege und Betreuung Schwerstkranker, Sterbender oder 112 112 Solche Situationen ergeben sich laufend.
erfordert Verrichtungen an Toten.
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	Gesetz über eine Änderung des Dienstrechtes der Landes- und Gemeindebediensteten  – Sammelnovelle
	Artikel I
	1. Im § 13 Abs. 7 wird der Ausdruck „§ 82 bzw. § 82a i.V.m. § 82“ durch den Ausdruck „§ 81b bzw. § 82 i.V.m. § 81b“ ersetzt.
	2. Im § 38 Abs. 1 wird die Wortfolge „die Verlegung des Wohnsitzes, die Eheschließung, die Begründung einer eingetragenen Partnerschaft, der Zuwachs und das Ausscheiden versorgungsberechtigter Angehöriger sowie bei weiblichen Landesbediensteten die Sc...
	3. Im § 40 Abs. 5 wird nach der Wortfolge „Pflegekarenz nach § 42b,“ die Wortfolge „bei einer Karenz zur Begleitung von Kindern bei einem Rehabilitationsaufenthalt nach § 42d“ eingefügt.
	4. Im § 40 Abs. 9 wird der erste Satz durch folgende Sätze ersetzt:
	5. Im nunmehrigen § 40 Abs. 9 dritter Satz wird die Wortfolge „Ist der Verbrauch des Erholungsurlaubes aus einem der nachfolgend genannten Gründe nicht möglich, verlängert sich die Frist“ durch die Wortfolge „Dieser Zeitraum verlängert sich in den fol...
	6. Der § 40 Abs. 9 lit. a entfällt; die bisherigen lit. b bis e werden als lit. a bis d bezeichnet.
	7. Im nunmehrigen § 40 Abs. 9 lit. c wird der Ausdruck „42b,“ durch die Wortfolge „§ 42b, einer Karenz zur Begleitung von Kindern bei einem Rehabilitationsaufenthalt nach § 42d,“ ersetzt.
	8. Im nunmehrigen § 40 Abs. 9 vierter Satz wird die Wortfolge „die genannte Frist“ durch die Wortfolge „der genannte Zeitraum“ ersetzt.
	9. Im nunmehrigen § 40 Abs. 9 fünfter Satz wird die Wortfolge „Nicht rechtzeitig verbrauchter“ durch die Wortfolge „Der Verfall von nicht rechtzeitig verbrauchtem“ und die Wortfolge „verfällt ohne Anspruch auf Entschädigung“ durch die Wortfolge „tritt...
	10. Der § 40 Abs. 10 lautet:
	11. Nach dem § 42c wird folgender § 42d eingefügt:
	12. Im § 44 Abs. 1 wird die Wortfolge „von zwei Jahren nach der Geburt“ durch die Wortfolge „des 22. Lebensmonats“ ersetzt und folgender zweiter Satz eingefügt:
	13. Im § 44 Abs. 2 wird die Wortfolge „bis zum Ablauf von zwei Jahren nach der Geburt des Kindes unter den in Abs. 1 genannten Voraussetzungen“ durch die Wortfolge „nach Maßgabe des Abs. 1“ ersetzt.
	14. Im § 45 Abs. 1 wird nach dem ersten Satz folgender Satz eingefügt:
	15. Der § 47 Abs. 1 lautet:
	16. Der § 62 Abs. 2 lit. a entfällt; die bisherigen lit. b bis g werden als lit. a bis f bezeichnet.
	17. Der § 63 Abs. 1 letzter Satz lautet:
	18. Dem § 63 Abs. 2 werden folgende Sätze angefügt:
	19. Der § 63 Abs. 2 letzter Satz wird, beginnend in einer neuen Zeile, als Abs. 4 bezeichnet.
	20. Im § 63 wird nach dem nunmehrigen Abs. 2 folgender Abs. 3 eingefügt:
	21. Im nunmehrigen § 63 Abs. 4 wird die Wortfolge „Modellstellen gilt Folgendes“ durch die Wortfolge „Modellstelle ist der Landesbedienstete wie folgt einzustufen“ ersetzt.
	22. Im § 63 werden die bisherigen Abs. 3 und 4 als Abs. 5 und 6 bezeichnet.
	23. Der § 65 entfällt.
	24. Im § 69 Abs. 4 wird der Ausdruck „§ 82“ durch den Ausdruck „§ 81b“ ersetzt.
	25. Der § 82 wird als § 81b und der § 82a als § 82 bezeichnet.
	26. Im nunmehrigen § 82 Abs. 2 wird im Verweis auf § 62 nach dem Wort „Monatsbezuges“ die Wortfolge „eine allfällige Zulage zur Anrechnung von Berufserfahrung oder besonderer Qualifikation gemäß § 82b sowie“ eingefügt.
	27. Im nunmehrigen § 82 Abs. 2 wird im Verweis auf § 63 nach der Wortfolge „anzuwenden ist,“ die Wortfolge „der Abweichung zu Abs. 2, dass der zweite Satz nicht anzuwenden ist, der Abweichung, dass Abs. 3 nicht anzuwenden ist“ eingefügt und der Ausdru...
	28. Im nunmehrigen § 82 Abs. 2 entfällt der Verweis „§ 65 – Anrechnung von Berufserfahrung oder besonderen Qualifikationen –“.
	29. Im nunmehrigen § 82 Abs. 2 entfällt der Verweis „§ 82 – Überprüfungskommission – mit der Maßgabe, dass abweichend von den Abs. 4, 5, 7 und 8 die Aufgaben der Überprüfungskommission von der Dienstbeurteilungskommission nach § 121 i.V.m. § 18 des La...
	30. Der § 82b wird als § 82a bezeichnet.
	31. Nach dem nunmehrigen § 82a wird folgender § 82b eingefügt:
	32. Im § 82c Abs. 2 entfällt der Verweis „§ 82 – Überprüfungskommission – mit der Abweichung zu Abs. 1, dass Abs. 1 lit. c nicht anzuwenden ist und die Überprüfungskommission auch ein Gutachten darüber erstattet, ob die Stelle, die ein Landesbedienste...
	33. Im § 87c Abs. 1 lit. d entfällt der Ausdruck „oder Teilpension gemäß § 27a AlVG“.
	34. Im § 87c Abs. 2 lit. b wird nach dem Wort „entrichten“ ein Strichpunkt gesetzt sowie die Wortfolge „dies umfasst auch jenen Anteil am Dienstnehmerbeitrag, der sich aus dem Unterschied der Beitragsgrundlage vor der Herabsetzung und nach der Herabse...
	35. Im § 87c Abs. 3 wird das Wort „Monaten“ durch die Wortfolge „vollen Kalendermonaten“ ersetzt, nach der Wortfolge „durchschnittlich gebührenden Entgelt“ der Klammerausdruck „(Oberwert)“ eingefügt und die Wortfolge „der herabgesetzten regelmäßigen A...
	36. Im § 87c Abs. 5 entfällt der Ausdruck „oder Teilpension gemäß § 27a AlVG“.
	37. Im § 88 Abs. 1 lit. b wird nach dem Wort „Entlassung“ die Wortfolge „sowie die Auflösung aufgrund einer strafgerichtlichen Verurteilung (§ 90)“ eingefügt.
	38. Im § 88 Abs. 1 lit. e wird am Ende der Beistrich durch einen Punkt ersetzt; der § 88 Abs. 1 lit. f entfällt.
	39. In der Überschrift des § 90 wird nach dem Wort „Dienstverhältnis“ ein Beistrich gesetzt sowie die Wortfolge „Auflösung des Dienstverhältnisses aufgrund einer strafgerichtlichen Verurteilung“ eingefügt.
	40. Der § 90 Abs. 3 letzter Satz entfällt.
	41. Dem § 90 wird folgender Abs. 4 angefügt:
	42. Im § 93 Abs. 3 wird das Wort „zweijähriger“ durch das Wort „einjähriger“ sowie das Wort „zwei“ durch das Wort „drei“ ersetzt und entfällt die Wortfolge „nach fünfjähriger Dienstzeit drei Monate,“.
	43. Im § 94 Abs. 6 wird nach dem Ausdruck „§ 42a“ die Wortfolge „oder einer Karenz zur Begleitung von Kindern bei einem Rehabilitationsaufenthalt gemäß § 42d“ eingefügt.
	44. Im § 95 lit. a wird der Ausdruck „§§ 82a iVm 62 Abs. 2“ durch den Ausdruck „§§ 82 iVm 62 Abs. 2“ ersetzt.
	45. Im § 111c Abs. 1 wird der Ausdruck „§§ 82a Abs. 2 iVm 64 Abs. 7“ durch den Ausdruck „§§ 82 Abs. 2 iVm 64 Abs. 7“ ersetzt.
	46. Nach dem § 132 wird folgender § 133 angefügt:
	47. Die Anlage 3 wird durch die angeschlossene Anlage 3 ersetzt.

	Anlage 3 (zu § 64 Abs. 3)
	Artikel II
	1. Im § 25 Abs. 1 lit. g wird nach dem Wort „Strafgesetzbuches“ der Ausdruck „oder § 3k des Verbotsgesetzes 1947“ eingefügt.
	2. Im § 39 Abs. 1 wird die Wortfolge „die Verlegung des Wohnsitzes, die Eheschließung, die Begründung einer eingetragenen Partnerschaft, der Zuwachs und das Ausscheiden versorgungsberechtigter Angehöriger, sowie bei weiblichen Landesbediensteten die S...
	3. Im § 41 wird nach dem Verweis „§ 42c – Pflegeteilzeit –“ der Verweis „§ 42d – Karenz zur Begleitung von Kindern bei einem Rehabilitationsaufenthalt –“ eingefügt.
	4. In den §§ 70 Abs. 4, 76 Abs. 7 lit. a, 76 Abs. 8 lit. a und 78 Abs. 1 lit. a wird jeweils nach dem Wort „Pflegekarenz“ ein Beistrich sowie die Wortfolge „einer Karenz zur Begleitung von Kindern bei einem Rehabilitationsaufenthalt“ eingefügt.
	5. Im § 120 wird nach dem Verweis „§ 42c – Pflegeteilzeit –“ der Verweis „§ 42d – Karenz zur Begleitung von Kindern bei einem Rehabilitationsaufenthalt –“ eingefügt.
	6. Nach dem § 161 wird folgender § 162 angefügt:
	Artikel III
	1. Im § 10 Abs. 1 wird das Wort „sollen“ durch das Wort „haben“ ersetzt.
	2. Der § 10 Abs. 4 entfällt.
	3. Im § 29 Abs. 1 entfällt die Wortfolge „außerhalb des Dienstortes“.
	4. Im § 33 Abs. 1 wird die Wortfolge „die Verlegung des Wohnsitzes, die Eheschließung, die Begründung einer eingetragenen Partnerschaft, das Hinzukommen und das Ausscheiden versorgungsberechtigter Angehöriger sowie bei weiblichen Gemeindeangestellten ...
	5. Im § 35 Abs. 5 wird nach dem Ausdruck „§ 38a,“ die Wortfolge „bei einer Karenz zur Begleitung von Kindern bei einem Rehabilitationsaufenthalt nach § 38c,“ eingefügt.
	6. Im § 35 Abs. 9 wird der erste Satz durch folgende Sätze ersetzt:
	7. Im nunmehrigen § 35 Abs. 9 dritter Satz wird die Wortfolge „Diese Frist verlängert sich“ durch die Wortfolge „Dieser Zeitraum verlängert sich in den folgenden Fällen“ ersetzt.
	8. Der § 35 Abs. 9 lit. a entfällt; die bisherigen lit. b bis e werden als lit. a bis d bezeichnet.
	9. Im nunmehrigen § 35 Abs. 9 lit. c wird nach dem Ausdruck „§ 38a“ ein Beistrich gesetzt sowie die Wortfolge „einer Karenz zur Begleitung von Kindern bei einem Rehabilitationsaufenthalt nach § 38c“ eingefügt.
	10. Im nunmehrigen § 35 Abs. 9 vierter Satz wird die Wortfolge „die genannte Frist“ durch die Wortfolge „der genannte Zeitraum“ ersetzt.
	11. Im nunmehrigen § 35 Abs. 9 fünfter Satz wird die Wortfolge „Nicht rechtzeitig verbrauchter“ durch die Wortfolge „Der Verfall von nicht rechtzeitig verbrauchtem“ und die Wortfolge „verfällt ohne Anspruch auf Entschädigung“ durch die Wortfolge „trit...
	12. Der § 35 Abs. 10 lautet:
	13. Nach dem § 38b wird folgender § 38c eingefügt:
	14. Im § 40 Abs. 1 wird die Wortfolge „von zwei Jahren nach der Geburt“ durch die Wortfolge „des 22. Lebensmonats“ ersetzt und nach dem ersten Satz folgender Satz eingefügt:
	15. Im § 40 Abs. 2 wird die Wortfolge „bis zum Ablauf von zwei Jahren nach der Geburt des Kindes unter den in Abs. 1 genannten Voraussetzungen“ durch die Wortfolge „nach Maßgabe des Abs. 1“ ersetzt.
	16. Im § 41 wird nach dem ersten Satz folgender Satz eingefügt:
	17. Der § 43 Abs. 1 lautet:
	18. Im § 49b Abs. 1 lit. d entfällt der Ausdruck „oder Teilpension gemäß § 27a AlVG“.
	19. Im § 49b Abs. 2 lit. b wird nach dem Wort „entrichten“ ein Strichpunkt gesetzt sowie die Wortfolge „dies umfasst auch jenen Anteil am Dienstnehmerbeitrag, der sich aus dem Unterschied der Beitragsgrundlage vor der Herabsetzung und nach der Herabse...
	20. Im § 49b Abs. 3 wird das Wort „Monaten“ durch die Wortfolge „vollen Kalendermonaten“ ersetzt, nach der Wortfolge „gebührenden Entgelt“ der Klammerausdruck „(Oberwert)“ eingefügt und die Wortfolge „der herabgesetzten regelmäßigen Arbeitszeit entspr...
	21. Im § 49b Abs. 5 entfällt der Ausdruck „oder Teilpension gemäß § 27a AlVG“.
	22. In der Überschrift des 4. Abschnitts wird nach dem Wort „Dienstbezüge“ die Wortfolge „im „Gehaltssystem neu“ “ eingefügt.
	23. Die Überschrift des 1. Unterabschnittes entfällt.
	24. Der § 56 Abs. 2 lit. a entfällt; die bisherigen lit. b bis e werden als lit. a bis d bezeichnet.
	25. Dem § 57 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt:
	26. Dem § 57 Abs. 2 werden folgende Sätze angefügt:
	27. Der § 57 Abs. 2 letzter Satz wird, beginnend in einer neuen Zeile, als Abs. 4 bezeichnet.
	28. Im § 57 wird nach dem nunmehrigen Abs. 2 folgender Abs. 3 eingefügt:
	29. Im nunmehrigen § 57 Abs. 4 wird die Wortfolge „Modellstellen gilt Folgendes“ durch die Wortfolge „Modelstelle ist der Gemeindeangestellte wie folgt einzustufen“ ersetzt.
	30. Im § 57 werden die bisherigen Abs. 3 und 4 als Abs. 5 und 6 bezeichnet.
	31. Im nunmehrigen § 57 Abs. 5 wird der Klammerausdruck „(Allgemeines Gehaltsschema)“ durch den Klammerausdruck „(„Allgemeines Gehaltsschema neu“)“ ersetzt.
	32. Im § 58 Abs. 6 wird nach dem ersten Satz folgender Satz eingefügt:
	33. Dem § 58 wird folgender Abs. 7 angefügt:
	34. Der § 59 entfällt.
	35. Der § 60 Abs. 1 zweiter Satz entfällt.
	36. Dem § 60 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt:
	37. Dem § 60 wird folgender Abs. 3 angefügt:
	38. Im § 61 Abs. 1 wird die Wortfolge „Einstufung in eine niedrigere Gehaltsklasse als die bisherige aufgrund einer Verwendungsänderung“ durch die Wortfolge „Zuordnung des Gemeindeangestellten zu einer Modellstelle, die einer niedrigeren Gehaltsklasse...
	39. Im § 61 Abs. 2 lit. a wird nach dem Wort „auf“ die Wortfolge „seiner bisher bekleideten Stelle auf“ eingefügt.
	40. Im § 61 Abs. 2 lit. b wird die Wortfolge „der bisherigen Verwendung“ durch die Wortfolge „der bisher bekleideten Stelle“ ersetzt.
	41. Der § 63 Abs. 3 lautet:
	42. Im § 63 wird nach dem nunmehrigen Abs. 3 folgender Abs. 4 eingefügt:
	43. Im § 63 werden die bisherigen Abs. 4 bis 6 als Abs. 5 bis 7 bezeichnet.
	44. Im nunmehrigen § 63 Abs. 5 wird der Ausdruck „Abs. 3“ durch den Ausdruck „Abs. 4“ ersetzt.
	45. Im nunmehrigen § 63 Abs. 7 wird der Ausdruck „Abs. 5“ durch den Ausdruck „Abs. 6“ ersetzt.
	46. Der § 64 Abs. 6 entfällt; der bisherige Abs. 7 wird als Abs. 6 bezeichnet.
	47. Im § 64 wird nach dem nunmehrigen Abs. 6 folgender Abs. 7 eingefügt:
	48. Im § 65 Abs. 6 wird der Ausdruck „beträgt 65,66“ durch die Wortfolge „besteht aus einem Sockelbetrag in Höhe von 86,21 Euro und erhöht sich um 98,26“ und die Ausdrücke „66,40“, „70,12“ und „72,64“ durch die Ausdrücke „99,34“, „104,93“ und „108,69“...
	49. Nach dem § 71 wird folgender 5. Abschnitt eingefügt:
	„5. Abschnitt Dienstbezüge im „Gehaltssystem alt“
	1. Unterabschnitt Dienstbezüge, Allgemeine Bestimmungen
	§ 71b Dienstbezüge
	50. In der Überschrift des 2. Unterabschnittes des nunmehrigen 5. Abschnittes wird nach dem Wort „Krankenanstalten“ die Wortfolge „und Pflegeeinrichtungen“ eingefügt.
	51. Die bisherigen §§ 71a und 71b werden als §§ 71g und 71h bezeichnet.
	52. Die Überschrift des nunmehrigen § 71g lautet:
	53. Im nunmehrigen § 71g Abs. 1 wird nach dem Wort „Krankenanstalten“ die Wortfolge „und Pflegeeinrichtungen“ eingefügt.
	54. Im nunmehrigen § 71g Abs. 2 wird der Ausdruck „1. Unterabschnittes“ durch den Ausdruck „4. Abschnittes“ ersetzt.
	55. Im nunmehrigen § 71g Abs. 2 entfallen die Verweise auf § 56 bis § 60.
	56. Im nunmehrigen § 71g Abs. 2 wird der Verweis „§ 61 – Rückstufung –“ durch den Verweis „§ 61 – Rückstufung – mit der Abweichung zu Abs. 1, dass der letzte Satz nicht anzuwenden ist.“ ersetzt.
	57. Im nunmehrigen § 71g Abs. 2 entfällt im Verweis auf § 70a die Wortfolge „der Krankenanstalten“.
	58. Dem nunmehrigen § 71g wird folgender Abs. 3 angefügt:
	59. Im nunmehrigen § 71h wird der Ausdruck „§§ 71a Abs. 2 in Verbindung mit 57 und 60 Abs. 1 erster Satz“ durch den Ausdruck „§§ 71g Abs. 3 iVm 71c und 71f Abs. 1 erster Satz“ und der Klammerausdruck „(Gehaltsschema für Ausbildungsärzte)“ durch den Kl...
	60. Die bisherigen Abschnitte 5. bis 7. werden als Abschnitte 6. bis 8. bezeichnet.
	61. Im § 74 Abs. 1 lit. b wird das Wort „und“ durch das Wort „sowie“ ersetzt und nach dem Wort „Verurteilung“ der Klammerausdruck „(§ 76)“ eingefügt.
	62. In der Überschrift des § 76 entfällt das Wort „vorzeitige“.
	63. Im § 76 Abs. 4 wird der Ausdruck „StGB“ durch die Wortfolge „des Strafgesetzbuches oder des § 3k des Verbotsgesetzes 1947“ ersetzt und vor dem Wort „aufgelöst“ die Wortfolge „im Sinne einer Entlassung“ eingefügt.
	64. Im § 79 Abs. 1 entfällt die Wortfolge „auf unbestimmte Zeit begründete“.
	65. Der § 79 Abs. 2 entfällt; die bisherigen Abs. 3 bis 6 werden als Abs. 2 bis 5 bezeichnet.
	66. Im nunmehrigen § 79 Abs. 3 wird das Wort „zweijähriger“ durch das Wort „einjähriger“ sowie das Wort „zwei“ durch das Wort „drei“ ersetzt und entfällt die Wortfolge „nach fünfjähriger Dienstzeit drei Monate;“.
	67. Im § 80 Abs. 6 wird nach dem Ausdruck „§ 38“ die Wortfolge „oder einer Karenz zur Begleitung von Kindern bei einem Rehabilitationsaufenthalt gemäß § 38c“ eingefügt.
	68. Im § 81 lit. a wird nach dem Ausdruck „§ 56 Abs. 2“ ein Beistrich gesetzt und der Ausdruck „§ 71b Abs. 2 sowie §§ 71g iVm 71b Abs. 2“ eingefügt.
	69. Im § 83 Abs. 1 wird nach dem Ausdruck „§ 57“ der Ausdruck „bzw. § 71c“ eingefügt.
	70. Im § 83 Abs. 2 wird nach dem Ausdruck „§ 56 Abs. 2“ der Ausdruck „bzw. § 71b Abs. 2“ eingefügt.
	71. Im § 84 Abs. 5 wird nach dem Wort „zweiter“ die Wortfolge „und dritter“ eingefügt.
	72. Dem § 85 Abs. 2 wird folgender Satz angefügt:
	73. Im § 85 Abs. 8 wird nach dem Ausdruck „§ 56 Abs. 2“ der Ausdruck „bzw. § 71b Abs. 2“ eingefügt.
	74. Im § 85 Abs. 10 wird der Klammerausdruck „(Gehaltsschema für pädagogische Fachkräfte in Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen)“ durch den Klammerausdruck „(„Gehaltsschema neu für pädagogische Fachkräfte in Kinderbildungs- und -betreuungsein...
	75. Im § 87 Abs. 1 wird nach dem Ausdruck „§ 57“ der Ausdruck „bzw. § 71c“ eingefügt.
	76. Im § 87 Abs. 4 wird das Wort „Landesregierung“ durch das Wort „Bildungsdirektion“ ersetzt.
	77. Im § 87 Abs. 5 wird nach der Wortfolge „Anzahl von Tagen,“ die Wortfolge „die nach dem Abs. 4 unterrichtsfrei sind, als verbraucht,“ und nach dem Wort „zweiter“ die Wortfolge „und dritter“ eingefügt.
	78. Im § 87 Abs. 6 wird der Klammerausdruck „(Gehaltsschema für Musikschullehrer)“ durch den Klammerausdruck „(„Gehaltsschema neu für Musikschullehrer“)“ ersetzt und folgender Satz angefügt:
	79. Im § 94 Abs. 3 wird nach dem ersten Satz folgender Satz eingefügt:
	80. Im § 95 Abs. 1 wird der Ausdruck „§ 58 Abs. 6“ durch den Ausdruck „§ 71d Abs. 6“ ersetzt.
	81. Im § 95b wird der Ausdruck „§§ 71a Abs. 2 in Verbindung mit 58 Abs. 7“ durch den Ausdruck „§§ 71g Abs. 3 iVm 71d Abs. 6“ ersetzt.
	82. Nach dem § 95b wird folgender § 95c eingefügt:
	83. Im § 96 Abs. 2 lit. a und f wird jeweils der Ausdruck „der Gehaltsklassen 15 bis 23“ durch den Ausdruck „ab der Gehaltsklasse 15“ ersetzt.
	84. Im § 96 Abs. 2 lit. h wird nach dem Ausdruck „64 Stunden“ ein Strichpunkt gesetzt und die Wortfolge „sofern die Gewährung unter der Bedingung des § 36 Abs. 2 zweiter Satz erfolgt jedoch erst bei mehr als 128 Stunden“ eingefügt.
	85. Im § 115 Abs. 2 wird der Ausdruck „§§ 58 Abs. 4 und 63 Abs. 4“ durch den Ausdruck „§§ 58 Abs. 4 und 63 Abs. 5“ ersetzt.
	86. Im § 116 entfällt der Abs. 2; beim verbleibenden Absatz entfällt die Bezeichnung als Abs. 1.
	87. Nach dem § 118 wird folgender § 119 angefügt:
	88. Die Anlagen 1 bis 9 werden durch die angeschlossenen Anlagen 1 bis 9a ersetzt.

	Anlage 1 (zu § 57 Abs. 5)
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	Artikel IV
	1. Im § 24 Abs. 1 lit. g wird nach dem Wort „Strafgesetzbuches“ die Wortfolge „oder § 3k des Verbotsgesetzes 1947“ eingefügt.
	2. Im § 40 wird nach dem Verweis „§ 38b – Pflegeteilzeit –“ folgender Verweis eingefügt:
	3. Im § 49 entfällt im Verweis auf § 65 die Wortfolge „mit der Maßgabe, dass als Kinderzulage für das erste Kind überdies ein Sockelbetrag in Höhe von 57,61 Euro gebührt.“
	4. Im § 73 Abs. 4 wird nach der Wortfolge „einer Pflegekarenz,“ die Wortfolge „einer Karenz zur Begleitung von Kindern bei einem Rehabilitationsaufenthalt,“ eingefügt.
	5. In den §§ 79 Abs. 7 lit. a und Abs. 8 lit. a sowie 81 Abs. 1 lit. a wird jeweils nach dem Wort „Pflegekarenz“ ein Beistrich gesetzt und die Wortfolge „einer Karenz zur Begleitung von Kindern bei einem Rehabilitationsaufenthalt“ eingefügt.
	6. Im § 123 wird nach dem Verweis „§ 38b – Pflegeteilzeit –“ folgender Verweis eingefügt:
	„§ 38c – Karenz zur Begleitung von Kindern bei einem Rehabilitationsaufenthalt –“
	7. Im § 123 entfällt im Verweis auf § 65 die Wortfolge „mit der Maßgabe, dass als Kinderzulage für das erste Kind überdies ein Sockelbetrag in Höhe von 57,61 Euro gebührt.“
	8. Im § 142 Abs. 2 lit. i wird nach dem Ausdruck „64 Stunden“ ein Strichpunkt gesetzt und die Wortfolge „sofern die Gewährung unter der Bedingung des § 36 Abs. 2 zweiter Satz des Gemeindeangestelltengesetzes 2005 erfolgt jedoch erst bei mehr als 128 S...
	9. Im § 155 Abs. 12 wird der Ausdruck „§ 49 bzw. § 123 dieses Gesetzes“ durch den Ausdruck „§ 65 des Gemeindeangestelltengesetzes 2005“ ersetzt.
	10. Nach dem § 167 wird folgender § 168 angefügt:
	Artikel V
	1. Im § 5 Abs. 2 lit. f und Abs. 6 wird jeweils nach dem Wort „Strafgesetzbuches“ die Wortfolge „oder § 3k des Verbotsgesetzes 1947“ eingefügt.
	2. Im § 5 Abs. 5 lit. b wird die Wortfolge „die Vollversammlung des Landesverwaltungsgerichtes ist“ durch die Wortfolge „der Senat nach § 9 Abs. 3 ist“ ersetzt.
	3. Im § 5 Abs. 5 lit. c wird die Wortfolge „der Präsident oder die Präsidentin des Landesverwaltungsgerichtes ist“ durch die Wortfolge „jene Person ist, der der Vorsitz im Senat nach § 9 Abs. 3 zukommt“ ersetzt.
	4. Im § 18 Abs. 2 wird im Verweis auf § 41 nach dem Ausdruck „42c (Pflegeteilzeit),“ der Ausdruck „42d (Karenz zur Begleitung von Kindern bei einem Rehabilitationsaufenthalt),“ eingefügt.
	5. Im § 19 Abs. 2 wird nach dem Ausdruck „42c (Pflegeteilzeit),“ der Ausdruck „42d (Karenz zur Begleitung von Kindern bei einem Rehabilitationsaufenthalt),“ eingefügt.
	6. Im § 19 Abs. 8 wird der Verweis „§ 82 – Überprüfungskommission –“ durch den Verweis „§ 81b – Überprüfungskommission –“ ersetzt.
	7. Nach dem § 25 wird folgender § 26 angefügt:
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	a) Im Art. I lautet die Z. 47:
	‚47. Die Anlage 3 wird durch die angeschlossene Anlage 3 (zu § 64 Abs. 3) und die Anlage 6 durch die angeschlossene Anlage 6 (zu § 82a Abs. 2 iVm § 64) ersetzt.‘ 
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	zur Regierungsvorlage betreffend ein Gesetz über eine Änderung des Dienstrechtes der Landes- und Gemeindebediensteten – Sammelnovelle (Beilage 32/2024)
	a) Im Art. I lautet die Z. 47:
	„47. Die Anlage 3 wird durch die angeschlossene Anlage 3 (zu § 64 Abs. 3) und die Anlage 6 durch die angeschlossene Anlage 6 (zu § 82a Abs. 2 iVm § 64) ersetzt.“ 
	b) Im Art. III werden die der Regierungsvorlage angeschlossenen Anlagen 3 und 7 durch die diesem Antrag angeschlossenen Anlagen 3 (zu § 58 Abs. 3 und § 71d Abs. 3) und 7 (zu § 71g Abs. 3 iVm § 71d) ersetzt.
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	Anlage 7 (zu § 71g Abs. 3 iVm § 71d)
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	a) Im Art. I lautet die Z. 47:
	‚47. Die Anlage 3 wird durch die angeschlossene Anlage 3 (zu § 64 Abs. 3) und die Anlage 6 durch die angeschlossene Anlage 6 (zu § 82a Abs. 2 iVm § 64) ersetzt.‘ 


